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Editorial

Liebe Kolleginnen und Kollegen, liebe Leserin, lieber Leser,

Es ist Zeit für mehr Zeit!

„Es ist Zeit für mehr Zeit“. Diese Forderung 
haben sich die GEW und ihre Personalratsmit-
glieder auf die Fahne geschrieben. „Mehr Zeit“ 
nehmen wir als elementares Bedürfnis in den 
Lehrerzimmern wahr. 
Wir brauchen mehr Zeit für die Arbeit mit den 
Schülerinnen und Schülern, für die Unterstüt-
zung des Lernens, Zeit für Beziehung und Kom-
munikation, Zeit für Förderung. Nur so können 
wir allen Schüler/innen Erfolge ermöglichen 
und die gemeinsamen Ziele erreichen. Mehr 
Zeit brauchen Lehrkräfte und Schulleitungen, 
damit sie die gestellten Aufgaben qualitativ 
gut und gesund erfüllen können. Die Deputa-
te und die Belastungen sind zu hoch.
Diese Feststellung ist alt. Aber die GEW stellt 
sie bewusst jetzt in den Mittelpunkt. Denn der 
hausgemachte Lehrkräftemangel in zahlrei-
chen Schularten, Fächern und Regionen lässt 
Kultusministerin Susanne Eisenmann darüber 
nachdenken, wie mit den vorhandenen Lehr-
kräften noch mehr Aufgaben erledigt, noch 
mehr Unterrichtsstunden gewonnen wer-
den können. Es ist kontraproduktiv, in Zeiten 
des Lehrkräftemangels Unterstützungssyste-
me durch die Rückführung von Beschäftig-
ten in den Unterricht abzubauen oder sie erst 
gar nicht aufzubauen. Selbst wo wie an den 
Gymnasien aufgrund des Bewerberüberhangs 
Entlastung möglich wäre, verweigert sie die 
Landesregierung. All das macht unseren Beruf 
unattraktiv. 
Gerade in schwierigen Zeiten brauchen die 
Beschäftigen Wertschätzung. Dass sich die 
Kultusministerin öffentlich darüber ärgert, 
dass Lehrkräfte in Teilzeit arbeiten, Frei-
stellungsjahr und Auslandsschuldienst in 
Anspruch nehmen, hilft nicht weiter. Sie muss 
die Arbeitsbedingungen verbessern. Mehr 
Zufriedenheit und Freude an der Arbeit tra-
gen am ehesten zur Wahl eines hohen Depu-
tatsanteils bei, vor allem wenn die beruflichen 

Verpflichtungen mit den privaten Bedürfnis-
sen vereinbar sind.
Die Landesregierung und Kultusministerin 
Eisenmann denken über ein Arbeitszeitkonto 
nach, auf dem Mehrarbeitsstunden gesam-
melt werden. Für die GEW ist völlig klar: Mehr-
arbeit muss freiwillig sein. Ob auf diesem Wege 
zusätzliches Unterrichtsvolumen gewonnen 
wird, hängt davon ab, ob die Lehrkräfte für 
sich darin einen Vorteil sehen und ob Landes-
regierung und Kultusministerin diesen Bei-
trag von Lehrkräften wertschätzen, mit einem 
Bonus honorieren und nicht gleichzeitig durch 
zusätzliche Belastungen in die persönliche 
Situation des/der Einzelnen eingreifen. Schafft 
die Kultusministerin Anreize, mit denen Bewer-
ber/innen für Mangelbereiche und -regionen 
gewonnen werden? Ist Teilzeit zur individuel-
len Entlastung weiterhin möglich?
Die Personalräte und Personalrätinnen der 
GEW sind in dieser Zeit wichtiger denn je. Sie 
setzen sich in jedem Einzelfall und bei lan-
desweiten Regelungen für die Interessen der 
Beschäftigten ein.
„Es ist Zeit für mehr Zeit!“ Damit gehen wir 
in die anstehenden Personalratswahlen im 
Bereich des Kultusministeriums. Diese For-
derung gilt für die alle Beschäftigten im Bil-
dungsbereich. Es ist erfreulich, dass viele Kol-
leginnen und Kollegen immer noch gerne in 
ihrem Beruf arbeiten. Wir müssen gemeinsam 
dafür sorgen, dass das so bleibt. Deshalb: „Es 
ist Zeit für mehr Zeit!“

Mit freundlichem Gruß 
Ihre

bildung & wissenschaft 10 / 2018

Doro Moritz, 
Landesvorsitzende GEW
Baden-Württemberg
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Aktuell

E U R O PÄ I SC H E DAT E N SC H U T ZG RU N DV E R O R D N U N G ( E U - D SGVO )

Schulleitungen und Datenschutzbeauftragte 
haften nicht
Viele Schulleiterinnen und Schulleiter 
treibt die Sorge um, dass sie für Fehler 
beim Datenschutz haftbar gemacht wer-
den können. Das Kultusministerium 
weist darauf hin, dass nach Art. 33 GG 
und auf § 839 BGB das Land Baden-
Württemberg für Fehler seiner Bediens-
teten haftet. Zu beachten ist allerdings, 
dass bei grob fahrlässigem Verhalten das 
Land seine Bediensteten in Regress neh-
men kann. Mit der EU-DSGVO wurde 
also keine neue Haftung für Schulleitun-
gen oder behördliche Datenschutzbeauf-
tragte eingeführt. Außerdem können 
Schulleiter/innen für Fehler ihrer Tätig-
keit in Sachen Datenschutz nicht mit 
einem Bußgeld belegt werden. Nach § 28 
LDSG n. F. vom 06.06 2018 dürfen gegen 
öffentliche Stellen keine Geldbußen ver-
hängt werden.
Abmahnschreiben durch Rechtsanwalts-

kanzleien müssen Schulen ebenfalls 
nicht fürchten. Schulen sind hiervon 
nicht betroffen, da sie nicht im Wettbe-
werb stehen. Die Empfehlung hier ist, 
Abmahnschreiben an die nächst höhere 
Dienststelle (Regierungspräsidium bzw. 
Schulamt) weiterzuleiten, damit sich die 
Jurist/innen dort der Sache annehmen 
können. Gleichzeitig sollte man aber 
den angemahnten Mangel (z.B. fehlen-
de Datenschutzerklärung auf der Home-
page) beheben.  

Hans Maziol

GEW und Fritz-Erler- 
Forum laden ein

Veranstaltungsreihe

Wie geht Gemeinschaftsschule? 

07.11.2018, 18:30 Uhr
Eduard-Spranger Schule, 
Reutlingen 

Landesweit gibt es inzwischen 304 
Gemeinschaftsschulen. 
• Wie hat sich die neue Lernkultur in 
der Bildungslandschaft etabliert?
• Was berichten Lehrkräfte und  
Schüler/innen aus der Praxis?
• Wo stehen die Schulen vor Heraus-
forderungen und welche Lernerfolge 
konnten bereits verzeichnet werden?
• Und wie sieht es im Vergleich zu 
anderen Bundesländern aus?
Diese und viele weitere Fragen disku-
tiert die GEW und das Fritz-Erler-Forum 
mit Vertreter/innen aus Politik, Wissen-
schaft, Gewerkschaft und Praxis.

Anmeldung unter
www.gew-bw.de/fach-
tag-gemeinschafts-
schule 

Siehe auch 
Einführungshinweise für 
Schulleiter/innen und 
Datenschutzbeauftragte
https://rp.baden-wuerttem-
berg.de/  
Suchwort:  

             Einführungshinweise

E R FO LG D E R G E W F Ü R FAC H L E H R K R Ä F T E M US I SC H - T E C H N I SC H E FÄC H E R

Aufstiegslehrgang macht A13 möglich

Durch den enormen Einsatz der Fach-
lehrkräfte und der Technischen Lehrkräf-
te bei Abgeordnetenbesuchen, durch ein 
Gespräch mit Kultusministerin Susan-
ne Eisenmann und die immer wieder-
kehrende Forderung der Mitglieder im 
Hauptpersonalrat GHWRGS gibt es eine 
positive Entwicklung. Musisch-techni-
sche Fachlehrkräfte können über den 
Aufstiegslehrgang auch in das Lehr-

amt Werkreal-, Haupt-, 
Realschulen und damit 
in A13 wechseln.
Dies gilt auch für Lehr-
kräfte, die zum Schul-
jahr 2018/19 den Auf-
stiegslehrgang begonnen 
haben. Sie können sich 
entscheiden, ob sie die 
Qualifizierung für das 
Lehramt Grundschule 
(A12) oder das Lehramt 
WHR (A13) absolvieren 
wollen. Die Infos auf 
www.lehrer-online-bw.

de sollen schnell angepasst werden.
Die GEW hofft, dass durch diese neue 
Regelung auch für GHS-Lehrkräfte an 
den Haupt-/Werkrealschulen der Hori-
zontale Laufbahnwechsel möglich wird.
Die GEW wird sich dafür einsetzen, dass 
auch Grundschulehrkräfte nach A13 
besoldet werden.  

Angelika Kistner
Landespersonengruppe Fach-/Technische Lehrkräfte

SCHULART/ EINSATZ
IM UNTERRICHT ZIELLEHRAMT

FL m/t bei Einsatz  
ausschließlich an GS Lehramt GS (A12)

FL m/t bei Einsatz an 
GHWS, GMS, RS Lehramt WHR (A13)

FL m/t an SBBZ
Lehramt WHR (A13) bzw. GS 
(A12) – abhängig vom 
Bildungsgang

 Aufruf  

Unter GEW-Mitgliedern gibt es Kolle-
ginnen und Kollegen, die schriftstel-
lerisch tätig sind. Rebecca Netzel ist 
eine von ihnen und interessiert sich 
für eine gewerkschaftseigene Vertre-
tung von Autoren und Autorinnen. Sie 
möchte einen Arbeitskreis innerhalb 
der GEW ins Leben zu rufen! Schließ-
lich sind Bildung und Kultur verwand-
te Felder!
Wer veröffentlicht immer wieder eige-
ne Texte? Wer hat Interesse an einer 
gemeinsamen gewerkschaftlichen 
Arbeit?

Bitte melden unter der
E-Mail-Adresse:  
info@gew-bw.de
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P E R SO N A L R ÄT E - U N D V E RT R AU E N S L E U T E - KO N F E R E N Z

Es ist Zeit für mehr Zeit

Zur Einstimmung auf die Personalrats-
wahlen im Mai 2019 veranstaltet die 
GEW in jedem der vier Bezirke eine 
Personalräte- und Vertrauensleutekon-
ferenz. (Termine auf Seite 34). Den Auf-
takt machte Nordwürttemberg Ende 
September in Stuttgart. Rund 150 GEW-
Mitglieder in verantwortlichen Positi-

onen aus allen Schularten konnten ihre 
alltäglichen Sorgen und Nöte zur Spra-
che bringen. 
Lehrermangel betrifft zurzeit Schulen 
aller Schularten. Die schlechte Unter-
richtsversorgung überlagert  alle ande-
ren Herausforderungen, die ebenfalls 
auf Lösungen warten: Fehlende Konzep-

te für Heterogenität, unklare Prüfungs-
situation, überlastete Schulleitungen, 
fehlende Materialien und vieles  mehr. 
Das GEW-Motto zu den Personalrats-
wahlen „Es ist Zeit für mehr Zeit“ passt 
auf vieles sehr genau und bringt einen 
Lösungsansatz auf den Punkt.   

b&w
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Aktuell

 Glosse: 1987: Ella, elle l’a 

Ich weiß nicht mehr, welcher Wahnwitz 
mich geritten hat, aber im September 
1987 trat ich in die Computer AG meiner 
Schule ein. Der Computerlehrer trug eine 
Helmut-Kohl-Brille. Er schaute uns aus-
druckslos an und leierte herunter: „Ihr 
habt die richtige Entscheidung getroffen, 
euch schon jetzt mit dem Personal Com-
puter auseinanderzusetzten.  Diese Gerä-
te werden unsere Zukunft sein.“ Wegen 
seiner monotonen Sprechweise hegten 
wir den Verdacht, er selber könnte ein 
Roboter sein. Im Raum standen klobi-
ge Bildschirme, auf denen es neongrün 
blinkte. „Denn“, leierte der Computer-
lehrer weiter, „mit diesen Geräten wer-
den wir eines Tages telefonieren, Briefe  
schreiben, unsere Bankgeschäfte erledi-
gen, einkaufen und fernsehen.“ Neben 
mir saß mein Freund. Er stupste mich 
an, grinste breit und deutete mit sei-

nem Zeigefinger auf seine Schläfe. Dann 
flüsterte er mir zu: „Der hat doch einen 
Knall. Dieses Ding? Einkaufen? Lächer-
lich.“ Ich stellte mir vor, wie aus dem 
Bildschirm kleine Roboterfüße und klei-
ne Roboterhände herausfuhren und es 
mit blecherner Stimme fragte: „Wo ist 
die Einkaufsliste?“ Am Ende des Schul-
jahres konnte ich programmieren, dass 
mein Name von links nach rechts über 
den Bildschirm flimmerte. „Wenn das 
die Zukunft sein soll“, dachte ich, „dann 
bleib ich lieber in der Gegenwart.“
Aber wir haben dem Computerlehrer 
Unrecht getan. Der Mann war ein Pro-
phet. Falls er GEW-Mitglied ist und das 
hier liest: Bitte entschuldigen Sie, Herr 
Maier, Sie hatten recht! 
Der große Hit des Jahres 1987 war übri-
gens „Ella, elle l‘a“ von der französischen 
Sängerin France Gall. Ella, sie hat es. Die-

ses Lied war damals ein furchtbarer Ohr-
wurm. Hatte man den Wurm mal, kriegt 
man ihn nie mehr los. „Ella, sie hat es!“
In Lehrkräftezimmer gab es eine Menge 
Häme für die gescheiterte Ella, die „elek-
tronische Lehr- und Lernassistenz“ des 
Kultusministeriums. Die Zukunft der 
Bildung sollte sie werden. „Angestocht 
von der grün-roten Regierung und dann 
mit Eisenmann’schem Willen weiterge-
trieben“, meinte ein Kollege und lachte 
meckernd. Ich lachte nicht mit. Ich bin 
da vorsichtiger geworden. Ich sage nur: 
1987! Vielleicht war ja nicht nur Herr 
Maier ein Prophet? Vielleicht ja auch 
France Gall! 
Wo kriegt man eigentlich diese schicken 
Tassen mit dem Ella-Logo her? Ich hätte 
gern eine und könnte dann in zwanzig 
Jahren sagen: Da, schaut! Ich war dabei!

Jens Buchholz

Empfang zur GEW-Konferenz für Personalräte und Vertrauensleute 
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Kita

PA K T F Ü R G U T E B I L D U N G U N D B E T R E U U N G 

Mehr Geld für Kitas
Ende Juli hat Kultusministerin Susanne Eisenmann den Pakt für gute Bildung und Betreuung vorge-
stellt. (vgl. b&w 09/2018 Seite 12). Enthalten ist auch die Finanzierung langjähriger Forderungen der 
GEW. Allerdings lässt die geplante Umsetzung zu wünschen übrig.

Nachdem der im grün-schwarzen Koa-
litionsvertrag angedachte „Kinderbil-
dungspass“ (KiBiPa) vor einem Jahr 
auch mit Hilfe der GEW verhindert wer-
den konnte, ist inzwischen klar, wofür 
die dafür vorgesehenen 84 Millionen 
Euro pro Jahr eingesetzt werden sollen. 
Ab 2019 sollen jährlich 80 Millionen 
Euro (im Endausbau) in den sogenann-
ten „Pakt für gute Bildung und Betreu-
ung“ fließen, der die Weiterentwicklung 
und Sicherung der Qualität der früh-
kindlichen Bildung zum Ziel hat. Die 
Mittel verbleiben also – wie von der 
GEW gefordert – im Bereich der Kin-
dertageseinrichtungen. 
Dieser mit den kommunalen Landes-
verbänden, den freien Trägern und der 
Kindertagespflege geschmiedete Pakt 
regelt: Fachkräfte-Offensive, Neuein-
richtung eines Instituts bzw. „Forums 

frühkindliche Bildung“, Inklusion, 
Sprachförderung, Kooperation mit der 
Grundschule, Evaluation des Orien-
tierungsplans und Kindertagespflege. 
Vereinbart wurde zudem, dass das vom 
Bund über das „Gute-Kita-Gesetz“ zur 
Verfügung gestellte Geld (ca. 718 Milli-
onen Euro bis 2022) zur Finanzierung 
von „Kita-Leitungszeit“ eingesetzt 
wird. 

Fachkräfte-Offensive
Wie im Koalitionsvertrag angekündigt, 
soll die Zahl der Ausbildungs- bzw. 
Schulplätze in der Praxisintegrierten 
Ausbildung (PIA) zum/zur staatlich 
anerkannten Erzieher/in um 25 Prozent 
ausgebaut werden. Damit dies gelingt, 
ist es notwendig, dass noch mehr Kita-
Träger PIA-Ausbildungsplätze anbieten. 
Zum Anreiz sollen sie für einen befris-
teten Zeitraum 100 Euro Ausbildungs-
pauschale pro Platz und Monat be- 
kommen. Bis die Maßnahme greift, wird 
erwogen, die Gruppengrößen in den 
Kitas um 2- bis 3 Kinder zu erhöhen.
Die GEW befürwortet den Ausbau der 
Praxisintegrierten Ausbildung, weist 
jedoch darauf hin, dass diese Maßnah-
me alleine nicht ausreicht, um den Fach-
kräftemangel zu beheben. Sie schlägt 
auch die Erhöhung der früh- und sozial-
pädagogischen Studienplätze vor.
Eine Erhöhung der Gruppengröße, wie 
sie viele Kita-Träger aufgrund des Fach-
kräftemangels derzeit fordern, lehnen 
wir vehement ab. Dies steht im krassen 
Widerspruch zum Ziel des „Pakts für 
gute Bildung und Betreuung“: der Wei-
terentwicklung und Sicherung der Qua-
lität in der frühkindlichen Bildung. 

Forum frühkindliche Bildung
Da der Bereich der frühkindlichen Bil-
dung weiter wächst und einen immer 
größeren Stellenwert auch im Kul-

tusministerium einnimmt, soll ein 
„Forum frühkindliche Bildung“ einge-
richtet werden. Das soll unter anderem 
für die Beratung und Begleitung der 
Kita-Träger sowie die Weiterentwick-
lung und Sicherung der Qualitätsent-
wicklung der Kitas nach landeseinheit-
lichen Standards zuständig sein. Für 
diese Aufgaben ist zusätzliches Perso-
nal geplant. 
Die GEW setzt sich schon seit vielen 
Jahren für die Einrichtung eines eige-
nen Referats im Kultusministerium 
für die frühkindliche Bildung, Erzie-
hung und Betreuung ein. Die Einrich-
tung des neuen Forums ist insoweit 
ein Erfolg für die GEW. Unserer Auf-
fassung nach, müssen dort Sozialpäd-
agog/innen mit Erfahrung in Kinder-
tageseinrichtungen eingestellt werden. 
Nur so ist gewährleistet, dass wissen-
schaftliche Erkenntnisse der Früh- und 
Kindheitspädagogik einfließen und der 
eigenständige Bildungsauftrag der Kitas 
gewahrt bleibt. 

Unterstützung bei inklusiver Betreuung
An das neue Forum angedockt werden 
sollen mobile Fachdienste und Quali-
tätsbegleiter/innen. Deren Aufgabe ist 
es, die Kitas bei der Erarbeitung einer 
inklusiven Konzeption zu beraten und 
zu unterstützen sowie das Kita-Personal 
zu qualifizieren. Nach einer Modellpha-
se mit anschließender Evaluation soll 
dieses Unterstützungssystem in allen 
Stadt- und Landkreisen eingerichtet 
werden. 
Nach Ansicht der GEW helfen diese 
Maßnahmen nur oberflächlich. Um die 
Kitas bei der inklusiven Bildungsarbeit 
wirklich zu unterstützen, wäre es not-
wendig, zusätzliche Heilpädagogen/
innen in den Kitas anzustellen, die Kin-
dern, Kita-Fachkräften und Eltern mit 
ihrer Expertise vor Ort zur Seite stehen. 

Der Bildungsauftrag der Kitas leitet 
sich aus dem Kinder- und Jugendhilfe-
gesetz ab. Dort steht in § 22 SGB VIII : 
(2) Tageseinrichtungen für Kinder und 
Kindertagespflege sollen 
1. die Entwicklung des Kindes zu einer 
eigenverantwortlichen und gemein-
schaftsfähigen Persönlichkeit fördern, 
2. die Familie und Bildung in der Fami-
lie unterstützen und ergänzen. 
(3) Der Förderauftrag umfasst Erzie-
hung, Bildung und Betreuung des Kin-
des und bezieht sich auf die soziale, 
emotionale, körperliche und geistige 
Entwicklung des Kindes. Er schließt 
die Vermittlung orientierter Werte und 
Regeln ein. Die Förderung soll sich am 
Alter und Entwicklungsstand und den 
Interessen und Bedürfnissen des ein-
zelnen Kindes orientieren und seine 
ethische Herkunft berücksichtigen. 
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Kita

Kooperation Kita – Grundschule 
Erfreulich ist, dass eine weitere Forde-
rung der GEW auf den Weg gebracht 
wird. Für die Kooperation mit der 
Grundschule soll den Kitas – analog zu 
den Schulen – ebenfalls eine Stunde zur 
Verfügung gestellt werden. 

Orientierungsplan ist Grundlage und 
Kompass
Im Koalitionsvertrag wurde ausgeführt, 
dass die Verbindlichkeit des Orientie-
rungsplans in Kindertageseinrichtungen 
„schrittweise angestrebt“ wird. Im Pakt für 

gute Bildung und Betreuung wurde nun 
die Evaluation des Orientierungsplans 
vereinbart. Es „soll überprüft werden, 
inwieweit die Ziele und die einzelnen 
Handlungsfelder umgesetzt werden und 
inwieweit der Orientierungsplan an die 
aktuellen Herausforderungen angepasst 
werden muss.“ In die Evaluation einbe-
zogen werden sollen auch die geplanten 
Maßnahmen in den Bereichen Inklusi-
on, Sprachförderung und Kooperation 
zwischen Kita und Grundschule. 
Die GEW fordert seit mittlerweile zehn 
Jahren, den Orientierungsplan für ver-

bindlich zu erklären und die finanziel-
len Ressourcen dafür bereitzustellen. 
Inwieweit die ange-kündigte Evaluation 
dazu beitragen soll, erschließt sich der-
zeit nicht. Eher ist zu befürchten, dass 
die pädagogische Arbeit in den Kitas den 
Anforderungen der Schulen angepasst 
werden soll.

Verschulung der Kita? 
Im Pakt für gute Bildung und Betreuung 
finden sich einige der Forderungen der 
GEW wieder. Jedoch wird in der Zielset-
zung und Ausgestaltung der einzelnen 
Themenbereiche ein schulischer Blick 
auf die Kitas sichtbar. Darauf deutet 
unter anderem die Aussage der Kultus-
ministerin hin: „Wenn wir die Leistungs-
fähigkeit der Schüler/innen verbessern 
wollen, müssen wir bereits in den Kitas 
ansetzen. Hier können wir Defizite aus-
gleichen und die Grundlage für passge-
naue Bildungsbiografien legen.“ Dahin-
ter verbirgt sich die Gefahr, dass die Kitas 
zu einer Art Vorschule zurückentwickelt 
werden, wie dies Anfang der siebziger 
Jahre der Fall war. Doch „Druck von 
oben auf die Kindertageseinrichtungen, 
Inhalte und Methoden der Grundschu-
le zu übernehmen, wirken sich“ – dem 
OECD-Bericht „Starting Strong“ (2001) 
zufolge – nachteilig auf den Lernprozess 
kleiner Kinder aus.“ Deshalb warnt die 
GEW – wie auch die 4-Kirchen-Konfe-
renz – vor einer Verschulung der Kitas. 

Heike Pommerening
Stellvertretende GEW-Landesvorsitzende

 Finanzierung der Leitungszeit  –  Erfolg der GEW 

Seit vielen Jahren setzt sich die GEW 
für mehr Zeit für Kita-Leitungen ein. Im 
Rahmen des Pakts für gute Bildung und 
Betreuung gab die Kultusministerin nun 
bekannt, dass sich das Land Baden-
Württemberg für eine Finanzierung 
der Leitungszeit über das „Gute-Kita-
Gesetz“ des Bundesfamilienministeri-
ums einsetzt. 
Zur Verbesserung der Kita-Qualität sol-
len allen Bundesländern von 2019 bis 
einschließlich 2022 rund 5,5 Milliarden 
Euro zur Verfügung gestellt werden. Der-
zeit sind für Baden-Württemberg insge-

samt 718 Millionen Euro vorgesehen. 
Dem aktuellen Bertelsmann-Länder-
monitor zufolge steht in Baden-Würt-
temberg noch 12 Prozent der Kitas keine 
Leitungszeit zur Verfügung. Über Aus-
stattung nach Empfehlungen der Ber-
telsmann-Stiftung verfügen nur 11 Pro-
zent der Kitas. 
Die GEW begrüßt, dass das Land in die 
Finanzierung der Leitungszeit einsteigen 
will. Diese muss jedoch auch über die 
Laufzeit des „Gute-Kita-Gesetzes“ hin-
aus sichergestellt werden. 

Die GEW fürchtet, dass sich die pädagogische Arbeit in den Kitas wieder mehr nach den Anforde-
rungen der Schulen richten soll.
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Schulverwaltung unter Druck
Es war absehbar: An den Schulen fehlen zum Schuljahresbeginn tausende Lehrkräfte. Dafür werden 
Vertretungslehrkräfte eingestellt. Obwohl die Mitarbeiter/innen in den Regierungspräsidien und die 
Bezirkspersonalräte intensiv arbeiten, geht es nicht schnell genug. Es fehlt an den nötigen Verwal-
tungsstellen.

Alljährlich müssen zum Schuljahres-
beginn tausende Vertretungslehrkräfte 
eingestellt werden. Sie ersetzen Lehrkräf-
te, deren Ausfall schon vor den Som-
merferien absehbar war. Die meisten 
von ihnen sind in Mutterschutz oder 
Elternzeit. Und da das Land die befristet 
beschäftigten Lehrkräfte jedes Jahr vor 
den Sommerferien entlässt, müssen sie 
nach den Ferien wieder eingestellt wer-
den. Das ist absurd.
An den Regierungspräsidi-
en (RP) haben die Kolleg/
innen gut vorgearbeitet. 
Auch die Bezirkspersonal-
räte haben mit den RPs 
schnelle Abläufe verein-
bart. Viele Einstellun-
gen erfolgten deshalb so 
rechtzeitig, dass die Ver-
tretungslehrkräfte zum 
Schuljahresbeginn an den 
Schulen anfangen konnten. Die schiere 
Menge der Verträge ist zwar nicht über-
raschend, aber beeindruckend. Allei-
ne im RP Stuttgart wurden von Anfang 
August bis Mitte September über 600 
Verträge abgeschlossen, am RP Freiburg 
waren es über 450 und am RP Karlsruhe 
über 200. Landesweit wurden bis Ende 
September über 1.800 Vertretungslehr-
kräfte eingestellt.
Die RPs sind trotz des hohen Engage-
ments der Mitarbeiter/innen und obwohl 
Arbeitskapazität aus anderen Referaten 
genutzt wird, überlastet. Neben der Ein-
stellung der Vertretungslehrkräfte müs-
sen die RPs auch die Einstellung von 
mehreren tausend regulären Lehrkräften 
bewältigen.
Die Überlastung der RPs hat nachvoll-
ziehbare Gründe. Sie leiden immer noch 
unter den seit Anfang der 2000er-Jahre 
gestrichenen Stellen. Und insgesamt 

wächst in der Personalverwaltung von 
Jahr zu Jahr die Arbeit. Für die unzu-
reichende Arbeitskapazität sind die 
Landesregierung und Kultusministe-
rin Susanne Eisenmann verantwortlich. 
Dass und wie viele Vertretungslehrkräfte 
nach den Sommerferien eingestellt wer-
den müssen, war klar. Die Landesregie-
rung hat aber versäumt, die RPs entspre-
chend personell auszustatten. Deshalb 

werden viele Verträge erst geschlossen, 
wenn das Schuljahr schon begonnen 
hat. Darunter leiden die Schulen, die 
sonst von Eisenmann so hochgehaltene 
Unterrichtsversorgung und die Qualität 
der Arbeit an den Schulen.

Lösungen
Auch die Lösung des Problems liegt auf 
der Hand: 
• ausreichend feste Lehrkräfte einstel-
len, um mit Ausfällen besser umgehen 
zu können
• Vertretungslehrkräfte über die Som-
merferien hinweg anstellen
• genug Arbeitskapazitäten an den RPs 
und SSAs schaffen
Insgesamt muss die Landesregierung 
die Schulverwaltung besser mit Stellen 
ausstatten. Der Personalmangel führt zu 
einer hohen Belastung einzelner Mitar-
beiter/innen und wird die Bearbeitung 

anderer Vorgänge im Laufe des Schul-
jahres verzögern. Eine funktionierende 
Schulverwaltung in den Regierungsprä-
sidien und den Staatlichen Schulämtern 
ist eine wichtige Bedingung für gute 
Arbeit in den Schulen. Jeder dort nicht 
zeitnah oder nicht mit der notwendi-
gen Tiefe bearbeitete Vorgang macht die 
Arbeit an den Schulen für die Schullei-
tungen und die Lehrkräfte schwieriger. 

Ebenso ungelöst ist die Qua-
lifizierung der Vertretungs-
lehrkräfte. Da es aufgrund 
der mangelhaften Steuerung 
der Studienplätze von dieser 
und den letzten Landesregie-
rungen zu wenig ausgebilde-
te Lehrkräfte gibt, werden als 
Vertretungslehrkräfte auch 
Kolleg/innen eingestellt, die 
wenig oder keine pädagogi-
sche Qualifizierung haben. 

Der Anteil der Kolleg/innen, die keine 
Lehramtsausbildung haben (sogenann-
te Nichterfüller/innen), liegt je nach 
RP zwischen 30 bis 60 Prozent. Ca. 10 
Prozent der Lehrkräfte haben keinerlei 
pädagogische Qualifikation. Die Nicht-
erfüller/innen werden vor allem in den 
Vorbereitungsklassen und den SBBZ 
eingesetzt. Die Landesregierung ist nicht 
bereit, diesen Kolleg/innen, die teilwei-
se seit Jahren engagiert an den Schulen 
arbeiten, eine berufsbegleitende Qualifi-
zierung anzubieten.  

Michael Hirn
Redakteur der b&w, 

Mitglied im HPR GHWRGS

Arbeitsplatz Schule 

„Da das Land die befristet beschäftigten Lehr-
kräfte jedes Jahr vor den Sommerferien ent-
lässt, müssen sie nach den Ferien wieder einge-
stellt werden. Das ist auch Zusatzarbeit für die 
Schulverwaltung.“
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G E M E I N SC H A F T S SC H U L E N

Erste Bewährungsprobe mit Bravour bestanden
Die Gemeinschaftsschulen arbeiten erfolgreich. Das zeigen die Ergebnisse der ersten Schülerinnen 
und Schüler, die 2018 ihre Realschulabschlussprüfungen gemeistert haben.  

Vor den Sommerferien legten die Star-
terjahrgänge der Gemeinschaftsschulen 
nach sechs Jahren Unterricht die ersten 
Realschulprüfungen ab. Die Frage war: 
Wie schneiden die Schüler/innen der 
Gemeinschaftsschule ab – einer Schule, in 
der es erst in den Abschlussklassen Noten 
gibt? Können die Abschlüsse der Gemein-
schaftsschulen mit den Realschulen mit-
halten, wenn man bedenkt, dass ein Groß-
teil der Gemeinschaftsschulschüler/innen 
mit einer Hauptschulempfehlung gestartet 
war?
Das Kultusministerium hat die Daten 
erhoben, aber nicht veröffentlicht und 
erst spät zugänglich gemacht. Der Ver-
ein für Gemeinschaftsschulen in Baden-
Württemberg startete daher eine eigene 
Erhebung. Er wollte wissen, mit welcher 
Grundschulempfehlung die gut 1.600 
Schülerinnen und Schüler des ersten 
Gemeinschaftsschul-Jahrgangs gestartet 
waren und welche Abschlüsse sie gemacht 
haben.
An der Umfrage beteiligten sich 70 Pro-
zent der 42 Starterschulen. Nach den Zah-
len des Vereins sind die Schüler/innen 
in Klasse 5 mit folgenden Grundschul-
empfehlungen gestartet: 60 Prozent für 
Hauptschule, 28 für Realschule und 12 
fürs Gymnasium. 19 Prozent der Schü-

ler/innen verließen bereits letztes Schul-
jahr die Gemeinschaftsschulen nach 
Klasse 9 mit einem Hauptschulabschluss. 
Daher setzten sich die 10. Klassen wie 
folgt zusammen (siehe Grafik 2): 47 Pro-
zent der Schüler/innen hatten für Klasse 
5 eine Hauptschulempfehlung, 37 Prozent 
eine Empfehlung für die Realschule und 
16 Prozent fürs Gymnasium. Mit dieser 
Schülerzusammensetzung erreichten die 
Gemeinschaftsschüler/innen nach der 
10. Klasse folgende Abschlüsse: 67 Pro-
zent haben einen Realschulabschluss in 
der Tasche, 19 Prozent den Hauptschul-
abschluss und 14 Prozent können auf eine 
gymnasiale Oberstufe wechseln.
Die durchschnittlichen Prüfungsnoten 
der Gemeinschaftsschul-Schüler/innen 
in den Fächern Deutsch, Mathematik und 
Englisch lagen minimal unter denen der 
Absolvent/innen der Realschule (siehe 
Grafik 1). „Unsere Schüler/innen haben 
sich prächtig entwickelt – wir haben mit 
einer deutlich schwächer eingeschätzten 
Schülerschaft vergleichbare Ergebnisse 
wie die Realschulen erreicht“, freut sich 
Matthias Wagner-Uhl, der Vorsitzen-
de des Vereins für Gemeinschaftsschu-
len. Auch an den Realschulen sind die 
Schüler/innen sehr heterogen zusam-
mengesetzt, ihre Prognosen aufgrund 

der Grundschulempfehlungen sind aber 
besser. Die Realschule besuchen durch-
schnittlich 27 Prozent hauptschulempfoh-
lene Kinder, 55 Prozent realschul-und 18 
Prozent gymnasialempfohlene Kinder zur 
Schule. Beim Vergleich der Zahlen muss 
zusätzlich berücksichtigt werden, dass an 
Realschulen alle Schüler/innen in Klasse 
10 an der Abschlussprüfung teilnehmen. 
An Gemeinschaftsschulen wechseln die 
stärksten Schüler/innen in die Oberstu-
fen und tragen deshalb nicht zu den Prü-
fungsergebnissen bei.
„Die Ergebnisse der Prüfungen zei-
gen, dass das pädagogische Konzept der 
Gemeinschaftsschulen vielen Schüler/
innen bessere Chancen eröffnet. Die Ori-
entierung an den Stärken der Schüler/
innen, oder das Lernen in heterogenen 
Gruppen tragen zum Erfolg bei. Die guten 
Ergebnisse der Abschlussprüfungen zei-
gen auch, dass es für gute Leistungen nicht 
den Notendruck braucht, sondern ein 
gutes Lernklima mit individuellen Rück-
meldungen für die Kinder und Jugendli-
chen“, sagte die Landesvorsitzende Doro 
Moritz. Die Schulleitungen und die sehr 
engagierten Kolleg/innen an den Gemein-
schaftsschulen fühlen sich in ihrer Pio-
nierarbeit zu Recht bestätigt.

Maria Jeggle

Grafik 1 Grafik 2

Schulempfehlung im Vergleich zum AbschlussPrüfungsschnitte
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KO N Z E PT Z U R S TÄ R KU N G D E R SC H U L L E I T U N G E N

Erste Schritte kommen 
Das Kultusministerium hat Mitte September das Konzept zur Stärkung der Schulleitungen vorgelegt. 
Es war schon lange angekündigt und greift viele Forderungen der GEW auf. Es soll Verbesserungen 
geben – aber die Landesregierung muss nachlegen.  

Mit Verweis auf die Bedeutung der 
Arbeit der Schulleiterinnen und Schul-
leiter und auf die Probleme bei der 
Besetzung freier Stellen hat Kultusmi-
nisterin Susanne Eisenmann vorgestellt, 
was sich für  Schulleitungen verbessern 
soll. Das Konzept umfasst unter ande-
rem eine bessere Besoldung, die Einfüh-
rung einer Zulage für kommissarische 
Schulleitungen, eine Erhöhung der Lei-
tungszeit, mehr Konrektor/innen, eine 
Entlastung durch Verwaltungsassistent/
innen (gemeinsam mit dem Schulträger) 
sowie mehr Fortbildungs- und Bera-
tungsangebote. 
Verbesserungen soll es frühestens ab 
2020 geben, eine Entlastung bei der 
Arbeitszeit wird auf die ferne Zukunft 
verschoben. Für Doro Moritz als GEW-
Landesvorsitzende ist es „völlig inakzep-
tabel, dass die Erhöhung der Leitungs-
zeit die 2. Stufe der Verbesserungen sein 
soll.“ 
Einige Verbesserungen sind ein klarer 
Erfolg der Arbeit der GEW in den letz-

ten Jahren. „Es ist gut, dass Kultusminis-
terin Susanne Eisenmann und Minister-
präsident Winfried Kretschmann erste 
Schritte zur Verbesserung der Arbeits-
bedingungen von Schulleitungen ver-
einbart haben. Die GEW erwartet, 
dass Finanzministerin Edith Sitzmann 
schnell wirksame Schritte ermöglicht. 
Überlastete Schulleitungen sind nicht 
nur ein Problem für die Betroffenen und 
machen das Berufsbild unattraktiv. Die 
Überlastung hat Auswirkungen auf die 
Qualität der Schule und auf die Arbeits-
zufriedenheit aller Lehrkräfte“, bewerte-
te Doro Moritz das Konzept. 

Höhere Besoldung an kleineren Schu-
len und für kommissarische Leitungen
Bislang erhält die Schulleitung einer 
Grundschule mit bis zu 80 Schüler/
innen eine Besoldung nach A12 sowie 
eine Amtszulage von knapp 175 Euro; 
ab 81 Schüler/innen steigt die Besol-
dung auf A13. Die Mindestschülerzahl 
soll nun halbiert werden, Schulleitungen 

an Grundschulen sollen bereits ab 41 
Schüler/innen nach A13 besoldet wer-
den. Auch Schulleiter/innen an Grund-, 
Haupt- und Werkrealschulen sollen bes-
ser bezahlt werden. Sie erhalten bisher bei 
bis zu 360 Schüler/innen A13 plus Amts-
zulage, ab 361 Schüler/innen A14. Künf-
tig soll sich ihre Besoldungsstruktur an 
der von Real- und Gemeinschaftsschulen 
orientieren. Die Schulleiterbesoldung an 
Schulen mit bis zu 180 Schüler/innen soll 
auf A14, mit bis zu 360 Schüler/innen auf 
A14 plus Amtszulage sowie bei Schulen 
ab 361 Schüler/innen auf A15 angehoben 
werden. 
Wenn eine freie Schulleitungsstelle vor-
übergehend nicht besetzt ist und die 
Aufgabe von einem/einer Konrektor/
in oder einer Lehrkraft kommissarisch 
übernommen werden (muss), geschieht 
dies bisher ohne finanzielle Anerken-
nung. Die GEW hat Anfang 2018 der 
Kultusministerin vorgeschlagen, den 
kommissarischen Schulleitungen das 
Gehalt als Schulleitung zu bezahlen. 
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Diesen Vorschlag setzt die Landesregie-
rung jetzt um. Lehrkräfte, die eine kom-
missarische Schulleitung übernehmen, 
sollen künftig ab dem dritten Monat, 
stellvertretende Schulleiter/innen ab 
dem 4. Monat eine Zulage erhalten. 

Mehr zweite Konrektor/innen, Ausbau 
der Schulverwaltungsassistent/innen 
An den verschiedenen Schularten gibt 
es unterschiedliche Funktionsstellen, die 
Schulleitungen im Schulalltag unterstüt-
zen und entlasten. Grundschulen sowie 
Schulen der Sekundarstufe I sollen des-
halb künftig schon ab 100 Schüler/innen 
ein Konrektorat bekommen. Bei Son-
derpädagogischen Bildungs- und Bera-
tungszentren (SBBZ) schlägt das Kul-
tusministerium die Einführung eines 
Konrektorats unabhängig von der Schü-
lerzahl vor. Das ist wichtig, weil an den 
SBBZ die Schülerzahl im Stammhaus 
durch die Inklusion teilweise gesunken 
ist. Viele SBBZ Lernen haben das Kon-
rektorat bereits verloren. Die Aufgaben 
mit den inklusiv beschulten Schüler/

innen an allgemeinen Schulen bleiben 
aber. Das Kultusministerium will außer-
dem die Mindestschülerzahlen für das 
zweite Konrektorat an den Gemein-
schaftsschulen und Realschulen von 850 
auf 540 absenken. 
Seit 2006 gibt es an elf Schulen Schul-
verwaltungsassistent/innen. Die Finan-
zierung teilen sich der Schulträger und 
das Land. Das Kultusministerium will 
großen Schulen mit mindestens 1.000 
Schüler/innen oder mindestens 70 Lehr-
kräften Schulverwaltungsassistent/innen 
ermöglichen. Ob die Kommunen sich 
an der Finanzierung beteiligen, ist aber 
noch offen. Die GEW setzt sich zusätz-
lich dafür ein, dass auch kleinere Schulen 
Schulverwaltungsassistenz bekommen.

Mehr Leitungszeit für Schulleiter 
Die Leitungszeit der Schulleitungen rich-
tet sich zurzeit nach der Zahl der Klassen. 
Schulen mit bis zu 20 Klassen bekommen 
1,2 Stunden pro Klasse, ab der 21. bis zu 
40 Klassen 1,0 Stunden pro Klasse und 
ab der 41. Klasse 0,5 Stunden pro Klasse. 

Für Schulleiter/innen von kleinen Schu-
len mit weniger als acht Klassen beträgt 
die Leitungszeit zehn Wochenstunden 
(Sockel). Künftig soll der Faktor für bis 
zu 20 Klassen von 1,2 auf 1,4 Stunden 
steigen. Wann diese Regelung kommt, 
hat das Kultusministerium mit Verweis 
auf die schlechte Unterrichtsversorgung 
nicht angekündigt. 
Im Konzept zur Stärkung der Schullei-
tung ist außerdem eine weitere Erhö-
hung der Leitungszeit an den SBBZ ent-
halten. Außerdem soll die Kürzung des 
allgemeinen Entlastungskontingents an 
allen Schulen zurückgenommen werden 
(14 Prozent Kürzung im Jahr 2013). 
Verbesserungen hat das Kultusministeri-
um schließlich bei der Vorbereitung der 
Lehrkräfte auf die Übernahme von Lei-
tungsaufgaben und beim Verfahren zur 
Besetzung freier Leitungsstellen angekün-
digt. Das blieb aber sehr unkonkret.   

Michael Hirn
Redakteur der b&w, 

Mitglied im HPR GHWRGS

 Kommentar:  Was noch zu tun ist  

Es ist gut, dass die Landesregierung Ver-
besserungen für die Schulleitungen 
ankündigt. Die Sonntagsreden über die 
Bedeutung ihrer Arbeit haben wir lange 
genug gehört, die Klagen über mangeln-
de Bewerber/innen auch. Änderungen 
sind überfällig. 
Warum das KM das Konzept erst jetzt 
vorstellt und die Verbesserungen bei der 
Besoldung erst für den Doppelhaushalt 
2020/2021 eingeplant sind, hat die Kul-
tusministerin verschwiegen. Das Konzept 
war schon lange und auch schon für den 
2019 anstehenden Nachtragshaushalt 
angekündigt. In Zeiten sprudelnder Steu-
ern ist es völlig inakzeptabel, die besol-
dungsrelevanten Veränderungen auf 
2020 und später zu verschieben. Schullei-
tungen brauchen sofort mehr finanzielle 
Anerkennung und Unterstützung durch 
mehr Leitungsstellen.
Ein Witz ist die Verschiebung der Erhö-
hung der Leitungszeit auf den Sankt-
Nimmerleinstag, „wenn die Unterrichts-
versorgung wieder besser ist...“. Die 
Landesregierung ist seit zehn Jahren 

nicht in der Lage, ausreichend Studien-
plätze zu schaffen. Bei der Planung des 
Lehrerbedarfs versagt das Kultusminis-
terium seit langem. Jetzt wird mit Ver-
weis auf die schlechte Unterrichtsversor-
gung die Erhöhung der Leitungszeit auf 
unbestimmte Zeit verschoben. Darun-
ter leiden die Qualität der Arbeit an den 
Schulen und der Schulleitungen, und die 
Attraktivität des Berufs als Schulleiter/
in schwindet. An Schulleitung interes-
sierte Lehrkräfte werden es sich weiter-
hin sehr genau überlegen, ob sie sich auf 
eine freie Stelle bewerben. Auch wenn 
die Unterrichtsversorgung schwierig ist: 
Schulleiter/innen brauchen sofort mehr 
Zeit. Schulen ohne oder mit überlasteter 
Leitung können wir uns nicht leisten. 
Die Landesregierung muss deshalb das 
Konzept umgehend nachbessern: 
• Die Erhöhung der Leitungszeit muss zum 
Schuljahr 2019/20 umgesetzt werden. 
• Die Verbesserungen bei der Bezahlung 
und die Ausweitung der Konrektorate 
müssen schneller kommen.
• Das Land muss sich umgehend mit den 

Kommunen auf die Finanzierung der 
Schulverwaltungsassistenz an den gro-
ßen Schulen einigen und einen Weg fin-
den, die Schulverwaltungsassistenz auch 
für Schulen mit weniger als 70 Lehrkräf-
ten zu ermöglichen.
• Leitungen am SBBZ brauchen Zeit für 
die Aufgaben im Zusammenhang mit 
der Inklusion, auch an den allgemeinen 
Schulen müssen die inklusiven Schüler/
innen stärker bei der Leitungszeit berück-
sichtigt werden.
• Auch an den SBBZ müssen die Schwel-
lenwerte für das zweite Konrektorat 
gesenkt werden.
• Große GHWRGS-Schulen (größer als 50 
Lehrkräfte) brauchen Abteilungsleitun-
gen wie die Gymnasien und Beruflichen 
Schulen und eine entsprechende Besol-
dung.
• Alle Schulen brauchen mehr Kapazitä-
ten für Sekretariate.
Es gibt noch viel zu tun. Aber die GEW 
hat auch viel für die Schulleitungen 
erreicht. 

Michael Hirn
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Studien weisen nach, dass Kinder am besten 
sprechen lernen, wenn Erzieherinnen im Alltag 
viele Anlässe nutzen, mit Kindern ins Gespräch 
zu kommen.

S P R AC H B I L D U N G I N K I TA S

Damit Kinder Freude am 
Sprechen entwickeln

Die Bundesprojekte „Schwerpunkt-Kitas Sprache & Integration“ sowie „Sprach-Kitas“ zur alltags-
integrierten sprachliche Bildung in Krippen und Kitas zeigen sehr gute Ergebnisse. Studien weisen 
nach, dass Kita-Kinder damit ihre Sprachentwicklung verbessern können. Trotzdem setzt die Lan-

desregierung weiter auf additive Sprachfördermaßnahmen im Rahmen von SPATZ.  
Das ist ein Rückschritt. 

„Sprache ist der Schlüssel zur Welt. Durch sie können sich 
Kinder und Erwachsene mit anderen Menschen verständigen, 
Beziehungen eingehen, Beobachtungen teilen, Dinge beschrei-
ben und erklären, Bedürfnisse äußern, Missverständnisse klä-
ren, streiten und loben. Sprache ist nicht nur ein Mittel zur 
Kommunikation, sondern auch ein Werkzeug, um das eige-
ne Leben aktiv zu gestalten. Mithilfe der Sprache wird Wissen 
erworben und vermittelt.“ (sprach-kitas.fruehe-chancen.de)
Die sprachliche Bildung von Kindern gehört seit vielen Jah-
ren zu den zentralen Aufgaben der frühpädagogischen Arbeit 
in Krippen und Kitas. Im „Orientierungsplan für Bildung und 
Erziehung in baden-württembergischen Kitas“ ist „Sprache“ 
sowohl als Querschnittsthema als auch als eigenes Bildungs- 
und Entwicklungsfeld angelegt. Darin ist zu lesen: „Sprach-
förderung in Kitas wird nicht als isoliertes Sprachtraining 
verstanden, sondern als gezielte Erweiterung der Sprachkom-
petenz durch in den Alltag integrierte sprachanregende Ange-
bote.“ 
Um Sprechen zu lernen, benötigen Kleinkinder vor allem Men-
schen, die ihnen nahestehen und ihre sprachlichen Mitteilun-
gen verstehen, die mit ihnen reden, singen, ihnen Geschichten 
erzählen und vorlesen. Neben vielen Kommunikationsmög-
lichkeiten in verschiedenen Handlungszusammenhängen 
bedarf es einer sprachanregenden Umgebung, damit Kinder 
Freude am Sprechen entwickeln. 
„Ein Kind lernt Sprache, indem es in einer sprachreichen 
Umgebung ‚badet‘ “. (Orientierungsplan) 
Die meisten Kinder erlernen die deutsche Sprache ohne große 
Mühe. Doch rund ein Drittel eines Jahrgangs tut sich damit 

schwer. 8 bis 12 Prozent dieser Kinder haben Sprachentwick-
lungsstörungen und brauchen eine gezielte logopädische The-
rapie. 
Die anderen weisen „umgebungsbedingte“ Sprachauffällig-
keiten auf. Das heißt, der Umfang und/oder die Qualität ihres 
Sprachangebotes ist nicht ausreichend. 
Diese Kinder können ihre Sprachentwicklung durchaus meis-
tern, wenn sie in der Alltagskommunikation besser unterstützt 
werden. (Deutscher Bundesverband für Logopädie e.V.)

Sprachförderung und alltagsintegrierte Sprachbildung
Sowohl im Orientierungsplan als auch in der öffentlichen und 
politischen Diskussion werden die Begriffe „Sprachförde-
rung“, und „Sprachbildung“ oft synonym verwendet, obwohl 
sie eine unterschiedliche Zielsetzung haben.
Sprachförderung bezieht sich auf spezifische Maßnahmen für 
Kinder mit einem festgestellten sprachlichen Förderbedarf, 
etwa wenn die Bildung bestimmter Laute und Lautkombina-
tion nicht gelingt oder wenn grammatikalische Phänomene 
sprachlich nicht umgesetzt werden können. Sprachförderung 
richtet sich an einzelne Kinder oder eine Gruppe mit ver-
gleichbaren Schwierigkeiten. Sie findet in der Regel additiv 
zu festgelegten Zeiten statt, wird häufig von einer externen 
Person durchgeführt und wird beendet, wenn die angestrebte 
Entwicklung erreicht ist. 
Davon abzugrenzen ist die Sprachtherapie, die nur bei einem 
abgesicherten klinischen Befund verordnet wird und deren 
Abklärung und Durchführung nicht Aufgabe der pädagogi-
schen Fachkräfte ist. 
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Alltagsintegrierte Sprachbildung umfasst die kontinuierliche 
Begleitung des gesamten Prozesses der natürlichen Spracha-
neignung und -entwicklung aller Kinder in allen Altersstufen. 
Sie wird als Aufgabe verstanden, die sich quer durch den Kita-
Alltag zieht und in bedeutungsvolles Handeln eingebettet ist. 
Die Kita-Fachkräfte setzen an den individuellen Themen und 
Bedürfnissen der Kinder an und nutzen Alltagssituationen, 
um sprachliche Impulse zu geben, Sprachanlässe zu initiieren 
und feinfühlige Dialoge mit den Kindern zu führen. Über die 
kontinuierliche Reflexion des eigenen Sprachvorbildes sichern 
Fachkräfte die Qualität des sprachlichen Inputs.
Die alltagsintegrierte sprachliche Bildung ist deshalb nicht als 
Gegensatz zu einer gezielten additiven Sprachförderung zu 
verstehen, sondern kann durch diese ergänzt werden.

Paradigmenwechsel
Sowohl Fachleute als auch die Politik befürworteten viele Jahre 
die additiven Sprachförderprogramme. Allerdings zeigen Stu-
dien, dass diese spezifischen - meist in Kleingruppen durchge-
führten Maßnahmen – nicht den gewünschten Erfolg bringen 
und keinen Vorteil im Vergleich zu den üblichen Sprachbil-
dungsmaßnahmen in der Kita haben. 
Die von Sprachforschern der Pädagogischen Hochschulen 
Heidelberg und Weingarten durchgeführte und 2009 vor-
gestellte Evaluation des Sprachförderprogrammes „Sag‘ mal 
was“ brachte ernüchternde Ergebnisse: Kinder, die an diesem 
Programm teilnahmen, erzielten keine besseren Leistungen 
als Kinder mit vergleichbarem Sprachförderbedarf ohne spe-
zifische Förderung. Unabhängig von der Art der Förderung 
konnten die Kinder mit Sprachförderbedarf nicht an das Leis-
tungsniveau der Kinder ohne einen Förderbedarf anschließen. 
Auch weitere wissenschaftliche Untersuchungen von Sprach-
förderprogrammen in Bayern, Brandenburg, Nordrhein-
Westfalen kamen zu denselben Ergebnissen. 
Der darauf folgende Paradigmenwechsel - von der additiven 
Sprachförderung zur alltagsintegrierten sprachlichen Bildung 
- wurde auch vom Bundesfamilienministerium aufgegriffen. 
Seit 2011 werden insgesamt rund 1,5 Milliarden Euro in Pro-
jekte der alltagsintegrierte Sprachbildung investiert. 
Durch das erste Projekt „Schwerpunkt Kitas Sprache & Inte-
gration“ (2011-2015) wurden bundesweit 4.000 Kinderta-
geseinrichtungen mit Kindern ab einem Jahr sowie mit Kin-
dern mit Migrationshintergrund weiterqualifiziert. Von den 
ca. 8.200 Kitas in Baden-Württemberg konnten lediglich 565 

Kitas teilnehmen und von der Expertise einer zusätzlichen. 
sogenannten „Sprachexpertin“ profitieren. Diese wurde zu 50 
Prozent beim Kita-Träger angestellt und über das Bundespro-
jekt finanziert. Sie darf nicht auf den Personalschlüssel ange-
rechnet werden. 
Zu ihren Aufgaben gehörte die Qualifizierung der pädagogi-
schen Fachkräfte in der alltagsintegrierten sprachlichen Bil-
dung sowie die Beratung und Begleitung von Kita-Teams bei 
der sprachpädagogischen Arbeit und der Zusammenarbeit mit 
den Familien. 
Das Bundesprogramm wurde durch die Universität Bamberg, 
die Freie Universität Berlin und die PädQUIS gGmbH wis-
senschaftlich evaluiert. Die Ergebnisse belegen die positiven 
Effekte des Programms: Insbesondere die fachliche Unterstüt-
zung durch die Sprachexpertinnen wirkt sich positiv auf die 
Qualitätsentwicklung der Kitas aus. Sowohl die höhere Quali-
tät der sprachlichen Angebote als auch die enge Zusammenar-
beit von Kita und Familien hat positive Effekte auf die kindli-
che Sprachentwicklung und deren Sprechfreude. Auch wurde 
festgestellt, dass sich die Qualität der sprachlichen Interakti-
onen von Fachkräften und Kindern umso stärker verbessert, 
je umfassender alltagsintegrierte sprachliche Bildung im Kita-
Team thematisiert wird, zum Beispiel durch fachlichen Aus-
tausch im Team oder kollegiale Beratung. (Abschlussbericht, 
2015)
Das zweite Bundesprojekt „Sprach-Kitas“ läuft von 2016 bis 
2019/20 und baut auf den Erfahrungen und der Evaluati-
on des ersten Projektes auf. In Baden-Württemberg nehmen 
derzeit 933 von 8.800 Kitas aus 33 Kommunen teil. Das Pro-
gramm richtet sich an Kitas mit einem überdurchschnittlich 
hohen Anteil an Kindern mit besonderem sprachlichem För-
derbedarf. Neben der alltagsintegrierten sprachlichen Bildung 
wurde in das Projekt die Themen inklusive Pädagogik und die 
Zusammenarbeit mit den Familien aufgenommen.
Wie schon im ersten Bundesprojekt wird den beteiligten Kitas 
eine Sprachexpertin mit einem Stellenumfang von 50 Pro-
zent zur Seite gestellt. Des Weiteren wird für jeweils 10 bis15 
„Sprach-Kitas“ eine zusätzliche Fachberatung (50-Prozent-
Stelle) finanziert. Diese unterstützt prozessbegleitend die 
Qualitätsentwicklung in den Einrichtungen, qualifiziert die 
Kita-Teams in den Bereichen Sprachentwicklung, Sprachent-
wicklungsauffälligkeiten und Mehrsprachigkeit und vermit-
telt Kompetenzen, wie sprachliche Fähigkeiten bei ein- und 
mehrsprachig aufwachsenden Kindern eingeschätzt werden 
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können. Gemeinsam mit der Sprachexpertin regt sie die Fach-
kräfte an, das eigene Sprachverhalten bewusst wahrzunehmen 
und zu reflektieren. 
Die sehr guten Erfahrungen mit den Bundesprojekten zeigen, 
dass sich die Investition in die alltagsintegrierte sprachliche 
Bildungsarbeit der Kitas und die kontinuierliche Fort- und 
Weiterbildung der frühpädagogischen Fachkräfte lohnen und 
alle Kinder – egal welchen Alters – profitieren. 

Pakt für gute Bildung und Betreuung – Verlässliche  
sprachliche und elementare Förderung 
Obwohl es in Baden-Württemberg bisher keine flächende-
ckende Fort- und Weiterbildungen zur alltagsintegrierten 
Sprachbildung gibt und von den Bundesprojekten bisher nur 
ca. 11 Prozent der Kitas profitieren, ist im „Pakt für gute Bil-
dung und Betreuung“ (siehe auch Text auf Seite 8) lediglich die 
Neugestaltung und Finanzierung der Sprachförderung nach 
SPATZ vorgesehen. Dieses Programm soll zusätzlich auch die 
Förderung mathematischer Vorläuferfähigkeiten, der Motorik 
und sozial-emotionaler Verhaltensweisen beinhalten. 

Erwartungen der GEW
Angesichts der hohen Bedeutung einer gelingenden sprachli-
chen Bildung von Kindern von Anfang an, sowie den positiven 
Erfahrungen, die mit den Bundesprojekten gemacht werden, 
spricht sich die GEW für die Stärkung der alltagsintegrierten 

Sprachbildung aus. Es ist dringend geboten, in die flächen-
deckende Qualitätsentwicklung analog des Bundesprojekts 
„Sprach-Kitas“ zu investieren. Die positiven Strukturen, wel-
che im Rahmen der Bundesprojekte seit 2011 aufgebaut wur-
den, sowie die Expertise der „Sprachexpert/innen“ und „Fach-
berater/innen“ tragen erheblich zur Qualitätsentwicklung der 
Kindertageseinrichtungen bei. 
Gemeinsam mit den vielen Erzieher/innen, Kita-Leitungen, 
Sprachexpertinnen und Fachberatungen der Bundesprojekte 
fordert die GEW Baden-Württemberg die Landesregierung 
auf, das Projekt „Sprach-Kitas“ nach 2019/20 flächendeckend 
auf Landesebene weiterzuführen und dafür die erforderlichen 
finanziellen Ressourcen dauerhaft bereitzustellen. 
Alle Kinder in Baden-Württemberg sollten von einer alltagsin-
tegrierten Sprachbildung auf hohem Niveau profitieren. 

Reden, singen, Geschichten erzählen und vorlesen unterstützt Kinder bei der Sprachentwicklung. 
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Heike Pommerening
stellvertretende GEW-Landesvorsitzende
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„Sprach-Kitas“ – Auftrag, 
Aufgaben, Herausforderungen

Seit Januar 2016 läuft das Bundesprogramm „Sprach-Kitas: Weil Sprache der Schlüssel zur Welt 
ist!“. Kitas, die sich am Programm beteiligen, erhalten eine 50-Prozent-Stelle für eine zusätzliche 

Fachkraft (= Sprachexpertin), und für einen Verbund von 10 bis 15 Kitas steht eine zusätzliche Fach-
beratung zur Verfügung. Zwei Fachberaterinnen beschreiben ihre Aufgaben, den Gewinn für die 

Kitas und welche Schwierigkeiten es auch gibt. 

Nach dem ersten Bundesprogramms „Sprache und Integrati-
on“ (Laufzeit 2011 - 2015) zeigte sich, dass zusätzliche Sprach-
expert/innen in den Einrichtungen wirksam sind. Die Teams 
in den Kitas setzten sich gezielt mit Sprachentwicklung und 
Sprachbildung auseinander. Dies sensibilisierte die pädagogi-
schen Fachkräfte für den Einsatz ihrer Sprache(n) im Alltag. 
Gleichzeitig wurden verlässliche Strukturen alltags-integrier-
ter sprachlicher Bildung geschaffen, sprachliche Konzepte in 
den Kitas weiterentwickelt und separate Sprachfördergruppen 
kritisch überdacht. Einig waren sich alle, dass alltagsintegrierte 
sprachliche Bildung im engen Kontext zur Entwicklung einer 
inklusiven Pädagogik und einer veränderten Zusammenarbeit 
mit den Familien in den Einrichtungen zu sehen ist. Für Pro-
zessentwicklung und die nachhaltige Implementierung bedarf 
es der verlässlichen Begleitung durch eine Fachberatung.
Deshalb wird im 2. Bundesprogramm „Sprach-Kitas: Weil 
Sprache der Schlüssel zur Welt ist!“ auch die Stelle einer zusätz-
lichen Fachberatung finanziert. Der Bund fördert das Pro-
gramm in zwei Förderwellen mit knapp 800 Millionen Euro 
(2016-2019; 2017-2020). Die Fachberatung ist für die Bera-
tung, Begleitung und Qualifizierung im Verbund eines oder 
mehrerer Träger verantwortlich. Sie arbeitet ohne Fach- und 
Dienstaufsicht mit den Kitas zusammen. PädQuis gGmbH, ein 
Institut der Alice-Salomon-Hochschule, qualifiziert die Fach-
berater/innen. 

Anderes Arbeitsverständnis
Mit „Sprach-Kitas“ fördert das Bundesfamilienministerium 
die alltagsintegrierte sprachliche Bildung als Grundprinzip in 
der pädagogischen Arbeit. Die zusätzlichen Fachkräfte und 
Fachberater/innen brechen traditionelle Strukturen in den 
Kitas auf und ermöglichen neue Arbeitsformen. Das erfordert 
eine Aufgaben- und Rollenklärung bei den Fachkräften, in den 
Teams und bei den Fachberater/innen. 
Die zusätzlichen Fachkräfte bringen ein anderes Arbeitsver-
ständnis in die Kita, sie beobachten einzelne Kinder in ihrer 
sprachlichen Entwicklung intensiver und beraten dazu die 
Kolleg/innen. Sie gestalten Projekte, erproben neue Förder-
methoden und bereiten Fachwissen auf, um das Team fort-

zubilden. Sie sind „kritische/r Freund/in“ und „pädagogische 
Praktiker/in“. (Siehe Interview auf Seite 20). Das alles sind 
Herausforderungen, die besonders groß sind, wenn die zusätz-
liche Fachkraft gleichzeitig mit einem anderen Stellenanteil als 
Erzieherin im Gruppendienst arbeitet. Besondere Anstren-
gungen fordert die Vielfalt, mit der die Fachkräfte konfrontiert 
sind: die Größe der Einrichtung, der Anteil der Familien mit 
Zuwanderungsgeschichte, die Lage im Sozialraum, die räum-
lichen und personellen Bedingungen.  

Externe Begleitung
Die Fachberater/innen für „Sprach-Kitas“ sind für die zusätzli-
chen Fachkräfte und die Leitungen da. Sie müssen passgenaue 
Formate entwickeln und gleichzeitig individuelle Prozesse in 
den Einrichtungen begleiten. Für die Kitas ist das eine große 
Chance, ihren pädagogischen Alltag extern begleiten zu las-
sen; vor allem dort, wo die Kapazitäten der regulären Fachbe-
rater/innen nicht ausreichen. An vielen Orten ist oft gar keine 
Fachberatung vorhanden. Trotzdem bleibt es für die zusätzli-
chen Fachberater/innen eine besondere Herausforderung, die 
vorhandenen Rahmenbedingungen, die Anforderungen des 
Programms und den eigenen Anspruch an Professionalität 
und Nachhaltigkeit unter einen Hut zu bringen.
Mit dem Bundesprogramm sollen erstmals vorhandene Struk-
turen der regulären Fachberatung gestärkt und mit den beson-
deren Funktionsstellen der zusätzlichen Fachberatung erwei-
tert werden. Über diese neuen Stellen wird deutlich, dass 
Fachberatung ohne die Aufgaben der Fach- und Dienstauf-
sicht angedacht wird. 

Herausforderungen
Die zusätzlichen Fachberaterinnen und Fachberater im Bun-
desprogramm sollen das Beratungsangebot erweitern, um drei 
Aufgabenbereiche nachhaltig zu implementieren:
Schwerpunkt 1: Alltagsintegrierte sprachliche Bildung mit 
den Zielen, die Bedürfnisse und Interessen der Kinder im 
Tagesverlauf als sprachanregenden Anlass zu nutzen, mit den 
Kindern im Dialog zu sein und das eigene Sprachhandeln zu 
reflektieren. Dieser stärkeorientierte Ansatz unterstützt die 
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Sprachexpert/innen und Fachberater/innen begleiten den pädagogischen Alltag in Kitas. 

natürliche Sprachentwicklung systematisch und kindgerecht.
Schwerpunkt 2: Inklusive Pädagogik mit den Zielen, Kinder 
und Erwachsene zu ermutigen, Vorurteile und Diskriminie-
rungen kritisch zu hinterfragen. Gemeinsamkeiten und Stär-
ken erhalten dabei eine größere Aufmerksamkeit und wert-
schätzen die Vielfalt.
Schwerpunkt 3: Zusammenarbeit mit Familien mit den Zie-
len, den ersten Bildungsort Familie zu fördern, Familien will-
kommen zu heißen und gemeinsam mit ihnen das Kind in 
der Sprachentwicklung und im Erlernen der Zweitsprache zu 
unterstützen. Mit den Vorgaben im Bundesprogramm kommt 
es zu gravierenden Überschneidungen in den Aufgaben. Viele 
Fachberater/innen für Kitas verbinden mit ihrer Beratung 
auch Fach- und Dienstaufsicht und nun kommt eine zusätz-
liche Fachberatung ohne beides hinzu. Damit sind Konkur-
renzen zwischen den Beratungspersonen nicht auszuschlie-
ßen. Um dies zu vermeiden, ist der regelmäßige fachliche 
Austausch notwendig, besonders wenn die zusätzliche Fach-
beratung einen Verbund von Kindertageseinrichtungen mit 
verschiedenen Trägern begleitet. Dazu muss die zusätzliche 
Fachberatung ausreichende Kenntnisse über die Binnenstruk-
tur und die Informationswege der Träger haben. 
Mit Blick auf die Vielfalt der Aufgaben sind die sehr knapp 
kalkulierten 50-Prozent-Stellen (= 19,5 Wochenarbeitsstun-
den) für den Verbund von 10 bis 15 Kindertageseinrichtun-
gen eine enorme Anstrengung. Somit sind Enttäuschungen 
vorprogrammiert, wenn der/die zusätzliche Fachberater/in 
die Beratungsbedarfe der einzelnen Kitas nicht ausreichend 
bedienen kann.

Verbesserungsvorschläge 
Damit das Beratungssystem für Kitas mit dem Bundespro-
gramm „Sprach-Kitas“ weiter gestärkt und vorangebracht wer-
den kann, schlägt die GEW-Landesfachgruppe Fachberatung 
und Fachaufsicht folgende Verbesserungen vor:
• Die tarifliche Entlohnung der zusätzlichen Fachberater/
innen berücksichtigt die Grundqualifikationen und alle Fach-
kompetenzen, die mit anerkannten Weiterbildungen erwor-
ben wurden!

• Die Träger werden aufgefordert und finanziell unterstützt, 
ab 2019 mit den zusätzlichen Fachberatungspersonen ein 
Fachberatungssystem für Kindertageseinrichtungen auf- bzw. 
auszubauen!
• Die zusätzlichen Fachberater/innen werden an einer Kita 
oder bei einem Träger für die Aufgaben der alltagsintegrieren-
den sprachlichen Bildung, inklusiven Pädagogik und Zusam-
menarbeit mit den Familien weiterbeschäftigt!
• Die Kindertageseinrichtungen im Bundesprogramm Sprach-
Kitas werden als Konsultationseinrichtungen für andere Kitas 
in der Region weiterentwickelt und gefördert!
Das Bundesprogramm „Sprach-Kita“ zeigt je nach Rahmen-
bedingungen vor Ort einige positive Entwicklungen. So wur-
den neue Strukturen implementiert, ein verändertes Rollen-
verständnis entwickelt und Prozesse der Qualitätsentwicklung 
angestoßen. Mit Blick auf den im Bundesprogramm veranker-
ten Nachhaltigkeitsgedanken bleibt jedoch offen, was aus den 
gut qualifizierten zusätzlichen Fachkräften, den zusätzlichen 
Fachberater/innen und den in den Einrichtungen entwickel-
ten Strukturen und den Evaluationsergebnissen wird.  

Beatrice Schubert, Kindheitspädagogin (B. A.),
Fachberaterin im Bundesprogramm Sprach-Kitas 
Kreis Rastatt/Baden-Baden

Anne Heck, Diplompsychologin, Supervisorin BDP, DGSv, 
Fachberaterin im Bundesprogramm Sprach-Kitas 
Evangelische Kirchenverwaltung Karlsruhe (2. Förderwelle)
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Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend (Hrsg.): Bundesprogramm „Sprach-Ki-
tas: Weil Sprache der Schlüssel zur Welt ist. Berlin 2016 
https://sprach-kitas.fruehe-chancen.de/
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„So steigern wir die pädagogische 
Qualität in der Einrichtung“

Die Kindertageseinrichtung Schwabstr. 95 in Stuttgart nimmt seit 2016 am Bundesprogramm 
„Sprach-Kitas: Weil Sprache der Schlüssel zur Welt ist!“ teil. Kita-Leiterin Julia Ellmer und die über 

das Programm finanzierte zusätzlich Fachkraft, Beate Götzelmann-Zehntner, berichten über  
Chancen und Vorteile, die die Kita dadurch gewinnen.

Ihre Einrichtung war bereits beim Vorläu-
ferprojekt „Frühe Chancen“ dabei und Sie 
haben entschieden, auch am Programm 
„Sprach-Kita“ teilzunehmen. Warum?
Julia Ellmer: Das Programm sieht für 
jede Kita eine zusätzliche Fachkraft mit 
einem Stellenanteil von 50 Prozent vor. 
Ich wollte am Programm teilnehmen, 
weil zusätzliche Freistellungsanteile in 
einer Kita sich enorm auf die Qualität 
auswirken können. Mit Beate Götzel-
mann-Zehntner haben wir eine Exper-
tin im Team, die ihr Fachwissen zu den 
Projektschwerpunkten alltagsinteg-
rierte Sprachbildung, Zusammenarbeit 
mit Eltern und Inklusion einbringt. Sie 
unterstützt die Mitarbeiter/innen in Ein-
zelarbeit, durch thematische Kleingrup-
penarbeit und bei Elterngesprächen. Mit 
mir ist sie im Austausch über die kon-
zeptionelle Entwicklung zu den Schwer-
punktthemen, und ich erlebe es als 
große Entlastung, dass sie das Team mit 
im Blick hat. Sie nimmt kontinuierlich 
an Fortbildungen teil und das kommt 
allen in der Kita zugute, den Kindern, 
dem Team, den Eltern und auch mir 
als Leitung. Seit sie hier ist, entwickeln 
wir uns fachlich sehr gut weiter, und das 
Team ist in vielen Themen sensibilisiert. 

Fällt Ihnen dazu ein Beispiel ein?
Julia Ellmer: Früher nörgelte man schon 
mal: „Ach, die Familie schafft es nie, 
morgens pünktlich hier anzukommen.“ 
Beate bringt andere Blickwinkel ein: 
„Überlegt mal, das Kind hat zuhause 
noch sieben andere Geschwister und es 
kann sein, dass es abends laut ist und 
es spät zu Bett geht.“ Das ist inklusiv 
gedacht und macht eine lösungsorien-

tierte Zusammenarbeit mit den Eltern 
möglich. So gibt es viele Beispiele, die zu 
einer besseren Gesamtatmosphäre bei-
tragen.

Frau Götzelmann-Zehntner, Sie arbeiten 
seit zweieinhalb Jahren als zusätzliche 
Fachkraft. Was sind Ihre Aufgaben und 
wie wurden Sie darauf vorbereitet?
Beate Götzelmann-Zehntner: In meiner 
vorherigen Einrichtung habe ich mich 
intensiv zu Sprachbildung und -entwick-
lung qualifiziert, aber auch als Mentorin 
in Erwachsenenbildung. So bin ich auch 

gut für die Zusammenarbeit mit Eltern 
vorbereitet.
Eine zusätzliche Fachkraft für Sprach-
Kitas darf nicht als zusätzliche Kraft für 
den Gruppendienst verstanden werden. 
Vertretung gehört nicht zu unserem 
Aufgabengebiet. Wenn es unbesetzte 
Stellen gibt, müssen die Träger andere 
Wege gehen. Diese Klarheit ist mir in 
Zeiten des Fachkräftemangels besonders 
wichtig. Wenn ich mit in der Gruppe 
bin, dann um die Kinder gut im Blick zu 
haben, auch mal exemplarisch mit ihnen 
zu arbeiten und die Mitarbeiter/innen 
für die alltagsintegrierte Sprachbildung 
zu sensibilisieren.

Wie sieht Ihre Arbeit aus?
Beate Götzelmann-Zehntner: Ich beob-
achte viel und spreche im Anschluss 
mit den Kolleg/innen über das, was 
mir aufgefallen ist und was im Kitage-
schehen oft untergeht. Diese besonde-
re Aufmerksamkeit ist eine Chance, die 
Sprachbildung in der Kita zu verbessern. 
Ich weise z.B. darauf hin, dass ein Kind 
jetzt Zweiwortsätze spricht oder einen 
neuen Buchstaben aussprechen kann. 
Oder ich mache darauf aufmerksam, wie 
wichtig es bei der Ansprache der Kinder 
ist, Sätze positiv zu formulieren, anstatt 
häufig zu verneinen. Wenn ich nicht 
möchte, dass ein Kind den Baum hoch-
klettert, dann reicht es nicht zu sagen: 
„Nein, mach das nicht!“ Es erfordert eine 
Erklärung, besser noch eine Alternative, 
was das Kind stattdessen tun kann. Also: 
„Die Äste können brechen. Klettere lie-
ber auf den Spielturm.“ Diese Sichtwei-
sen mache ich bewusst, und das trägt zu 
einem besseren Miteinander bei. 

„Ich erlebe die zusätz-
liche Fachkraft als 
große Entlastung“

Jutta Ellmer 
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Sie wenden zur Qualitätsentwicklung   
Sprachstandsinstrumente und Sprach-
standserhebungsbögen an. Klingt büro-
kratisch und anspruchsvoll. 
Beate Götzelmann-Zehntner: Es wäre 
gut, wenn alle unsere Arbeitsinstrumen-
te in die Hand bekämen, um zu sehen, 
was von einer Fachkraft alles verlangt 
wird. Die Erwartungen sind enorm 
hoch – zurecht zwar, aber für viele 
Mitarbeiter/innen ist das herausfor-
dernd, vor allem im Alltagsgeschehen. 
Ich unterstütze Kolleg/innen, wenn sie 
Gespräche mit Eltern vorbereiten oder 
durchführen, arbeite in der präventiven 
Fallberatung und der Supervision mit 
und gestalte die Konzeptionstage mit. 
Vernetzung in den Sozialraum ist eine 
weitere meiner Aufgaben. 
Es war mir wichtig, eine gute Koopera-
tion mit dem SBBZ, Förderschwerpunkt 
Sprache aufzubauen. Wir können jederzeit 
jemanden von dort zur Diagnostik hinzu-
holen, wenn wir uns nicht sicher sind, ob 
bei einem Kind tatsächlich ein Sprach-
fehler vorliegt. Beispiel: ein mehrsprachi-
ges Kind. In anderen Sprachen werden 
bestimmte Laute woanders gebildet als in 
der deutschen Sprache. Es ist wichtig zu 
erkennen, ob ein falsch ausgesprochenes 
Wort auf die nicht gewohnte Lautmale-
rei zurückzuführen ist oder dem Kind die 
Worte fehlen, ob es zu wenig spricht oder 
wirklich ein Sprachfehler vorliegt. Dar-
über spreche ich dann mit den Erzieher/
innen oder den Eltern.
Für Eltern biete ich auch thematische 
Veranstaltungen an, z.B. „Wie kommt 
das Kind zur Sprache“, um Eltern über 
Sprachbildung und -entwicklung zu 
informieren und ihnen Unsicherheiten zu 
nehmen. Die Angebote kommen gut an.

Konnte das Team die Rolle der neuen 
Mitarbeiterin gleich einordnen? 
Julia Ellmer: Es hat eine Weile gedauert, 
bis klar war, welche Rolle die zusätzli-
che Fachkraft einnimmt. Wenn jemand 
kommt, um zu beraten, kann es sein, 
dass nicht jede/r beraten werden möch-
te. Inzwischen wissen die Kolleg/innen, 
dass es nicht um Kontrolle geht, sondern 
um wohlwollendes Hinschauen und 
Begleiten. Sie sehen die Vorteile und 
nutzen die zusätzliche Expertise.

Warum ist die Expertise nötig geworden?
Julia Ellmer:  Die Arbeit in der Kita ist 
heute wesentlich mehr als ein bisschen 
Spielen mit dem Kind. Wir haben einen 
Bildungsauftrag. Das Kind lernt über 
seine Beziehungen, seine Interessen und 
seine Stärken und erschließt sich damit 
den Rest der Welt. Es geht darum, wie 
wir das Wissen im Alltag integrieren 
können, damit das Kind es behalten 
kann. Und deshalb ist es so wichtig, dass 
auch die sprachliche Bildung alltagsin-
tegriert stattfindet. Jedes Kind hat seine 
eigene, individuelle Entwicklung. Wir 
schauen nach den Stärken des einzelnen 
Kindes und überlegen, wie wir es unter-
stützen können. Die zusätzliche Fach-
kraft hilft bei dieser Aufgabe und gibt 
den Fachkräften Anregungen, wie auch 
sie ihre sprachliche Bildung weiter ent-
wickeln können. Und so steigern wir die 
pädagogische Qualität in der Einrich-
tung.

Das Programm sieht neben der  zusätzli-
chen Fachkraft auch eine Fachberatung 
vor. Ist diese Unterstützung hilfreich?
Beate Götzelmann-Zehntner: Ich erlebe 

meine Begleitung durch die Fachbera-
tung, die Schulungen und unseren inter-
nen kollegialen Austausch bei der Stadt 
Stuttgart im KIP-Bereich als unverzicht-
bar. Als zusätzliche Fachkräfte sind wir 
in unserer Rolle quasi Einzelkämpfer/
innen in den Kitas und es ist hilfreich, 
Fragen oder schwierige Situationen 
gemeinsam zu reflektieren und gute 
Lösungen zu finden. Die Fachberatung 
kommt etwa alle acht Wochen zum 
Gespräch in die Kita. Sie hospitiert auch 
mal und ich kann darüber hinaus, ihre 
Beratung in Anspruch nehmen. Das 
schätze ich sehr und  trägt dazu bei, die 
Qualität meiner Arbeit zu sichern.
Julia Ellmer: Wir brauchen mehr Pro-
gramme bzw. Veränderungen, die unser 
Arbeitsfeld systemisch entlasten. Wenn 
man merkt, dass sich die Stelle einer 
zusätzlichen Expertin bewährt, dann 
müsste man langfristig mehr themen-
spezifische Fachkräfte in die Kitas holen. 
Damit könnte man das Arbeitsfeld auch 
für die Kindheitspädagog/innen, die 
sich schon während des Studiums spe-
zialisieren, interessant machen. Voraus-
gesetzt natürlich, die tarifliche Eingrup-
pierung wird für diese Expert/innen 
entsprechend verbessert. 

Sie erleben das Programm „Sprach-
Kitas“ überwiegend positiv. Gibt es 
neben der Eingruppierung dennoch 
etwas, das Sie verändern würden?
Julia Ellmer: Nicht in allen Kitas gibt es 
für die zusätzlichen Fachkräfte einen 
eigenen Arbeitsplatz, der wäre aber 
dringend nötig.
Beim Vorläuferprogramm „Frühe Chan-
cen“ gab es ein Budget für Fachliteratur 
und Material. Das fehlt in diesem Pro-
gramm, aber wenn ich Vielfalt vermit-
teln und leben will, brauche ich auch 
entsprechend Literatur und Material. 
Und ich wünsche mir die flächendecken-
de Anwendung, um die Qualitätsent-
wicklung überall zu gewährleisten.  

Heike Herrmann,  
GEW-Referentin für Kinder- 
und Jugendhilfe

„Es ist hilfreich, Fragen 
oder schwierige  
Situationen gemein-
sam zu reflektieren 
und gute Lösungen 
zu finden.“

Beate Götzelmann-Zehntner 
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Nicht nur die Spitze fördern
In der Exzellenzstrategie des Bundes und der Länder zur Stärkung der Spitzenforschung an den Uni-
versitäten sind Ende September die Entscheidungen über die künftigen Exzellenzcluster gefallen. 12 
von 57 Exzellenzclustern gehen in den Südwesten. Sechs Universitäten aus Baden-Württemberg sind 
noch im Rennen um den begehrten Exzellenztitel. Die Universitäten Freiburg, Heidelberg, Tübingen, 
Konstanz, Stuttgart und das Karlsruher KIT konkurrieren in einer weiteren Auswahlrunde miteinander. 

Die Exzellenzstrategie steht für eine 
grundlegende Richtungsänderung in der 
Hochschulpolitik und wurde als neues 
Förderprogramm weiterentwickelt. Sie 
soll die Forschung an deutschen Uni-
versitäten besser sichtbar machen und 
an die internationale Spitze führen. 
„Leuchttürme der Wissenschaft“ sol-
len künftig die klügsten Köpfe aus aller 
Welt anlocken und die Hochschulen in 
einen Leistungswettbewerb untereinan-
der treten lassen. Neu ist, dass die Exzel-
lenzstrategie im Gegensatz zum Vor-
gängerprogramm Exzellenzinitiative ein 
auf Dauer angelegtes Förderprogramm 
ist, sodass die Exzellenzuniversitäten 
zukünftig dauerhaft gefördert werden. 
Der Förderzeitraum der Exzellenzclus-
ter umfasst grundsätzlich zweimal sie-
ben Jahre und Folgebeantragungen sind 
möglich. Finanziell bedeutet es, dass 
Bund und Länder für die Exzellenzstra-
tegie ab dem Jahr 2018 jährlich 533 Mil-
lionen Euro zur Verfügung stellen. Die 
Mittel werden vom Bund und Land im 
Verhältnis 75:25 getragen. 

Weg zur Exzellenzuniversität
Jedes Cluster, das bewilligt wird, erhält 
in den nächsten sieben Jahren bis zu 10 
Millionen Euro jährlich. Universitäten 
mit zwei oder mehr bewilligten Clustern 
dürfen sich um den Titel einer Exzellenz-
universität bewerben. Anträge hierzu 
sind bis zum 10.12.2018 einzureichen 
und werden vom Wissenschaftsministe-
rium finanziell gefördert. Der Titel „Eli-
te-Universität“ bringt bis zu 15 Millionen 
weitere Euro im Jahr. Die Entscheidung 
über die Exzellenzcluster ist eine wichti-
ge Voraussetzung für eine Bewerbung als 
Exzellenzuniversität: Nur elf Unis bun-
desweit können das Rennen gewinnen. 

Bei der Finanzierung der Spitzenfor-
schung an wenigen Exzellenzuniversitäten 
geizen Bund und Länder nicht mit Milli-
arden. Gleichzeitig stagniert die Grund-
finanzierung der Hochschulen auch in 
Baden-Württemberg. Bundestag und 
Bundesrat haben bereits im Dezember 
2014 das Kooperationsverbot im Grund-
gesetz gelockert. Seitdem ist unstrittig: 
Der Bund darf den Bundesländern bei der 
Finanzierung der Hochschulen unter die 
Arme greifen. Die Hochschulen brauchen 
allerdings neben der Exzellenzstrategie 
ein Bund-Länder-Programm, dass gezielt 
Anreize für eine nachhaltige Personal-
struktur, verlässliche Karrierewege und 
stabile Beschäftigungsbedingungen setzt, 
damit zusätzliche Juniorprofessuren oder 
anderer Postdoc-Stellen gefördert und, 
wenn diese mit einem Tenure Track (Pro-

gramm zur Förderung des wissenschaftli-
chen Nachwuchses) ausgestattet sind, von 
der jeweiligen Einrichtung auf Dauer wei-
ter finanziert werden.
Der weitere Zeitfahrplan sieht so aus: 
am 1. Januar 2019 beginnt die finanziel-
le Förderung für Exzellenzcluster; am 19. 
Juli 2019 erfolgt die Förderentscheidung 
über Anträge zu Exzellenzuniversitäten; 
und am 1. November 2019 beginnt die 
Förderung für die Exzellenzuniversitäten. 
Jeder Euro, der in exzellente Forschung 
gesteckt wird, ist sinnvoll, solange er nicht 
auf Kosten der allgemeinen Forschungs-
förderung geht: Keine Klasse ohne Masse, 
keine Spitze ohne Breite.  

Cendrese Sadiku
GEW-Referentin für Hochschule und Forschung
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Spitzenforschung ist Land und Bund viel Geld wert. Die Finanzierung der Grundforschung 
stagniert dagegen. 



1

Beilage zu „bildung und wissenschaft“ 
der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft Baden-Württemberg

unterrichtspraxis

Heft Nr. 7  |  19.10.2018  |  51. Jahrgang  |  ISSN 0178-0786

Nr. 7 | 19.10.2018

VO R B E R E I T U N G S K L A S S E/P O L I T I SC H E B I L D U N G

Demokratiebildung in Vorbereitungsklassen der Grundschule
In Baden-Württemberg  wurde im Jahr 2017 in den für neu nach Deutschland gekommene Kinder und Jugend-
liche eingerichteten Vorbereitungsklassen das Fach „Demokratiebildung“ eingeführt. Es hat die Aufgabe die 
Grundlagen des gesellschaftlichen Zusammenlebens zu thematisieren. Im nachfolgenden Artikel werden das 
Konzept und Erfahrungen aus der praktischen Arbeit vorgestellt.

Ausgangslage
Ein Kind kommt nach Deutschland. 
In Baden-Württemberg wird es nach 
sechs Monaten schulpflichtig, erwirbt 
jedoch schon mit seiner Einreise das 
Recht auf Bildung bzw. eine Schule zu 
besuchen. Traumatisierte oder ander-
weitig belastete Kinder erhalten mit 
dieser Regelung Zeit, sich - wenn nötig 
- vor dem Schulbesuch mit der neuen 
Umgebung vertraut zu machen (siehe: 
www.km-bw.de/,Lde/Startseite/Schule/
FAQs [7.6.2018]). Neben dem Erwerb 

der deutschen Sprache ist dann die 
gelingende Integration in einer Klas-
se, der Schule bzw. der Gesellschaft das 
vorrangige Ziel, u.a. der schulischen 
Bemühungen. Wie lassen sich jedoch 
bei Kindern und Jugendlichen positi-
ve Bezüge und entsprechende Einstel-
lungen zur Aufnahmegesellschaft, zu 
den in ihr gelebten Werten und den in 
internationalen Vereinbarungen und 
vielen Landesverfassungen verankerten 
Grundrechten aufbauen? 

In Baden-Württemberg gibt seit Beginn 
des Schuljahres 2017/18 ein Orientie-
rungsrahmen für Vorbereitungsklassen 
(OR) Antworten auf diese Frage. Dieser 
OR1 verknüpft sprachliches Lernen und 
Demokratiebildung (DB) - in der Folge 
als „OR DB“ bezeichnet. Die Landesre-
gierung von Baden-Württemberg hat-
te im Herbst 2016 das Ministerium für 
Kultus, Jugend und Sport (KM) beauf-
tragt einen solchen OR zu entwickeln. 
Dieser soll Lehrer/innen in Vorberei-
tungsklassen (VKL) bei ihrer täglichen 
Arbeit unterstützen. Das KM setzte eine 
Konzeptionsgruppe ein, die in drei Teil-
gruppen Vorschläge zu einem Leitfaden 
(rechtliche Grundlagen, Verwaltungs-
vorschriften, pädagogische Prinzipien, 
Aspekte der Schulentwicklung und der 
Organisation), zu Deutsch im Kontext 
von Mehrsprachigkeit und zur Demo-
kratiebildung erarbeitete. Die Teilgrup-
pe zur Demokratischen Bildung wurde 
von der Landeszentrale für Politische 
Bildung Baden-Württemberg, vertre-
ten durch Herrn Robert Feil, geleitet. 
Zu Beginn des Schuljahres 2017/18 
wurde dieser OR gemeinsam mit der 

1) (www.schule-bw.de/themen-und-impulse/
migration-integration-bildung/vkl_vabo/vkl/
demokratiebildung/curriculum [7.6.2018]

Kinder aus verschiedenen Ländern in einer Klasse
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Überarbeitung der Verwaltungsvor-
schrift über die Grundsätze zum Unter-
richt für Kinder und Jugendliche mit 
nichtdeutscher Herkunftssprache und 
geringen Deutschkenntnissen an allge-
mein bildenden und beruflichen Schu-
len2 veröffentlicht. Demokratiebildung 
ist laut einer ebenfalls 2017 neu erlas-
senen Stundentafel für Vorbereitungs-
klassen in der Grundschule mit zwei 
und in der Sekundarstufe I mit vier 
Wochenstunden ausgewiesen. Während 
der einjährigen Erprobungsphase im 
Schuljahr 2017/18 konnten und sollten 
Lehrer/innen über einen Link im Inter-
net Rückmeldungen zur Umsetzbarkeit 
bzw. Änderungswünsche mitteilen, die 
anschließend in die endgültige Fassung 
des OR eingearbeitet wurden.
Im folgenden Beitrag werden zunächst 
die Grundzüge des „OR DB“ dargestellt, 
bevor im Anschluss Beispiele aus der 
Arbeit mit Kindern im Grundschulal-
ter zur Sprache kommen. Abschließend 
berichten wir über unsere Erfahrungen 
aus von uns geleiteten Weiterbildungs-
veranstaltungen für Lehrkräfte und 
Arbeitskreisen.

Grundgedanken  
der Demokratiebildung
Zwei Zitate aus den neu eingeführten 
Vorgaben machen deutlich, mit wel-
chen Perspektiven die entsprechende 
Arbeit stattfinden soll:
• „Demokratiebildung bereitet Men-

schen - unabhängig von ihrer Her-
kunft - auf eine verantwortungsvolle 
Wahrnehmung ihrer Teilhabe- und 
Selbstbestimmungsrechte innerhalb 
einer pluralen, offenen und toleranten 
Gesellschaft vor.“ (OR DB, 5)

• „Werte werden wertvoll, wenn wir sie 
in unser Handeln übersetzen.“ (OR 
DB, 4)

Es wird also nicht unterstellt, dass 
Menschen aus anderen Ländern und 
Gesellschaften grundsätzlich „demo-
kratiefern“ sind und nun „demokra-
tisiert“ werden müssen. Vielmehr 
steht die bewusste Wahrnehmung von 
Gemeinsamkeiten und Unterschieden 

2) (www.schule-bw.de/themen-und-impulse/
migration-integration-bildung/vkl_vabo/vwv/
verwaltungsvorschrift.pdf)

im Fokus. Eine frühe Sensibilisierung 
dafür und die Auseinandersetzung 
mit interkulturellen Spannungsfel-
dern sollen Kinder und Jugendliche 
- beginnend in der VKL - dazu befä-
higen, für sie neue Freiheiten in einer 
pluralen Gesellschaft kennenlernen 
und leben zu können. Ziel ist es auch 
zu erkennen, dass die Nutzung ihrer 
Freiheit die Toleranz und den Respekt 
dem Anderen gegenüber erfordert und 
damit Grenzen mit sich bringt. Die 
Freiheit des Einzelnen endet dort, wo 
die Freiheit des Anderen beginnt und 
beschnitten wird. In diesem Kontext 
ist es wichtig, Widersprüche und (evtl.) 
kulturell bedingte Unterschiede aushal-
ten zu können (Ambiguitätstoleranz). 
Diese Fähigkeiten sind Bestandteil 
interkultureller Kompetenz und kön-
nen zum Gelingen der Integrationspro-
zesse einen wesentlichen Beitrag leisten 
(vgl. OR DB, 5).

Die curricularen Bausteine  
der Demokratiebildung
Der Plan enthält sechs Bausteine:
• Ankommen und Orientieren
• Identität und Vielfalt
• Selbstbestimmung und Autorität
• Gleichwertigkeit und Solidarität
• Interessen und Beteiligung
• Geschichte berühren

Zu jedem Baustein werden Leitfra-
gen und an Kompetenzen orientier-
te Lernziele formuliert. Neben den 
Inhalten zu unterschiedlichen Niveau-
stufen konkrete Umsetzungsvorschlä-
ge sowie Materialhinweise vorgestellt. 
Die Lehrer/innen entscheiden, welche 
Schwerpunkte aus den Bausteinen den 
Bedürfnissen und Fähigkeiten ihrer 
Lerngruppe entsprechen. Es wird emp-
fohlen, im Verlauf eines Schuljahres in 
der VKL Elemente aus allen Baustei-
nen zu bearbeiten – allerdings ohne 
Anspruch auf Vollständigkeit oder Ein-
haltung einer bestimmten Reihenfolge. 
Die Bausteine eins und sechs bieten 
die Möglichkeit einer ersten Annähe-
rung an landeskundliche Themen. Die 
systematische Beschäftigung findet 
hier aber erst nach der Integration der 
VKL-Schüler/innen in die Regelklasse 
im Fachunterricht statt (vgl. OR DB, 9).

Leitprinzipien  
der Demokratiebildung
Der Plan orientiert sich an folgenden 
pädagogisch-didaktischen Leitprinzi-
pien für die Unterrichtsgestaltung:
• Perspektivenvielfalt und Kontroversität,
• Eigenständige Urteilsbildung und 

Überwältigungsverbot,
• Lebensweltbezug und Handlungsori-

entierung,
• Elementarisierung und Visualisierung.

Perspektivenvielfalt und 
Kontroversität
„Demokratie lebt vom Streit um Ideen 
und Lösungen“ (OR DB, 7). Die kons-
truktive Auseinandersetzung ist Vor-
aussetzung für das Funktionieren der 
Demokratie und erfordert einen immer-
währenden Perspektivenwechsel.
Damit gemeint ist,
• die Welt durch die Brille des Anderen 

sehen,
• in fremden Schuhen wandern,
• sich einfühlen,
• verstehen,
• etwas von unterschiedlichen Seiten 

her betrachten und wahrnehmen.

Was siehst du? Wer hat Recht? Dies 
können z.B. Impulsfragen bei der 
Betrachtung des folgenden Vexierbil-
des sein.

Was sieht man auf dem Vexierbild?
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Zu diesem Bild gibt es mehrere Wahr-
nehmungen. Unterschiedliche Sicht-
weisen werden veranschaulicht, Ambi-
guitätstoleranz wird gefördert. Diese 
Wahrnehmungsaufgabe bereitet auf 
Perspektivwechsel vor, die in vielen 
Situationen im schulischen Alltag voll-
zogen werden müssen, z.B. im Rahmen 
schulischer Streitschlichtungssysteme: 
Schüler/innen machen die Erfahrung, 
dass Konflikte zum Leben gehören. Es 
gibt aber jeweils mehrere Möglichkei-
ten diese zu bewältigen:
• Eine Autorität entscheidet über 

Schuld oder Unschuld. Dies ist den 
meisten Kindern und Jugendlichen 
vertraut.

• Der Austausch über Wahrneh-
mungen und Befindlichkeiten „auf 
Augenhöhe“ führt zur Vereinbarung 
einer Lösung.

• Die Schüler/innen suchen eigene Ide-
en zur Bewältigung des Konfliktes.

Ein Streitschlichtungsritual in der VKL 
kann sich an den drei Kategorien Auge, 
Herz und Hand orientieren. Folgende 
Satzmuster helfen beim dazu gehören-
den Formulieren: Ich habe gesehen/
erlebt …, Ich fühle mich …, Ich wünsche 
mir ... Beide am Streit beteiligten Seiten 
dürfen dem jeweiligen Gegenüber ihre 

Sicht auf den Konflikt mitteilen. Erst 
danach geht es um die Lösung. Die 
Schuldfrage steht nicht im Zentrum. 
Viele Konflikte beruhen auf einfachen 
Missverständnissen, die sich so mit 
Worten lösen lassen (vgl. auch Baustein 
zwei: Leitfrage Wie können wir Konflik-
te gemeinsam lösen? Unterpunkt: Rich-
tig streiten lernen. – OR DB, 12).

Eigenständige Urteilsbildung und 
Überwältigungsverbot
Ein Grundsatz für die politische Bil-
dung in Deutschland ist die Achtung der 
individuellen Meinung aller an den ent-
sprechenden Prozessen Beteiligten ohne 
einseitige Beeinflussung durch die Lehr-
kräfte. Für das „Classroom Management“ 
erfordert dies u.a. die Wahl einer Sozial-
form – z.B. eines Kreises –, die den gleich-
berechtigten Austausch aller begüns-
tigt. In einem solchen Kreis haben alle 
den gleichen Rang, können sich sehen 
und hören. Kreisgespräche bieten einer 
Schulklasse somit die Chance, ein demo-
kratisches Forum zu erzeugen. Ein run-
der Teppich kann dies unterstützen und 
veranschaulichen. Er ermöglicht zudem 
den flexiblen räumlichen Einsatz die-
ses Versammlungsplatzes. Die Schüler/
innen erhalten zunächst sachliche Infor-
mationen. Danach folgt die Möglichkeit 

zur Bewertung, Beurteilung und Positio-
nierung. Für den Unterricht zur Demo-
kratischen Bildung empfiehlt die Landes-
zentrale für Politische Bildung in ihren 
Fortbildungen folgende Phasen der Poli-
tischen Bildung: Einstieg/Motivation, 
Information, Anwendung/Verstehen, 
Problematisierung/Beurteilen und Meta-
kommunikation (vgl. Landeszentrale für 
Politische Bildung Baden-Württemberg 
2015). Die letzten beiden Phasen stellen 
in einer VKL aufgrund der eingeschränk-
ten sprachlichen und kommunikativen 
Fähigkeiten der Kinder und Jugendlichen 
die größte Herausforderung dar. Daher 
ist es hier unumgänglich Visualisierun-
gen und nonverbale Kommunikations-
mittel einzusetzen. Diese werden sprach-
lich begleitet, was auch der Förderung 
der Sprachkompetenzen dient.

Mehrere Bausteine des „OR DB“ ent-
halten Anregungen zur eigenen Urteils-
bildung bzw. zum Vergleich eigener 
Meinungen und Wünsche mit denen 
anderer:
• Bei der Arbeit am Baustein 2 sollen 

die Schüler/innen folgenden Fragen 
nachgehen: Was macht mich aus? Was 
gehört zu mir? Was verbindet uns? Wor-
in unterscheiden wir uns? Wie kommen 
wir mit dem Anderssein zurecht?

Ich mag (nicht)
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• Die Schüler/innen nehmen Merkma-
le von Gemeinsamkeit und Diversität 
wahr und können dadurch Anders-
sein als Normalität erkennen und 
anerkennen (vgl. OR DB, 12). Die 
Anfertigung von Steckbriefen kann 
dabei zur Visualisierung und inhalt-
lichen Differenzierung beitragen.

• Im fünften Baustein geht es beispiels-
weise um die Frage: Wo soll der Sport-
unterricht heute stattfinden? Die 
Schüler/innen können sich an der 
Diskussion beteiligen, ihre Wünsche 
und Interessen einbringen und dazu 
beitragen, eine gerechte Entscheidung 
zu treffen (vgl. OR DB, 24).

• Im dritten Baustein soll mit Blick auf 
die Entscheidung über ein Ausflugs-
ziel herausgefunden werden, welche 
Regeln gerecht sind und was Demo-
kratie (im Unterschied zur Diktatur) 
bedeutet, wenn es um Freiheit und 
Gerechtigkeit geht (vgl. OR DB, 18).

Lebensweltbezug und 
Handlungsorientierung
Die Unterrichtsgegenstände zur Demo-
kratischen Bildung müssen eine Ver-
bindung zur Lebenswelt der Schüler/
innen bieten. Hierzu findet sich in 
Baustein 1 eine Vielzahl an Leitfragen, 
Impulsen und Inhalten.
Es können Lerngänge zum Markt, zu 
Spiel- und Begegnungsplätzen oder 
die Teilnahme an Festen der Regi-
on organisiert werden. Die Schüler/
innen werden damit vertraut, welche 

kommunalen Einrichtungen für sie 
relevant und interessant sind. Die Leit-
fragen „Was gefällt mir an meinem 
Leben in Deutschland? Was vermisse 
ich?“ regen zum Vergleich zwischen 
den zurückliegenden und aktuellen 
Erfahrungen an.
Ein an reformpädagogischen Grund-
sätzen ausgerichteter handlungsori-
entierter Unterricht soll die Schüler/
innen aktivieren und den Prozess des 
Begreifens fördern. So kann zum Bei-
spiel ein Marktbesuch mit Einkauf 
und anschließendem Kochen durchge-
führt werden (vgl. Baustein fünf: Wie 
können wir ein Projekt planen und 
umsetzen? – OR DB, 24). Auch in die-
sem Falle können Interessen abgefragt 
und müssen Entscheidungen auf eine 
bestimmte Art getroffen werden. Da 
dies mit geringen sprachlichen Mitteln 
sehr schwierig ist, bedarf es an dieser 
Stelle wieder des Einsatzes nonverbaler 
Ausdrucksmittel.

Elementarisierung und 
Visualisierung
Elementarisierung erschließt grund-
legende Zusammenhänge der Demo-
kratiebildung. Die Arbeit mit der 
Zielgruppe Schüler/innen der Vorbe-
reitungsklassen ohne oder mit gerin-
gen Deutschkenntnisse(n) erfordert 
spezielle Vorgehensweisen. So steht 
das Begreifen vor der Vermittlung von 
Begriffen. Erfahren und Verstehen ste-
hen vor dem Anspruch auf Detailwissen 

und Vollständigkeit. Visualisierung ist 
das wesentliche Unterrichtsprinzip. 
Dieses bildet eine Brücke zur sprachli-
chen Ebene (vgl. OR DB, 8).
Im Unterricht der VKL entstehen Situ-
ationen, die Klassenregeln erforder-
lich machen. So sollte zum Beispiel 
hinsichtlich der Gespräche im Kreis 
geklärt sein, wer spricht, zuhört und auf 
welche Art Rederecht angefordert und 
zugeteilt werden kann. Die Schüler/
innen selbst können die Regeln visua-
lisieren bzw. über die Bilder die Regeln 
lesen. So können z.B. Regeln dazu for-
muliert werden, in welchen Situationen 
Deutsch als gemeinsame Zielsprache 
gesprochen wird und wann die Her-
kunftssprachen der Schüler/innen zum 
Zuge kommen können. Die Fähigkeiten 
zuzuhören, zu fragen und zu antworten 
sind elementare Kompetenzen, um das 
Grundrecht auf freie Meinungsäuße-
rung in Anspruch nehmen zu können 
(vgl. Baustein drei, OR DB, 16). Die 
Einhaltung der Klassenregel Ich melde 
mich, wenn ich etwas sagen oder fra-
gen möchte, kann durch den Einsatz 
von Gebärden unterstützt werden. Für 
viele Schüler/innen in der VKL ist der 
offene Austausch von Meinungen etwas 
Neues. Mit Hilfe der Verwendung die-
ser Zeichen können sie diesbezüglich 
erste Erfahrungen machen und einen 
Zugang dazu bekommen (vgl. Baustein 
fünf, Thema Diskutieren und entschei-
den lernen – OR DB, 24).

Ich weiß nicht – Ich bin dafür – Ich bin dagegen
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Aus der Praxis der VKL-Arbeit mit 
Grundschulkindern
Eine VKL zeichnet sich in den meis-
ten Fällen durch eine extrem große 
Heterogenität innerhalb der Gruppe 
der Schüler/innen in Bezug auf deren 
Alter, den Alphabetisierungsgrad, ihr 
Verhalten und die Konzentrationsfä-
higkeit, die kulturellen Hintergründe, 
die Qualität der bisherigen Bildungser-
fahrungen und ihren Sprachstand aus. 
Die größte Herausforderung bei der 
Arbeit mit dem OR DB ist aber sicher-
lich die begrenzte Sprachfähigkeit aller 
Kinder und Jugendlichen hinsichtlich 
der deutschen Sprache. Dies erfor-
dert – wie oben bereits beschrieben 
- den verstärkten Einsatz nonverbaler 
Kommunikationsmittel.

Der menschliche Körper lässt eine Viel-
zahl von Ausdrucksmöglichkeiten zu. 
Sie alle können bei der Kommunikati-
on eingesetzt werden. Sie bestimmen 
einen wesentlichen Teil der Methodik 
bei der unterrichtlichen Arbeit auf der 
Basis des „OR DB“.

Thema: Familie
Das Th ema ist Bestandteil des vierten 
Bausteins. Die Leitfragen sind:
• „Was erwarten wir von der Familie 

und vom Zusammenleben?“
• „Wie leben wir zusammen?“
• „Was verbindet Menschen in unter-

schiedlichen Formen des Zusam-
menlebens?“

• „Was gehört zur Gleichberechtigung?“
• „Was bedeutet Gleichberechtigung 

für unser Handeln?“
• „Wie passt das Rollenverständnis zur 

Gleichberechtigung?“
• (OR DB, 20)
Die Fragen „Wer bin ich? Wo komme 
ich her? Wer gehört zu meiner Fami-
lie?“ sind immer wieder Gegenstand 
des Unterrichts in der VKL. Die Worte 
für Mama und Papa, Mutter und Vater 
klingen in vielen Sprachen ähnlich und 
deshalb meist vertraut. Schmerzliche 
Prozesse und Gefühle können eben-
so eng mit solchen Begriff en und dem 
Th ema Familie verknüpft  sein, wie z.B. 
Gefühle der Geborgenheit, des Schut-
zes, der Liebe und der Sicherheit.
Wie eignet sich diese Th ematik für die 
Demokratiebildung und wo liegen die 
Grenzen? Dazu ein Beispiel aus der 
Unterrichtspraxis: Santos spielt Foto-
graf und stellt ein Bild von seiner Fami-
lie auf. Er sucht sich für jedes Famili-
enmitglied eine(n) Mitschüler/in aus, 
weist jeder Person einen Platz zu und 
formt deren Pose.

 „Mehmet, du bist mein Papa. 
Er heißt Kemal.

Samira, du bist jetzt auf dem 
Foto meine Mutter. 

Sie heißt Aneta.“

Es wird gemeinsam gezählt und verglichen. 
Wer hat mehr Brüder, Schwestern …? 
Und es wird diskutiert und beurteilt: 
Wie möchte ich einmal leben? Wie viele 
Kinder möchte ich haben? …

Im nächsten Schritt werden unter-
schiedliche Modelle des Zusammenle-
bens – von der Wohngemeinschaft  über 
die Klein- und Großfamilie bis hin zum 
kinderlosen Paar sowie zum gleich-
geschlechtlichen Ehepaar – auf Fotos 
betrachtet und mit Worten beschrie-
ben. Emotionen und Einstellungen 
werden zum Ausdruck gebracht. So 
kann es vorkommen, dass sich ein 
Kind die Hände vors Gesicht hält und 
laut „Ich guck nicht“ ruft , wenn es das 
homosexuelle Paar entdeckt.
Wieder endet die Phase mit dem Ver-
such einer Positionierung auf dem Weg 
zur Meinungsbildung. „Lege deine bei-
den Steine auf die Bilder der Lebens-
formen, die dir gefallen“, oder „Das 
ist für mich eine Familie.“ So könn-
te die Arbeitsanweisung lauten, mit 
der die Kinder angeregt werden, sich 
mit unterschiedlichen Lebensformen 
auseinanderzusetzen.
Weitere unterrichtliche Anregungen und 
entsprechendes Bildmaterial hierzu fi n-
den sich in den Materialen der Landes-
zentrale für Politische Bildung Baden-
Württemberg (vgl. Feil & Rall 2017).

 

 

non-verbale
Ausdrucksformen

Mimik

bauen
    konstruieren
 Räume gestalten

malen
    zeichnen
 musizierenTheater

Rollenspiel
Körpersprache

'esƟk
Motorik

Tanz 
Bewegung

Rhythmus 
Kontakt
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Mögliche Ausdrucksformen

Die eigene Vorstellung von der Stadt bauen

Q
ue

lle
: C

hr
is

tin
e 

Pf
ei

fl e
-R

au
ch



6 Nr. 7 | 19.10.2018

Unterrichtspraxis

Projekt Masken: Fremd und Vertraut
Der folgende Abschnitt schildert den 
Ablauf eines Projekts, das vom ver-
antwortlichen Lehrkräfteteam und 
den Schüler/innen einer kombinierten 
Grundschulklasse 1/2 zusammen mit 
einer VKL durchgeführt wurde.

In Anlehnung an das Bilderbuch „Heu-
te bin ich“ (van Hout 2011) wurden im 
Anschluss an die Wortschatzeinfüh-
rung zum Thema Farben und Formen, 
„Gefühlsfische“ gestaltet. Jedes Kind 
verbindet auf Grund seiner Biografie, 
seinen Erfahrungen und seiner Wahr-
nehmung andere Farben und Formen 
mit bestimmten Gefühlen, die pan-
tomimisch und über Icons dargestellt 
wurden. Anschließend wurden Mas-
ken aus Gips hergestellt und indivi-
duell farblich gestaltet. Die Schüler/
innen nahmen ihre Unterschiedlichkeit 
wahr und positionierten sich dazu. Sie 
konnten sich nonverbal ausdrücken, 
Erfahrungen verarbeiten und erhiel-
ten Rückmeldungen: „Mir gefällt diese 
Maske, weil …“

Nun entstand die Idee, mit den Mas-
ken Bewegungs- und Wahrnehmungs-
erfahrungen im Bereich Spiel und 
Bewegung zu erproben. Dabei wurden 
Nähe- und Distanzübungen mit und 
ohne Sprache ein zentraler Erfahrungs- 
und Austauschraum bzw. Lerninhalt.
Die Lehrer/innen und ihre Schüler/
innen entwickelten in der darauf fol-
genden Zeit ein eigenes Drehbuch. 
Hier kommen theaterpädagogische 
Methoden zum Einsatz. Das Rollen-
spiel ermöglicht es, die noch fehlenden 
sprachlichen Mittel durch nonverbale 
Ausdrucksformen zu ersetzen.
Die Geschichte spiegelt Erfahrungen 
aus dem Schul- und Hortalltag. Der 
Umgang mit den und dem Fremden 
gehört zu ihm und ist konfliktträch-
tig. Viel Streit – bis hin zum Mob-
bing – entsteht durch Angst vor dem 
Andersartigen, dem nicht Vertrauten. 
Eine mögliche Lösung dieser Konflik-
te liegt in der Verwandlung der Angst 
vor dem Fremden und der Ablehnung 
des Fremden hin zu einer neugierigen 
Haltung und zum jeweiligen intensiven 
Kennenlernen des Anderen.

Im entstandenen Kurzfilm, der den 
Titel „Die Fremden wollen mitspie-
len“ bekam, beobachten und betasten 
die Kinder die sogenannten Fremden, 
nachdem sie zuerst auf deren Kontakt-
versuche mit Weglaufen und Schrei-
en reagiert hatten. In weißen Gewän-
dern und starren, aber bunten Masken 
schweben diese nun weg und gefrie-
ren dabei ein. Angst kann lähmen. 
Dennoch schaffen es die neugierigen 
Kinder, die Eingefrorenen mit einer 
Umarmung aufzutauen und zum Spiel 
einzuladen, so dass diese am Schluss 
keine Fremden mehr sind. Die Verän-
derung wird durch das Ausziehen der 
Gewänder und das Ablegen der Mas-
ken vor dem Spiegel zum Ausdruck 
gebracht. So können am Ende des 
Kurzfilms alle Kinder trotz ihrer Unter-
schiedlichkeit nach gemeinsamen 
Spielregeln zusammen spielen.

Ein wichtiger Abschluss jedes Pro-
jektteils war das gemeinsame Spre-
chen über die erlebten Geschehnisse 

und damit verbundene Gefühle. „Wie 
fühlt es sich an, unsere Schule so mit 
Abstand zu sehen und zu erleben?“ war 
die zentrale Frage. Die entsprechenden 
Ergebnisse wurden zur Dokumentation 
der Nachhaltigkeit dieses interkultu-
rellen Lernprozesses im künstlerischen 
Projekt „Fremd und Vertraut“ während 
des gesamten Schuljahres.

Das Projekt verknüpft Kompetenzen 
und Inhalte aus allen Bausteinen des 
„OR DB“. Besonders wichtig sind Ele-
mente des Bausteins 5, bzw. das dort 
formulierte Thema Mitmachen üben 
(OR DB, 24). Gemäß der entsprechen-
den Vorlage sollen Schüler/innen hier 
ein Projekt planen und umsetzen. Sie 
sollen ihre Neigungen und Interessen 
einbringen und Möglichkeiten zur Teil-
habe benennen und bewerten. Viele 
Entscheidungsprozesse wurden im dar-
gestellten Maskenprojekt gemeinsam 
durchgeführt. Ebenso wurde das Pro-
jekt von wiederkehrenden Reflexions-
phasen begleitet.

Ein Traumkästchen
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Thema: Unsere Stadt, unser Dorf
Der Baustein 1 des „OR DB“ sieht vor, 
dass die Schüler/innen die neue Umge-
bung kennen lernen (OR DB, 11). The-
men sind z.B. die für Kinder relevan-
ten kommunalen Einrichtungen wie 
Spielplätze, Schwimmbäder, und die 
Bücherei, aber auch Supermärkte oder 
der (sichere) Weg zur Schule. Bei der 
Bearbeitung dieser Themen setzen sie 
sich mit Stadtplänen auseinander und 
machen Lerngänge in der Umgebung, 
die verschiedene Dokumentationen 
(Notizen, Skizzen, Fotos, Videos, Inter-
views …) und dazu gehörende Nach-
bereitungen im Unterricht ermög-
lichen bzw. erfordern. Dabei kann 
sprachliches Lernen (u.a. Erarbeitung 
von Wortschatz und Redewendungen) 
einfließen.

Dieses Thema eignet sich auch für den 
visionären Blick in die Zukunft. In 
Baustein 5 findet sich dazu das Thema 
Perspektiven bilden mit dem Ziel, dass 
die Schüler/innen eigene Zukunftsvor-
stellungen entwickeln und formulieren 
(OR DB, 26).

Beim Projekt Traumkästchen hatten 
die Schüler/innen die Möglichkeit, 
ihre Vorstellungen eines zukünftigen 
Lebens und ihre dazugehörenden Wün-
sche mit gestalterischen Mitteln aus-
zudrücken. Nachdem sie selbst einen 
Holzkasten gebaut hatten, konnten sie 
ihn innen und außen gestalten und mit 
Gegenständen bestücken. Ergänzend 
konnten die Kinder in ihrer Herkunfts-
sprache etwas dazu schreiben und den 
Text selbst oder zusammen mit Helfer/
innen ins Deutsche übersetzen.

Projekt: Engel  
(interreligiöse Symbole)
Der Baustein 2 des „OR DB“ enthält 
das Thema Glauben und Toleranz ver-
binden (OR DB, 14). Die Anerkennung 
der Gleichwertigkeit unterschiedlicher 
religiöser und nicht religiöser Überzeu-
gungen ist eine immense Herausforde-
rung in der VKL. Der Engel kann als 
interreligiöse Symbolgestalt bezeich-
net werden. Auch Muslime glauben an 
Engel. Diese heißen auf Arabisch Malak 

und haben viele Aufgaben. Sie können 
unterschiedliche Gestalt annehmen 
(www.mobil.religionen-entdecken.de 
[27.8.2018]). Das gemeinsame Gestal-
ten eines Wunschengels (z.B. als Lich-
tengel, Heimatengel oder Feuerweh-
rengel) und die Formulierung seiner 
Funktion gibt Raum für den Austausch 
über Glaubenserfahrungen und für das 
Erkennen von Gemeinsamkeiten über 
die Religionen hinweg.

Herausforderungen  
und offene Fragen
Teilnehmer/innen unserer Fortbil-
dungen und Arbeitskreise zum The-
ma Demokratische Bildung gaben uns 
Rückmeldung und formulierten, wor-
in sie die größten Herausforderun-
gen bei der Umsetzung des „OR DB“ 
sehen, was ihre Wünsche bezüglich der 
Umsetzung sind und welche noch offe-
nen Fragen für sie im Raum stehen. Die 
folgende Zusammenstellung ist nicht 
repräsentativ, kann aber dennoch einen 
ersten Eindruck verschaffen:
• Es wird ein sehr hoher Fortbildungs-

bedarf rückgemeldet. Vor allem 
Grundschullehrkräfte hatten bisher 
noch wenig mit Politischer Bildung zu 
tun, wenn auch die Werteerziehung 
immer schon Bestandteil des Bil-
dungs- und Erziehungsauftrags war. 
Die bisherigen Angebote konnten 
diesen Bedarf bisher nicht ausrei-
chend decken. Der Ansatz über ein 
Multiplikator/innensystem vorzuge-
hen wird begrüßt. Die Multiplikator/
innen wünschen sich jedoch längere 
und intensivere, vorbereitende Fort-
bildungsangebote.

• Die Anpassung der Themen und 
Inhalte an das jeweilige Sprachniveau 
und Weltwissen der Schüler/innen 
wird als eine der größten Herausfor-
derungen betrachtet.

• Kolleg/innen berichten von tägli-
chen Konflikten in den Vorberei-
tungsklassen, die eine willkommene 
Möglichkeit darstellen, Demokrati-
sierungsprozesse in Gang zu setzen. 
Hierzu bietet der „OR DB“ Inhalte 
und Impulse im zweiten Baustein 
beim Thema Richtig streiten lernen 
(vgl. OR DB, 12).

• Besonders schwer zu bearbeiten-
de Themenbereiche sind aus Sicht 
vieler VKL-Lehrkräfte die Aspekte 
Geschlechterrollen, die Gleichbe-
rechtigung von Mann und Frau und 
religiöse Toleranz. Schüler/innen, 
die in ihren Heimatländern die Ein-
haltung dieser Menschenrechte noch 
nicht erlebt haben oder vielleicht 
genau wegen diesen Missständen 
geflohen sind, fällt die entsprechen-
de Auseinandersetzung mit geringen 
sprachlichen Mitteln schwer. Res-
pekt gegenüber Andersgläubigen ist 
für viele Kinder und Jugendliche in 
den VKL zum Teil unvorstellbar und 
muss dennoch tagtäglich eingefor-
dert werden (vgl. OR DB, Baustein 
zwei, Thema Glauben und Toleranz 
verbinden).

• In vielen VKL in Baden-Württem-
berg arbeiten Lehrkräfte, welche die 
laufbahnrechtlichen Voraussetzun-
gen des Landes für die Übernah-
me in das Beamtenverhältnis bzw. 
für die Anstellung als Lehrer/in im 
Angestelltenverhältnis auf Dauer 
nicht erfüllen. Sie fühlen sich teil-
weise überfordert mit der didakti-
schen-methodischen Umsetzung 
des „OR DB“.

• Eine weitere Schwierigkeit stellt die 
ständig wirksame Fluktuation in der 
Schüler/innenschaft einer VKL dar. 
Familien ziehen um, werden in ande-
re Orte und Sammelunterkünfte ver-
legt oder gar ausgewiesen. All dies 
stört den kontinuierlichen Aufbau 
von Demokratischer Bildung.

• Eine offene Frage bleibt die konkre-
te Umsetzung der Demokratischen 
Bildung in integrativen VKL, also an 
Schulen, deren neu nach Deutschland 
gekommene Kinder und Jugendliche 
einer Regelklasse zugeordnet wer-
den (müssen). Verschiedentlich wer-
den Kinder für 2 Stunden aus dem 
Regelunterricht herausgelöst. Wäre 
es nicht sinnvoller, die Demokrati-
sche Bildung im regulären Unterricht 
stattfinden zu lassen? Die Verweise 
im „OR DB“ auf die Leitprinzipien 
der Bildungspläne machen deutlich, 
dass Demokratische Bildung auch 
dort an unterschiedlichen Stellen 
ihren Platz hat.
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• Damit zusammen hängt auch der von 
Lehrkräften vorgetragene Wunsch 
nach einem Ethikunterricht, der die 
in der VKL begonnene Demokrati-
sche Bildung weiterführt und u.U. 
den konfessionellen Religionsunter-
richt im Rahmen des Schulvormit-
tags ablöst.

• Manche Lehrkräfte wünschen sich eine 
stärkere Berücksichtigung interkultu-
reller Kompetenzen im „OR DB.“

• Der zeitliche Umfang von 2 Wochen-
stunden in der VKL der GS wird als 
ausreichend empfunden. Es stellt 
sich immer wieder die Frage, ob und 
wie in dem einen vorgesehenen Jahr 
in der VKL Sprach- und Demokra-
tiebildung so weit entwickelt wer-
den können, dass die betroffenen 
Schüler/innen eine Chance haben, 
im Regelunterricht einer Schulklas-
se erfolgreich mitarbeiten und lernen 
zu können.

Fazit
Der „OR DB“ wird positiv angenom-
men. Die Notwendigkeit eines sol-
chen Plans, der die Inhalte der Demo-
kratischen Bildung klar benennt und 
Umsetzungshilfen auch über die VKL 
hinaus bietet, wird von allen Lehrkräf-
ten, mit denen wir Kontakt hatten, 
gesehen. Die Schwierigkeiten werden 
konstruktiv benannt. Vor allem in der 
Grundschule muss projektorientiert 
gearbeitet werden, um Demokratische 
Bildung umzusetzen. Ein anschlie-
ßendes Verbalisieren sowie die Posi-
tionierung unter Einsatz aller zur 
Verfügung stehender Kommunika-
tionsmittel ist und bleibt die zentrale 
Herausforderung bei Unterrichtspla-
nung und -gestaltung. Im Bewusst-
sein, dass Demokratische Bildung ein 
langer, wahrscheinlicher nie enden-
der Prozess ist, formulieren wir den 
Wunsch, Demokratische Bildung und 
Werteerziehung noch mehr in den 
Bildungsplänen zu verankern und die 
Rahmenbedingungen personeller und 
finanzieller Art zu schaffen, welche die 
Umsetzung begünstigen.

Schluss
Gehen wir nun zurück zum Beginn 
unseres Artikels:
Ein Kind kommt nach Deutschland. Es 
strebt mit seiner Familie nach einem 
Ort, der ihm ein Leben in Würde und 
Sicherheit ermöglicht. Es sucht ein Sys-
tem, das ihm ermöglicht, sich mit ande-
ren Menschen gewaltlos auseinander-
zusetzen sowie Werte und Haltungen 
für ein künftiges Leben zu entwickeln. 
In einem Bilderbuch zu John Lennons 
Lied „Imagine“ wird dies benannt:
„Alle Menschen haben ein Recht auf ein 
Leben in Würde, woher sie auch kom-
men mögen und welche Sprache auch 
immer sie sprechen: wie die Taube in 
diesem Bilderbuch, die alle unterschied-
lichen Vögel willkommen heißt, ganz 
gleich welches Gefieder sie haben, oder 
wie ihnen der Schnabel gewachsen ist.“ 
(Lennon & Jullien 2017) 

Die Arbeit mit dem „OR DB“ kann die-
sen Prozess begleiten, wenn engagier-
te pädagogische Fachkräfte die ersten 
Schritte der Demokratiebildung mit 
ihren Schüler/innen mutig bestreiten 
sowie das Konzept weiterentwickeln. 
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D I E B I L A N Z I N D E R M I T T E D E R L E G I S L AT U R P E R I O D E

Keine Ruhe im Schulsystem
Seit Mai 2016 regiert die Koalition aus Grünen und CDU in Baden-Württemberg. Es war von Beginn 
an klar, dass diese Konstellation sich eher nüchtern-pragmatisch gestalten würde. Im Detail zeigt 
sich, dass die Leitlinien des Koalitionsvertrags – „verlässlich-nachhaltig-innovativ“ – vor Rückschrit-
ten nicht schützen.

Schon nach einem Jahr grün-
schwarzer Regierungsarbeit hat 

die b&w (7-8/2017) über die 
ersten Änderungen in der 

Schulpolitik berichtet: Die 
Pflicht zur Vorlage der 
unverbindlichen Grund-
schulempfehlung, der 
Bestandsschutz für die 
Gemeinschaftsschulen, 
die einheitliche Bewer-

tung auf M-Niveau in 
der Orientierungsstufe der 

Realschule, die Konzeptions-
losigkeit bei der Umsetzung 

der Inklusion waren Beispiele für 
eine Bildungspolitik auf dem kleinsten 
gemeinsamen Nenner. Hinzu kamen 
weitere Projekte und gesetzliche Ände-
rungen.

Zentrales Vorhaben: Qualitätskonzept
An verschiedenen Stellen des Koaliti-
onsvertrags wird „Qualität“ als ein wich-
tiges Kriterium für die Schulen benannt. 
Dennoch hatten Grüne und CDU das 
umfassendste Vorhaben in dieser Legis-
laturperiode, das Qualitätskonzept des 
Kultusministeriums, bei den Koaliti-
onsverhandlungen noch nicht im Blick. 
Weil sie mit den Ergebnissen der Schü-
ler/innen Baden-Württembergs in zent-
ralen Leistungsvergleichen nicht zufrie-
den ist, will Kultusministerin Susanne 
Eisenmann jedoch „scharf sehen, wo die 
Probleme von Schu-
len sind“ (Interview 
in b&w 09/2016). Sie 
will bis Januar 2019 
mit zwei neuen Ins-
tituten, dem Institut 
für Bildungsanalysen 
und dem Zentrum 
für Schulqualität, die 

Qualitätskontrolle der Schulen und die 
Lehreraus- und -fortbildung neu orga-
nisieren (b&w 7-8/2018). Obwohl diese 
zunächst rein strukturelle Reform etwa 
2.000 Beschäftigte in der Schulverwal-
tung, im Landesinstitut für Schulent-
wicklung und in den Seminaren betrifft, 
dringt über die genauere organisatori-
sche Ausgestaltung und über die inhalt-
liche Konzeption nur wenig nach außen. 
Seit der Pressemitteilung des Kultus-
ministeriums vom Juni 2017 wurden 
kaum neue Informationen bekannt 
gegeben. Die fehlende Transparenz und 
der Verzicht auf den Austausch mit den 
Beschäftigten ist kein gutes Omen für 
einen Neustart. Dass gerade diejenigen, 
die kompetent sind und einen reichen 
Erfahrungsschatz in der Beratung und 
Unterstützung der Schulen haben und 
die letztlich auch die neue Konzepti-
on umsetzen sollen, nicht gefragt wer-
den, ist nicht nur für die Beschäftigten 
schmerzhaft, es ist auch unklug. Ohne 
echte Beteiligung kann ein Projekt die-
ser Dimension nicht gelingen.

Schneckentempo beim Ganztag
„Nach den Grundschulen sollen auch an 
den weiterführenden Schulen die Ganz-
tagsangebote gesetzlich verankert und 
primär in der Unterstufe bis Klasse 7 
ausgebaut werden“, heißt es im Koaliti-
onsvertrag. Nach inzwischen zwei Ganz-
tagsgipfeln und einem Fachtag ist immer 

Aus dem Koalitionsvertrag 2016

Foto: imago
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noch unklar, wie das im Koalitionsver-
trag formulierte Ziel umgesetzt werden 
soll. Die GEW war sehr damit einver-
standen, dass die Kultusministerin den 
Begriff „Ganztagsschule“ klarer als bis-
lang definieren will. Beim zweiten Ganz-
tagsgipfel sprach sie sich dafür aus, nur 
Angebote in der voll gebundenen Form 
als „Ganztagsschule“ zu bezeichnen. Dies 
würde auch aus unserer Sicht helfen, die 
Bildungs- und die Betreuungsfunktion 
deutlicher zu trennen und die Mittel auf 
verbindliche, rhythmisierte Konzepte zu 
fokussieren. Es spricht selbstverständ-
lich nichts dagegen, dass Schulen flexi-
blere Modelle umsetzen wollen, wenn 
dies die Eltern wünschen. Das ist jedoch 
primär ein Betreuungskonzept und soll-
te auch als solches bezeichnet werden. In 
jedem Fall wird es Zeit, dass die Veran-
kerung des Ganztags für die weiterfüh-
renden Schulen zügig erfolgt und damit 
der jahrzehntelange Schulversuch end-
lich ein Ende findet. Die GEW hofft, dass 
in dem künftigen Ganztagsgesetz für die 
weiterführenden Schulen die versproche-
ne Klarheit auch eingelöst wird. Auch für 
die Grundschulen und die Grundstufen 
der SBBZ Lernen müssen Verbesserun-
gen umgesetzt werden. 

Lichtblicke: A13, Referendariat und 
neue gymnasiale Oberstufe
Alles mies? Keineswegs! Einiges, was 
die Landesregierung angepackt hat, ist 
ausdrücklich zu loben. Dazu gehört, 
dass Lehrerinnen und Lehrer die zwei-
te Phase ihrer Ausbildung ab 2019 auch 
in Teilzeit absolvieren können. Dies ist 
für diejenigen Kolleg/innen ein Gewinn, 
die sich um Kinder oder pflegebedürfti-
ge Angehörige kümmern wollen oder 

schwerbehindert sind. Dass die Kürzung 
der Eingangsbesoldung für Dienstanfän-
ger/innen zurückgenommen wurde, ist 
ebenfalls erfreulich.
Auch die Änderungen in der Kursstufe 
des allgemeinbildenden Gymnasiums 
sieht die GEW überwiegend positiv. 
Dies trifft vor allem für die Rückkehr zu 
einem System von Leistungs- und Basis-
kursen zu, bei dem in den Leistungskur-
sen alle Schülerinnen und Schüler die 
schriftliche Abiturprüfung absolvieren. 
Als Teilerfolg wertet die GEW, dass vie-
len Haupt- und Werkrealschullehrkräf-
ten ein horizontaler Laufbahnwechsel 
und damit eine höhere Besoldung nach 
A13 ermöglicht wird. Dass allerdings 
von Lehrer/innen, die jahrelang im 
Schuldienst sind, an den unterschied-
lichsten Schularten (Realschule, SBBZ) 
arbeiten oder gar eine neue Schulart 
aufgebaut haben (Gemeinschaftsschu-
le) überhaupt Aufstiegslehrgänge ver-
langt werden, ist ein starkes Stück. Völlig 
inakzeptabel ist auch, dass die Lehrkräf-
te, die an Haupt- und Werkrealschulen 
bleiben, von den Aufstiegslehrgängen 
ausgeschlossen sind und keine Perspek-
tive für eine bessere Bezahlung haben. 
Auch Fach- und Grundschullehrkräfte 
sind ausgenommen. Hier gibt es noch 
viel zu tun.

Schulkampf: Die Oberstufen der 
Gemeinschaftsschulen
Der im Koalitionsvertrag beschriebe-
ne und in öffentlichen Reden beschwo-
rene Konsens der Landesregierung 
in der Schulpolitik macht vor den 
Gemeinschaftsschulen Halt. Die Feier 
des 5-jährigen Bestehens der Gemein-
schaftsschulen wurde nicht von der Lan-

desregierung, sondern von der Fraktion 
der Grünen ausgerichtet. Die Bildungs-
ziele der Gemeinschaftsschulen und die 
hohen Anforderungen ihrer pädagogi-
schen Konzeptionen werden ignoriert. 
Stattdessen wird so getan, also ob Inklu-
sion, Ganztag, Binnendifferenzierung 
und das Führen zu drei Schulabschlüs-
sen nichts anderes wäre als das, was mit 
den Aufgaben der traditionellen Schular-
ten vergleichbar wäre. Wie sonst ist das 
Gerede von einer „Privilegierung“ zu 
verstehen? Wie anders ist die klar abwer-
tende Bemerkung gemeint, dass diese 
Schulart immerhin „Bestandsschutz“ 
genieße? Diese Ignoranz und Gering-
schätzung findet ihre Fortsetzung in den 
Verfahren zur Genehmigung weiterer 
gymnasialer Oberstufen. Nachdem Kon-
stanz und Tübingen mit ihren Oberstufen 
in diesem Jahr beginnen konnten, sehen 
sich die weiteren interessierten Schu-
len mit einer verpflichtenden öffentlich- 
rechtlichen Vereinbarung konfrontiert. 
Es reicht nicht aus, die erforderlichen 
Prognosezahlen zu erfüllen und eine 
regionale Schulentwicklung durchzufüh-
ren. Außerdem müssen Vereinbarungen 
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mit den Nachbarkommunen getroffen 
werden, die für sich den Antrag auf eine 
gymnasiale Oberstufe an Gemeinschafts-
schulen für alle Zeiten ausschließen! 
Welche/r Bürgermeister/in und welcher 
Gemeinderat soll eine Entscheidung mit 
solcher Tragweite treffen? Eine Stärkung 
einer Schulart sieht anders aus.

Digitalisierung verschoben 
Die oft als Klammer des Koalitionsvertrags 
bezeichnete „Digitalisierung“, die keine 
politischen Minenfelder bereithält, hat 
sich für den Schulbereich inzwischen zu 
einem Desaster entwickelt. Die Bildungs-
plattform ella@bw, eine elektronische 
Lehr- und Lernassistenz für die allgemein-
bildenden Schulen des Landes, konnte 
nicht an den Start gehen. Das Kultusminis-
terium hat den Entwicklungsprozess mehr 
beobachtet als gesteuert und Eisenmann 
musste im Februar das peinliche Scheitern 
verkünden. Jetzt muss das ganze Projekt 
neu ausgeschrieben werden, es droht gar 
ein Untersuchungsausschuss. Der im Koa-
litionsvertrag in Aussicht gestellte „Sprung 
ins Digitalzeitalter“ wird vertagt, man 
muss wohl eher sagen „verjahrt“. 

Aber es gibt auch gute 
Meldungen in diesem 
Themenfeld: Inzwischen 
ist der Aufbaukurs Infor-
matik in Klasse sieben an 
allen allgemeinbilden-
den Schularten einge-
führt. Es gibt außerdem 
das neue Fach „Infor-
matik – Mathematik – 
Physik“ (IMP) an den 
Gymnasien (seit diesem 
Schuljahr) und an den 
Gemeinschaftsschulen 

(ab dem kommenden Schuljahr). Ab 
2019/20 wird es ein freiwilliges Wahlfach 
Informatik an den Haupt-, Werkreal- 
und Realschulen geben.  

Was kommt noch?
Beim flächendeckenden Ethikunterricht 
ab Klasse 1, den die GEW seit langem 
und immer wieder einfordert, bewegt 
sich nun endlich etwas. Derzeit ist der 
Bildungsplan Ethik für die Klassenstu-
fen 5 und 6 in der Anhörung. Im Mai 
2018 wurde ein Stufenplan angekün-
digt, wonach Ethik ab Klasse 7 bis Klas-
se 5 abwärts sukzessive an allen Schul-
arten ausgebaut wird. Die Einführung 
des Fachs an den Grundschulen ist nach 
Aussagen von Eisenmann in Vorberei-
tung. Konkrete Pläne dazu liegen aber 
noch nicht vor.
Ebenfalls wichtig ist für die GEW die 
Stärkung der Schulleitungen. Im Koa-
litionsvertrag ist dem sogar ein eigener 
Abschnitt gewidmet. Im September hat 
die Kultusministerin nun ein Konzept 
vorgelegt, das allerdings erst ab 2020 
greifen soll.  (vgl. Beitrag auf S. 12 in die-
ser Ausgabe). 

Fazit und Ausblick
Die Landesregierung hat einiges ein-
gelöst, was im Koalitionsvertrag ver-
abredet wurde. Einen Teil davon kann 
die GEW gutheißen und mittragen, ein 
Teil davon ist schlecht umgesetzt und 
vieles nur angekündigt. Was fehlt, ist 
mehr Klarheit in den großen Projekten. 
Die Gemeinschaftsschule kommt nicht 
zur Ruhe, weil vor allem die CDU nicht 
wirklich hinter ihr steht. Die Diskussion 
um die Rolle der Gemeinschaftsschulen 
zeigt außerdem, dass mitnichten „Ruhe 
im Schulsystem“ herrscht. Die Schular-
ten der Sekundarstufe I zersplittern. Zur 
Inklusion ist im Koalitionsvertrag for-
muliert, dass sie erfolgreich umgesetzt 
sei. Eine fatale Fehleinschätzung. Die 
Rahmenbedingungen reichen nicht aus 
und es fehlt eine wirksame Steuerung, 
die Überlastungen und eine Konzentra-
tion der Inklusion auf wenige Schularten 
und Schulen verhindert. 
Die zweite Hälfte der Legislaturperiode 
sollte deshalb dazu genutzt werden, an 
der Gestaltung der „zweiten Säule“ der 
Sekundarstufe weiterzuarbeiten mit dem 
Ziel, Konkurrenzen und örtliche Konflik-
te um den richtigen Weg zu vermeiden. 
Hilfreich wäre dabei, das Ganze im Blick 
zu haben und in längeren Zeiträumen zu 
denken. Das verengte Denken in Schul-
arten-Schubladen hat uns in den letzten 
Jahrzehnten kein Stück weiter gebracht 
und ist inzwischen zu einer Fortschritts-
bremse erster Güte geworden.  

Ute Kratzmeier
GEW-Referentin für allgemeine Bildung

Nach gut einem Jahr grün-schwarze Landes-
regierung protestierte die GEW Ende Juni 2017 
zum ersten Mal gegen die Bildungspolitik  
dieser Koalition. 
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R E C H T SC H R E I B R A H M E N D E S KU LT US M I N I S T E R I U M S 

Nachschlagewerke fehlen nicht
Das Kultusministerium hat im Sommer 2018 einen für die Schulen verbindlichen Rechtschreibrah-
men veröffentlicht, der als schulartübergreifendes Spiralcurriculum verstanden wird. Die Schüler/
innen sollen zu größerer Rechtschreibsicherheit geführt werden. Anlass war, dass die Schüler/innen 
beim Rechtschreiben im IQB-Bildungstrend 2016 nicht die erhofften Ergebnisse erzielten. Eine kriti-
sche Betrachtung.

Der Rechtschreibrahmen soll laut dem 
Vorwort der Kultusministerin Susan-
ne Eisenmann die „Lehrkräfte bei der 
Gestaltung ihres Unterrichts unterstüt-
zen“. Zuversichtlich äußert die Ministe-
rin die Erwartung: „Der Erfolg wird sich 
dann einstellen, wenn die Schulen den 
Rechtschreibrahmen abwechslungsreich 
und motivierend umsetzen.“ Dazu eini-
ge Überlegungen: 

Ist der Rechtschreibrahmen
erforderlich?
Baden-Württemberg erzielt bei den 
orthographischen Leistungen im IQB-
Bildungstrend durchschnittliche Leistun-
gen. Bayern und das Saarland schneiden 
deutlich besser ab, aber auch Sachsen, 
Hessen und in einigen Bereichen Schles-
wig-Holstein erzielen bessere Ergebnisse 
(vgl. Stanat u.a. 2017, 10). Für Baden-
Württemberg wird im Vergleich zu den 
bisher erhobenen Daten ein signifikant 
negativer Trend festgestellt. Warum das 
so ist, lässt sich nicht sicher sagen. 
Aber es fehlt nicht an Normen bzw. 
Konzeptionen, wie der Rechtschreib-
unterricht gestaltet werden könnte. 
Eine Norm für den Rechtschreibunter-
richt, die eigentlich als Spiralcurriculum 
angelegt sein sollte, ist in den 2016 ver-
öffentlichten Bildungsplänen enthalten. 
Allerdings zeigen sich an verschiedenen 
Stellen Brüche zwischen den Bildungs-
plänen für die Grundschule und den 
weiterführenden Schulen. So tauchen 
z.B. im Bildungsplan für die Grundschu-
le die Begriffe Dehnung und Schärfung 
nicht auf. Diese werden aber bereits zu 
Beginn der Sekundarstufe I erwartet. 
Gerade für das Fach Deutsch wäre es bei 
der nächsten Bildungsplanreform sinn-
voll, wieder Wissenschaftler/innen in 

die Kommissionen aufzunehmen und 
die Abstimmung zwischen den Schular-
ten zu verbessern.
Daneben existieren aber als weitere 
Norm die bundesweiten Bildungsstan-
dards der KMK. Zahlreiche fachdidak-
tische Werke bieten Konzeptionen, z.B. 
das Buch „Rechtschreibung und Recht-
schreibunterricht“ von Gerhard Augst 
und Mechthild Dehn, in dem orthogra-
fische Prinzipien erläutert und eine Rei-
henfolge für den Rechtschreiberwerb 
thematisiert wird. Auch einer der Auto-
ren des Rechtschreibrahmens, Jakob 
Ossner, hat 2010 das Buch „Orthogra-
phie“ vorgelegt, in dem er die orthogra-
phischen Prinzipien und didaktischen  
Ansätze erläutert. Wer Probleme haben 
sollte, einige der Ausführungen im 
Rechtschreibrahmen zu verstehen, wird 
übrigens in diesem Buch weitere Erläu-
terungen finden. Beispielsweise was 
Ossner unter „Kondensationen“ ver-
steht. Es gibt zahlreiche weitere lingu-
istisch und fachdidaktisch begründete 
Werke, die den Lerngegenstand und den 
Erwerbsprozess darstellen. Es ist deshalb 
nicht einleuchtend, welchen Vorteil ein 
landesweit gültiger Rechtschreibrahmen 
bringen soll. Er kann lediglich Orientie-
rung bieten; einen Mehrwert kann ich 
nur insofern erkennen, dass er eine rela-
tiv knappe Übersicht gängiger Prinzipi-
en und Strategien bietet.

Wie ist die Qualität des vorliegenden 
Rahmens einzuschätzen?
Der Rahmen basiert erkennbar auf dem 
Buch von Ossner. Er ist fachlich fundiert 
und kann eine gute Hilfe bei der Struk-
turierung des Rechtschreibunterrichts 
bieten. Die vorgenommenen Einteilun-
gen entsprechen dem gegenwärtigen 

Rechtschreibung stellt keinen Selbstzweck dar, 
sondern soll die Lesbarkeit selbst geschriebener 
Texte gewährleisten.
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Stand der Fachdidaktik – zumindest 
eines Stranges der Rechtschreibdidak-
tik. Andere Autor/innen hätten gewiss 
andere Schwerpunkte gesetzt. Insge-
samt gibt der Rechtschreibrahmen keine 
rechtschreibdidaktische Konzeption vor. 
Durch seine Modellierung legt er aber 
bestimmte Vorgehensweisen nahe. Klar 
wird auch, dass der Erwerb der Recht-
schreibkompetenz nicht am Ende der 
Grundschule endet. 
Der Text stellt relativ hohe Anforde-
rungen an die Leser/innen. Das Glos-
sar hilft teilweise weiter, manche Begrif-
fe, wie „Kondensationen“, fehlen dort 
aber. Es gibt einige Ungereimtheiten, 
z. B. bei der „ß“-Schreibung. Gravie-
render könnte sein, dass Lehrer/innen 
den Rahmen so interpretieren, dass mit 
den drei genannten Aufgabenstellungen 
(Orientierungs-, Erarbeitungs- und Fes-
tigungsaufgaben) ausschließlich isoliert 
geübt werden sollte. Zwar wird bei den 
Festigungsaufgaben im letzten Schritt 
auf das Ziel hingewiesen, dass Schüler/
innen ihren eigenen Text „verbessern“ 
(Rechtschreibrahmen S. 7) sollen, zuvor 
ist aber nur vom Üben die Rede. Recht-
schreibung stellt aber keinen Selbst-
zweck dar, sondern soll die Lesbarkeit 
selbst geschriebener Texte gewährleis-
ten. Darauf sollte der Unterricht abzie-
len. Dazu ist das Üben, aber auch das 
Überarbeiten eigener Texte notwendig. 
Eine zweite fehlerhafte Interpretati-
on könnte sein, dass der Rechtschreib-
rahmen nahelegt, es handle sich beim 
Rechtschreiberwerb ausschließlich um 
einen linearen Erwerbsprozess. Es wird 
aber häufiger zu so genannten u-förmi-
gen Erwerbsverläufen kommen. Dann 
wird z.B. durch Übergeneralisierung 
scheinbar Gelerntes vermeintlich falsch 
verwendet. Es handelt sich aber um die 
Aneignung von Regelmäßigkeiten, die 
nur auf der Oberfläche als Rechtschreib-
fehler erscheinen. Z.B. schreibt ein Kind 
richtig „Tal“. Im Unterricht wird das 
„Dehnungs-h“ behandelt. Es schreibt 
deshalb „Tahl“. Erst durch eine ent-
sprechende Rückmeldung erkennt das 
Kind, dass hier die Regelmäßigkeit, dass 
zwischen einem gespannten, betonten 
Vokal und den Graphemen <l, m, n, r> 
ein „h“ gesetzt wird, nicht greift.
Seltsam wirkt es, dass kein Quellenver-
zeichnis oder Hinweise auf weiterfüh-
rende didaktische oder linguistische 
Literatur vorhanden sind. 

Was wäre nötig, um den Rechtschreib-
rahmen für eine Verbesserung der 
Unterrichtsqualität zu nutzen?
Alleine wird der Rechtschreibrahmen 
nichts verändern. Nach einer Studie von 
Corvacho del Toro und Thomé (2013, 
28) wirkt sich das fachdidaktische Wis-
sen von Lehrer/innen positiv auf die 
Rechtschreibleistung der Schüler/innen 
aus. Die Chance, die Qualität des Recht-
schreibunterrichts zu steigern, würde 
also eine koordinierte und qualitativ 
hochwertige Fortbildung der Lehrkräfte 
erfordern, um deren fachdidaktischen 
Kompetenzen zu stärken. Lehrkräfte 
müssten, je nach Vorwissen, die fach-
lichen Grundlagen des Rechtschreib-
rahmens verstehen. Außerdem müssen 
sie sich, soweit noch nicht vorhanden, 
Kompetenzen in den Bereichen Lern-
standserhebungen, Rückmeldung an 
die Schüler/innen und fachdidaktische 
Ansätze zum Erwerb bzw. zur Förde-
rung der Rechtschreibkompetenz aneig-
nen. Auf dieser Grundlage wäre es mög-
lich, die vorhandenen Schulcurricula 
zur Rechtschreibung zu reflektieren und 
weiterzuentwickeln. Dies könnte z.B. 
in mehrtägigen Fortbildungen, die mit 
Selbstlernphasen kombiniert werden, 
erfolgen, wie es im Modell der Ludwigs-
burger Weiterbildungen der Fall war. 
Dafür wären aber erhebliche Investitio-

nen in die Qualifizierung der Lehrkräfte 
erforderlich. Eine Senkung der Lehrde-
putate würde ihnen mehr Zeit für die 
Umsetzung der anspruchsvollen Aufga-
ben lassen.
Zuletzt muss noch festgehalten werden: 
Es ist wichtig, dass Schüler/innen die 
Rechtschreibung in ihren eigenen Tex-
ten beherrschen. Dass die Texte, die sie 
schreiben, inhaltlich sinnvoll sind, ist aus 
meiner Sicht immer noch wichtiger. 

Joachim Schäfer

Am Ende der Grundschule ist der Rechtschreibunterricht nicht abgeschlossen.
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Sprachförderung an der Grundschule:  
Ungenügend
Das Kultusministerium hat kurzfristig erreicht, dass 565 Stellen für Klassen mit geflüchteten Kindern 
und Jugendlichen nicht wie geplant weggefallen sind. Das ist gut. Aber viele Probleme, vor allem an 
den Grundschulen, bleiben ungelöst.

Kultusministerin Susanne Eisenmann 
hat nicht ohne Stolz im Sommer bekannt 
gegeben, dass 565 Stellen für die VKL 
(Vorbereitungsklassen an allgemeinbil-
denden Schulen) bzw. VABO (Vorquali-
fizierungsjahr Arbeit / Beruf mit Schwer-
punkt Erwerb von Deutschkenntnissen 
an beruflichen Schulen) erhalten blei-
ben. Es gibt auch im diesem Schuljahr 
1.165 Stellen für diese wichtige Arbeit 
mit geflüchteten Kindern und Jugendli-
chen. Dass die Stellen erhalten bleiben, 
ist auch ein Erfolg der GEW. Sie kämpft 
seit Jahren dafür, dass die kw-Vermerke 
(künftig wegfallend) bei diesen Stellen 
gestrichen werden. Sie wird weiter dafür 

kämpfen müssen. Denn auch der dies-
jährige Erfolg ist nur vorübergehend: 
Alle 1.165 Stellen für VKL und VABO 
fallen – wenn sie nicht wieder verlängert 
werden – zum 01.08.2019 weg. 
Die Zahl der Schüler/innen in VKL und 
VABO ist gesunken. Von den 565 erhal-
tenen Stellen sind nur 254 Stellen für die 
bisherige Arbeit in den VKL und VABO 
erforderlich. 311 Stellen können für Ver-
besserungen eingesetzt werden. 
An den beruflichen Schulen wird mit 
136 Stellen vor allem die Stundenta-
fel für das VABO auf bis zu 40 Stunden 
(30 Stunden Unterricht, 10 Stunden für 
individuelle Begleitung) erhöht. Das ist 

sinnvoll. Zum Schuljahr 2017/18 waren 
die Stunden für VKL und VABO deut-
lich gekürzt worden. Die Kürzung wird 
für die beruflichen Schulen weitgehend 
zurückgenommen. Die Lehrkräfte brau-
chen viel Zeit, um Jugendliche auf ein 
erfolgreiches Ankommen in unserer 
Gesellschaft vorzubereiten und für den 
Start ins Berufsleben fit zu machen. Des-
halb ist es richtig, dass die VABO-Klas-
sen mehr Stunden bekommen.
An den allgemeinbildenden Schu-
len und vor allem den Grundschulen 
tut sich nicht so viel. Dort stehen den 
Grundschulen je VKL weiterhin nur 
12 (weiterführende Schulen 16) Stun-
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den zur Verfügung. Weitere 6 Stunden 
je VKL können vom Staatlichen Schul-
amt (SSA) zusätzlich zugewiesen wer-
den. Insgesamt stehen für die Arbeit 
in den VKL und für die Unterstützung 
der Regelklassen, in die die Schüler/
innen nach dem Besuch der VKL wech-
seln, maximal 18 Stunden zur Verfü-
gung. Diese Lernzeit reicht nicht aus, 
um den Schüler/innen das umfassen-
de sprachliche und kulturelle Lernen 
zu ermöglichen, das für einen erfolg-
reichen Start im baden-württembergi-
schen Schulwesen notwendig ist. Und 
die Schulen können durch die fehlen-
de Zeit den geflüchteten Schüler/innen 
kaum gerecht werden. Darunter leidet 
das Lernen in allen Klassen. Der Unter-
richt wird durch die Schüler/innen ohne 
ausreichende Deutschkenntnisse zusätz-
lich zu der ohnehin hohen Heteroge-
nität noch anspruchsvoller. Bei vielen 
Schüler/innen in den VKL ist neben der 
Sprachvermittlung eine grundlegende 
Alphabetisierung notwendig.
Mit 96 Stellen können die SSA den 
Schulen bis zu 4 Stunden für additive 
Sprachfördergruppen zuweisen. 79 Stel-
len setzt das Kultusministerium für wei-
tere Sprachförderangebote ein. Damit 
sollen an ausgewählten Standorten För-
derkonzepte entwickelt werden. Und die 
SSA können den Grundschulen für den 
hohen Differenzierungsaufwand je VKL 

2 zusätzliche Stunden für Sprachförde-
rung zuweisen.
Diese zusätzlichen Angebote sind sinn-
voll. Es bleiben aber große Probleme. 
Völlig ungelöst bleibt z.B. die Integration 
der VKL-Schüler/innen in den Ganzta-
gesbetrieb der Grundschulen. Die Schü-
ler/innen werden bei der Ressourcenbe-
rechnung nicht berücksichtigt. Wenn die 
Schüler/innen im Lauf des Schuljahrs in 
eine Regelklasse wechseln, können sie 
zwar theoretisch am Ganztagesangebot 
teilnehmen. Die Gruppen sind zu die-
sem Zeitpunkt allerdings bereits gebil-
det und zusätzliche Kapazitäten können 
nicht geschaffen werden. Gerade für 
die Schüler/innen ohne ausreichende 
Deutschkenntnisse wäre für das sprach-
liche, soziale und kulturelle Lernen der 
Ganztag eine wesentliche Bedingung, 
ihnen eine schnelle und erfolgreiche 
Integration zu ermöglichen.
Ein weiteres praktisches Problem besteht 
darin, dass die Staatlichen Schulämter 
bis Mitte September noch nicht wussten, 
ob und wie sie die zusätzlichen Ressour-
cen einsetzen können. 
Schließlich wirkt sich auch der Man-
gel an qualifizierten Lehrkräften massiv 
auf die Qualität der Arbeit in den VKL 
und VABO aus. Laut Kultusministe-
rium wurden zum Schuljahresbeginn 
871 „sonstige geeignete Personen ohne 
Zugang zur Laufbahn eines Lehramtes 
in befristeten Verträgen (z.B. in VKL 
und VABO)“ eingestellt. Sie decken 
528 Stellen ab. Damit ist klar, dass ein 
wesentlicher Anteil der 1.165 Stellen für 
VKL und VABO mit wenig oder nicht 
ausreichend qualifizierten Kolleg/innen 
besetzt ist. Zweifellos werden sich diese 
Kolleg/innen intensiv bemühen, den 
hohen Anforderungen der Arbeit mit 
geflüchteten Kindern und Jugendlichen 
gerecht zu werden. Aber ihnen fehlt die 
Qualifizierung. Das Kultusministerium 
bietet ihnen seit Jahren viel zu wenig 
berufsbegleitende Fortbildung und 
Qualifizierung an. 
Die Verteilung der Stellen auf die allge-
meinbildenden und beruflichen Schu-

len macht eine Schieflage deutlich. 
Von 1.165 Stellen waren im Schuljahr 
2017/18 460 Stellen für den allgemein-
bildenden und 705 für den berufli-
chen Bereich vorgesehen. Im Schuljahr 
2017/18 wurden rund 26.400 Kinder 
und Jugendliche in den VKL an den all-
gemeinbildenden Schulen unterrichtet 
und rund 6.100 an VABO-Klassen an 
den beruflichen Schulen. Eine Lehrkraft 
an der allgemeinbildenden Schule ist 
damit rechnerisch für über 50 Schüler/
innen, eine Lehrkraft an einer berufli-
chen Schule für rund 10 Schüler/innen 
zuständig. Auch wenn die Aufgaben 
unterschiedlich sind, ist offensichtlich, 
dass für die allgemeinbildenden Schulen 
deutlich mehr Stellen geschaffen werden 
müssen. Sonst können sie die Herausfor-
derungen bei der schulischen Integrati-
on geflüchteter Kinder und Jugendlicher 
nicht bewältigen. Eine Umverteilung 
reicht nicht aus. 

Der Bedarf verschwindet nicht
Für das Land war und ist die Beschulung 
von Geflüchteten scheinbar eine vorü-
bergehende Aufgabe. Die Landesregie-
rung geht davon aus, dass die zusätzli-
chen Stellen nur kurzfristig gebraucht 
werden und dass der Bedarf nach weni-
gen Jahren wieder verschwindet. Natür-
lich ist das nicht so. Für Sprachförde-
rung und Integration werden langfristig 
mehr Stellen benötigt. Es gibt immer 
mehr geflüchtete Kinder und Jugendli-
che, die in den Schulen dringend zusätz-
liche Angebote brauchen. 
Da die Stellen nur kw-Stellen sind, 
muss das Kultusministerium den Bedarf 
jährlich neu begründen, bevor sie das 
Finanzministerium genehmigt. Deshalb 
erfolgt die Freigabe häppchenweise (z.B. 
im Januar, Frühjahr und Juli) und teil-
weise so spät, dass die Schulverwaltung 
und die Schulen die Einstellung und den 
Einsatz dieser Lehrkräfte nicht rechtzei-
tig planen können.  

Michael Hirn
Redakteur der b&w, 

Mitglied im HPR GHWRGS

18 Stunden in einer VKL reichen für einen er-
folgreichen Start im baden-württembergischen 
Schulwesen nicht aus.
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„Selma liebt Sandra und Andrej ist anders“
Schüler/innen, die mit ihrer sexuellen Orientierung anders sind, fühlen sich in Schule und Gesell-
schaft nicht selten diskriminiert und alleine gelassen. Die Fortbildung „Selma liebt Sandra und An-
drej ist anders“ soll Beschäftigten an Schulen Raum für die Auseinandersetzung mit diesem Tabu-
Thema geben.

„Klar ich war anders, ich habe mich anders 
verhalten, die anderen in der Klasse konn-
ten das nicht einordnen (…) sobald du 
ein bisschen anders bist (…) warst du 
halt der „Spast“ und keiner wollte was mit 
dir zu tun haben. (…) Wir hatten Sexual-
kunde, aber da wurde auch nicht ange-
sprochen „es gibt transsexuelle Menschen 
oder Leute, die im falschen Körper geboren 
sind“, sondern es gab halt ganz klar Mann 
und Frau. Es wurde auch nicht über Bi- 
sexualität gesprochen oder Homosexu-
alität. Und ich meine mal ganz ehrlich, 
das wäre doch vielleicht für mich an die-
ser Situation cool gewesen, wenn man 
das mal angesprochen hätte. Dann hätte 
ich gesagt: „Hey! Das kenne ich. Vielleicht 
denke ich mal darüber nach.“ Aber gar 
nichts. Null. Und das hat sich wirklich 
durchgezogen, bis ich es mir irgendwie sel-
ber mal angeeignet habe im Internet. […] 
So etwas gibt es, aber dann war es schon 
zu spät und dann habe ich mir gesagt, ich 
möchte das nicht ausleben oder das ist 
falsch und das ist nicht richtig.“

In diesem Rückblick einer transsexu-
ellen Frau auf ihre Schulzeit werden 
Erfahrungen beschrieben, die viele les-
bische, schwule, bisexuelle, transsexuel-
le, transgender, intersexuelle und queere 
(LSBTTIQ) Schüler/innen an Schulen 
machen: Diskriminierungserfahrungen 
und die Erfahrung, anders und allein 
zu sein. Diese Erfahrung ist noch stär-
ker ausgeprägt bei LSBTTIQ-Jugendli-
chen, die weiteren Minderheitengrup-
pen angehören, beispielsweise Migrant/
innen. Diese Mehrfachdiskriminierung 
macht sie heimatlos. Ein schwuler tür-
kischstämmiger Schüler sagte: „Egal wo 
ich bin, ich fühle mich allein.“
Um genau diese Jugendlichen besser zu 
unterstützen, kümmert sich in Baden-

Württemberg das Projekt „Andrej ist 
anders und Selma liebt Sandra“. Es wird 
von der Türkischen Gemeinde in Baden-
Württemberg (tgbw) in Kooperation 
mit der Weissenburg (dem LSBTTIQ-
Zentrum in Stuttgart) durchgeführt und 
vom Bundesfamilienministerium finan-
ziert. Im Rahmen des Projektes wurden 
Gespräche mit jungen Menschen aus 
dieser Zielgruppe und mit Vertreter/

innen von Migrant/innen-Organisati-
onen geführt. Weiterer Projektbaustein 
ist die Entwicklung, Durchführung und 
Begleitung von Schulungen und ande-
ren Maßnahmen zur Verbesserung der 
Lebenssituation der Jugendlichen. 

Erfahrungsberichte
In den Gesprächen mit den Jugendlichen 
wurde deutlich, dass neben der Fami-

 Kooperationspartner 

Das Frauenberatungs- und Therapie-
zentrum Fetz e.V. in Stuttgart bietet 
psychologische Beratung und Therapie 
von Frauen für Frauen an. Beim Fetz 
können allgemeine Informationen zu 
sexuellen Übergriffen sowie Beratung 
zu Fragen der sexuellen Orientierung 
und Identität in Anspruch genommen 
werden  Zudem bietet es Selbsthilfe-
gruppen, Beratung in türkischer Sprache 
und Weiterbildungen an. Das neue Pro-
jekt „Regenbogen. Bildung“ Stuttgart (in 
Kooperation mit Weissenburg e.V.) bie-
tet zudem Workshops mit einem Peer-
to-Peer-Ansatz in z.B. Schulen zu Vielfalt 
von Geschlecht und sexueller Orientie-
rung an. 
In der Türkischen Gemeinde in Baden-
Württemberg (tgbw e.V.) sind Men-
schen mit Zuwanderungsgeschichte aus 
der Türkei organisiert. Sie setzen sich für 
das friedliche und solidarische Zusam-
menleben aller Menschen in Baden-
Württemberg ein, unter anderem mit 
Beratung, kulturellem und sportlichem 
Austausch, Vernetzung von Eltern- und 
Lehrervereinen sowie der Durchführung 
von Projekten. Als laizistische Organisa-

tion steht sie für Gleichberechtigung im 
Sinne der Menschenrechte. Die tgbw ist 
Trägerin der Beratungsstelle „Leucht-
linie“ für Betroffene rechter Gewalt in 
Baden-Württemberg. 
Die GEW und der Arbeitskreis Lesben-
politik in der GEW Baden-Württem-
berg arbeiten seit 30 Jahren gegen Dis-
kriminierung im Bildungsbereich. Dazu 
gehören Seminare und Publikationen zu 
sexueller Orientierung und geschlechtli-
cher Vielfalt. Die GEW will mit sachlicher 
Information und unterstützenden Mate-
rialien einen emanzipatorischen Unter-
richt erreichen, der LSBTTIQ-Lebenswei-
sen als gleichberechtigte Lebensformen 
sichtbar werden lässt. 

Die GEW hat eine Handreichung für 
Lehrkräfte mit Unterrichtspraxis und 
Unterrichtsbeispiele 
erstellt. 
www.gew-shop-bw.
de/lesbisch-schwul-
trans-hetero-lebens-
weisen- als-thema-
fuer-die-schule.html

www͘gewͲbw͘Ěe

>esbŝscŚ͕ scŚǁul͕ ƚrans͕ Śeƚero ͘͘͘
>ebensǁeŝsen als dŚema fƺr dŝe ^cŚule

,erausgegeben ǀom �K >esbenpoliƟk im sorstanĚsbereich &rauenpoliƟk 
Ěer 'ewerkschaŌ �rziehung unĚ tissenschaŌ ;'�tͿ BaĚenͲtƺrƩemberg

ͬͬ  ,AE�Z�/�,hE' &mZ W	�A'K'ͺ/EE�E ͬͬ

Gewerkschaft
Erziehung und Wissenschaft

Landesverband
Baden-Württemberg
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lie das Lebensumfeld Schule eine große 
Rolle für die Entwicklung und das Wohl-
befinden der Jugendlichen spielt: Schule 
wurde von vielen als Ort der Benachtei-
ligung und Unsichtbarkeit von LSBTTIQ 
empfunden. Nachteilige Erfahrungen als 
„LSBTTIQ-Schüler/in“ beschäftigten die 
Gesprächspartner/innen sehr viel stär-
ker, als entsprechende Erfahrungen auf 
Grund ihrer ethnischen oder religiösen 
Zugehörigkeiten. Schule wurde auch als 
wichtiger Ort für erste Verliebtheits- 
und Liebeserfahrungen erlebt. Gelegent-
lich wurde Schule auch als sicherer Ort 
und wesentliche Unterstützung für das 
Coming-out beschrieben. Die Jugendli-
chen machten gleichzeitig deutlich, dass 
eine Verbesserung der LSBTTIQ-Mig-
rant/innen am ehesten dadurch erreicht 
werden kann, dass die Sichtbarkeit an 
Schulen verbessert und Diskriminie-
rung entgegengewirkt wird. 
Auch die Bildungsplandebatte in Baden-
Württemberg wurde thematisiert. Die 
Befragten waren sich einig: Es ist wich-
tig, LSBTTIQ-Themen verpflichtend 
und möglichst frühzeitig im Unterricht 
zu behandeln. Verpflichtend, um alle 
Schüler/innen zu erreichen, zu infor-
mieren und so auch Vorurteile abzu-
bauen, sowie um Lehrkräfte zu entlas-
ten. (Lehrkräfte befürchten nicht selten, 
dass sie angreifbar werden, wenn sie 
LSBTTIQ thematisieren. Sie fragen sich 
auch, welche Rückschlüsse die Schüler/
innen auf ihre sexuelle Orientierung bzw. 

Geschlechtsidentität ziehen.) Möglichst 
frühzeitig, um Schüler/innen, die sich 
fragen, ob sie selbst LSBTTIQ sind, in 
ihrer persönlichen Entwicklung gut zu 
unterstützen. (Die Frage nach der eige-
nen Geschlechtsidentität stellen trans-
sexuelle, transgender und intersexuel-
le Kinder schon sehr früh, nicht selten 
bereits vor Schulbeginn.) 
„Bildung für Toleranz und Akzeptanz 
von Vielfalt“ ist deshalb seit 2016 eine 
Leitperspektive im Bildungsplan. Schule 
wird als ein „Ort von Toleranz“ beschrie-
ben, in dem Schüler/innen „sich frei und 
ohne Angst vor Diskriminierung“ arti-
kulieren und die eigene Identität finden 
können. Lehrkräfte sind bei der Umset-
zung des Aspekts „sexuelle Vielfalt“ aber 
allein gelassen. Dies legen Antworten 
auf zwei Anfragen im Landtag offen, 
in denen deutlich wurde, dass es weder 
LSBTTIQ-spezifische Fortbildungen, 
noch Unterrichtsmaterialien gibt. LSBT-
TIQ kommt nicht in den Beispielcurri-
cula vor, Schulaufklärungsprojekte wer-
den nicht unterstützt. Dadurch verfestigt 
sich die Unsichtbarkeit von LSBTTIQ-
Menschen an Schulen, und das trägt 
nicht dazu bei, Ausgrenzungserfahrun-
gen der Jugendlichen zu verbessern.
Lehrkräfte, Schulsozialarbeiter/innen 
und andere Beschäftigte an Schulen ste-
hen so vor der Herausforderung: 
• Jugendliche gut über sexuelle Ori-
entierung und Geschlechtsidentität zu 
informieren, 

• Jugendliche vor Diskriminierung als 
LSBTTIQ zu schützen, bzw. ihnen nach 
Diskriminierungserfahrungen zu hel-
fen, diese zu verarbeiten, 
• ohne Unterstützung durch Unterrichts-
material und Fortbildungen des Kultus-
ministeriums auskommen zu müssen, 
• bei Widerstand aus der Elternschaft 
allein gelassen zu sein
• persönliche Auswirkungen mitbeden-
ken bzw. aushalten zu müssen, beispiels-
weise selbst als LSBTTIQ wahrgenom-
men zu werden.
Die Fortbildung soll Raum für die Aus-
einandersetzung mit diesen Herausfor-
derungen geben.  

Jochen Kramer, Annemarie Renftle,  
Maria Schäfer

GEW lädt ein 

Fortbildung

„Selma liebt Sandra und Andrej 
ist anders“ 

16.11.2018, 9:00 bis 15:30 Uhr
LAK Esslingen, Steinbeisstraße 1, 
73730 Esslingen

Wir beschäftigen uns am Internati-
onalen Tag der Toleranz mit Erfah-
rungen, die LSBTTIQ-Jugendliche in 
Schulen gemacht haben. Dabei legen 
wir einen Fokus auf Schüler/innen mit 
Migrationshintergrund. Wir überlegen, 
wie Schüler/innen und Beschäftigte an 
Schulen gestärkt werden können.

Die Fortbildung ist ein Kooperations-
projekt des AK Lesbenpolitik der GEW 
mit dem Frauenberatungs- und Thera-
piezentrum Fetz e.V und der Türkischen 
Gemeinde in Baden-Württemberg 
(tgbw).
Referent_innen: Jochen Kramer und 
Olcay Miyanyedi (tgbw), Bastienne 
Pletet (FETZ), Elke Gärtner, Annemarie 
Renftle, Marie Schäfer (AK Lesbenpoli-
tik der GEW)

Anmeldung 
https://www.gew-bw.
de/veranstaltungen/
detailseite/selma-liebt-
sandra-und-andrej-ist-
anders/ 

Auch mit der Demo unter dem Motto „Gemeinsam Vielfalt leben“ Mitte September in Stuttgart 
wurde zu Toleranz und Akzeptanz aufgerufen.
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Wie streikfähig werden? 
Netzwerk für Gute Arbeit in der Wissenschaft
Der akademische Mittelbau organisiert sich. Obwohl die Probleme bekannt sind, bewegt sich wenig 
in der Hochschulpolitik. Was passiert gerade bundesweit und wie kann der Mittelbau streikfähig 
werden?

Die Arbeitsbedingungen des akademi-
schen Mittelbaus sind schlecht. Über 85 
Prozent aller Wissenschaftler/innen sind 
befristet angestellt, weniger als 10 Pro-
zent für mehr als zwei Jahre. Im Verhält-
nis zu den steigenden Studierendenzah-
len gibt es immer weniger Dauerstellen. 
Anstatt Beschäftigte nach dem Auslau-
fen von befristeten Verträgen fest einzu-
stellen, ersetzen Hochschulen sie durch 
neue befristet Angestellte. Die Folgen 
für die Einzelne/n: unbezahlte Mehr-
arbeit, persönlichen Abhängigkeitsver-
hältnissen, kaum berufliche Sicherheit, 
erschwerte Familienplanung, im besten 
Fall Kettenbefristungen – bevor nach 
zwölf Jahren das vom Wissenschafts-
zeitvertragsgesetz vorgesehene Beschäf-
tigungsverbot greift. Die Liste dieser 
Missstände, die immer öfter unter dem 
Stichwort der akademischen Prekarität 
zusammengefasst werden, ist lang.
Passiert auch etwas? Durchaus! Am 1. 
und 2. Juni diskutierte das Netzwerk für 
Gute Arbeit in der Wissenschaft (NGA-
Wiss), wie es kollektiv handlungsfähig 
werden könnte. Unter dem Titel „Wie 
streikfähig werden?“ trafen sich Vertre-
ter/innen von 27 Initiativen und Einzel-
personen von über 25 Hochschulen in 
Berlin, um die im Vorjahr begonnene 
politische Organisations- und Mobilisie-
rungsarbeit voranzutreiben. Das NGA-
Wiss will den Mittelbau kollektiv und 
bundesweit handlungsfähig machen. Im 
Netzwerk und oft lokal mit dabei: die 
GEW. Ansätze gibt es inzwischen also 
viele. Aber wie geht es weiter?

Wie streiken?
Der erste Tag des Treffens zeigte: Hoch-
schulbeschäftigte können streiken! Akti-
ve berichteten von Arbeitskämpfen in 

Großbritannien, Frankreich und Berlin. 
Daraus entwickelte sich eine Diskussi-
on über Akteur/innen, Bündnispartner/
innen, Strategien, Adressat/innen und 
Betroffene von Hochschulstreiks. Kon-
trovers diskutiert wurde beispielsweise 
die Möglichkeit eines Notenstreiks, der 
Studierende besonders treffen würde. 
Konsens bestand darüber, inklusiv vor-
zugehen und gute Hochschulen für alle 
zu schaffen – Lernende, Lehrende, For-
schende, Arbeitende. Eine solche Basis 
aufzubauen, braucht jedoch Ressourcen. 
Das zeigen beispielsweise die Kampa-
gnen „TVStud Berlin“ für einen neuen 
studentischen Tarifvertrag und „Uni 
Kassel unbefristet“ für eine umfassende 
Entfristung des akademischen und tech-
nisch-administrativen Personals. Beide 
Kampagnen beruhen auf langfristiger 
Planung. Sie leben von denen, die sich 
ihnen aktiv widmen, die das Gespräch 
mit anderen Hochschulbeschäftigten 
und Studierenden suchen, die an den 
richtigen Stellen mit überzeugenden 
Argumenten ansetzen, die um die Hand-
lungsspielräume der Hochschulleitung 
und der Politik wissen. Deswegen sind 
Lokal-Initiativen die Grundlage jeder 
erfolgreichen Mobilisierung. 
Auf Bundesebene hat das NGAWiss als 
Interessenorganisation des Mittelbaus 
bereits erfolgreich in öffentliche Debat-
ten interveniert. Um aber darüber hin-
aus deutschlandweit handlungs-, d. 
h. streikfähig zu werden, ist noch viel 
zu tun – nicht im Netzwerk, sondern 
lokal. Es hat sich wiederholt gezeigt, 
dass erfolgreiche lokale und regionale 
Organisation und Mobilisierung maß-
geblich vom Verhältnis des Mittelbaus 
zu den Gewerkschaften abhängen. Diese 
Zusammenarbeit steht in vielen Fällen 

noch am Anfang. Es ist daher dringend 
notwendig, dass Gewerkschaften und 
Hochschulbeschäftigte bestehende Vor-
behalte abbauen und auf lokaler Ebene 
Kontakte etablieren, um künftig gemein-
sam Strategien entwickeln und umsetzen 
zu können.

Wie geht es weiter? 
Das Ziel, den akademischen Mittelbau 
zu aktivieren und langfristig konfliktfä-
hig zu machen, setzt vor allem voraus, 
dass die lokale Basisarbeit vorangetrie-
ben wird. In Baden-Württemberg gibt es 
bereits zwei aktive Mittelbauinitiativen: 
Heidelberg und Mannheim. Seit Anfang 
2017 engagieren sich dort Wissenschaft-
ler/innen, indem sie unter anderem Info-
veranstaltungen organisieren, an Streiks 
teilnehmen, eine Umfrage zur Situation 
des Mittelbaus an beiden Hochschul- 
standorten durchführen (siehe auch 
b&w 09/2018 S. 38). Um im nächsten 
Schritt noch mehr Mitstreiter/innen zu 
gewinnen – und mittelfristig streikfähig 
zu werden! – brauchen beide Initiativen 
die tatkräftige Unterstützung sowohl 
von Hochschulbeschäftigten und Stu-
dierenden als auch von Gewerkschaften. 
Nur so wird der Mittelbau auch bundes-
weit handlungsfähig und kann durch 
das Netzwerk mehr Wirkung entfalten. 
Dass das das Ziel ist, hat NGAWiss in 
Berlin klar gemacht.  

Sabine Mischner, Johannes Nagel 
Mittelbauinitiative Heidelberg
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G E W F Ü R G U T E B I L D U N G U N T E R W E G S

Zeigt uns eure Schule – und eure Arbeit!

Bei Schulbesuchen will die GEW alltägli-
che Leistungen und Herausforderungen 
von verschiedenen Schularten kennen-
lernen und ihre Wünsche und Forde-
rungen in die Öffentlichkeit tragen. In 
Nordwürttemberg war der Bezirksvor-
sitzende Martin Hettler mit den Kreis-
vorständen Heilbronn und Stuttgart 
unterwegs. 
Drei sonderpädagogische Einrichtungen 
in Stuttgart standen Ende des letzten 
Schuljahrs auf dem Besuchsprogramm. 
Im Schulkindergarten Sonnenblume für 
körperbehinderte Kinder werden zurzeit 
19 Kinder in 4 Gruppen auf die Schul-
zeit vorbereitet. Fachlehrkräfte, Kran-
kenschwestern und pflegerische Kräfte 
arbeiten Hand in Hand bei der Förde-
rung der Kinder. Die Vielzahl der ortho-
pädischen und technischen Hilfsmittel 
überrascht jeden, der noch nie in solch 
einer Einrichtung war.
Auch eine gute personelle Ausstattung 
ist nötig, um die vielfältigen Förderzie-
le umsetzen zu können. Die Leiterin des 
Schulkindergartens, Angela Schmitt, 
bedauert, dass eine Fachlehrerstelle nicht 
besetzt werden konnte. Auch die Lei-
tungszeiten seien mit 8 Lehrerwochen-
stunden zu knapp bemessen. Um den 
Aufgaben gerecht werden zu können, 
sollten sie verdoppelt werden. Erfreu-
lich ist die Zusammenarbeit mit dem 
Regelkindergarten im selben Gebäude. 
Gemeinsame Morgenkreise, Spielzeiten, 
Feste, Elternabende und Teams berei-
chern die tägliche Arbeit.
Beim Besuch der Heilbrunnen und der 
Hasenbergschule (beides SBBZ mit dem 
Förderschwerpunkt Lernen) wurde eben-
falls die angespannte personelle Situati-

on angesprochen. Die Hasenbergschule 
ist für rund 120 Schüler/innen zustän-
dig, 60 an der Stammschule und 60 in 
inklusiven Settings. Die Lehrkräfte füh-
len sich durch die verschiedenen Ein-
satzstellen und die Zunahme der Auf-
gaben sehr stark belastet. „Viele gute 
pädagogische Ansätze bleiben aufgrund 
der personellen Engpässe auf der Stre-
cke“, erklärte Marlies Friesch, Schullei-
terin der Hasenbergschule. Die Schule 
hat ein Ganztagsangebot, eine intensive 
Elternarbeit und eine Lernwerkstatt für 
handlungsorientiertes Lernen in Mathe-
matik eingerichtet. Eine Lernwerkstatt 
für Deutsch war ebenfalls angedacht, 
wurde jedoch aufgrund von fehlenden 
Kapazitäten auf Eis gelegt. Auch der 
gemeinsame Lese-Club mit einer Regel-
schule musste gestrichen werden. Die 
aktuellen Arbeitsbedingungen „machen 
was mit uns“, so die Lehrkräfte der 
Hasenbergschule. Sie meinen damit den 
schleichenden Qualitätsverlust wegen 
der unzureichenden personellen Ver-
sorgung der Schule und die fehlende 
Unterstützung der Schulen durch die 
Politik. Besonders bedenklich finden 
die Lehrkräfte eine fehlende Konzep-
tion und Zuständigkeit bei der berufli-
chen Vorbereitung der Schüler/innen, 
die in der Inklusion an der allgemeinen 
Schule unterrichtet werden. Eine inten-
sive Vorbereitung und 
Begleitung auf den nach-
schulischen Bereich wie 
an einem SBBZ kön-
nen die Sonderpädagog/
innen an der allgemei-
nen Schule nicht leis-
ten. Die Schulleitungen 
würden gerne mehr Zeit 
und Energie in die päd-
agogische Arbeit und 
die Schulentwicklung 
stecken. Ohne zusätzli-
che Entlastungen durch 
mehr Schulleitungsstun-
den ist dies jedoch nur 
unzureichend möglich.

Schulen in Lauffen
„Gleicher Lohn für glei-
che Arbeit“ lautet eine der 
Hauptforderungen in der 

Lauffener Kaywaldschule, einem SBBZ mit 
Förderschwerpunkt geistige, körperliche 
und motorische Entwicklung. Neben den 
Sonderschullehrkräften arbeiten dort viele 
Fachlehrkräfte. Das Gefälle beim Einkom-
men zwischen den unterschiedlichsten 
Ausbildungsarten sowie den Beamt/innen 
und Tarifbeschäftigten ist ungerechtfertigt 
groß.
Die Hölderlinwerkrealschule in Lauf-
fen hat bemerkenswerterweise wie-
der steigende Anmeldungen für die 5. 
Klasse. Christiane Ziemer, Vorsitzende 
der Fachgruppe Gemeinschaftsschule, 
und Martin Hettler zeigten sich beein-
druckt von der pädagogischen Arbeit 
und dem Engagement des Kollegiums. 
Nicht nachvollziehbar ist, dass Lehrer/
innen, die an Werkreal- und Hauptschu-
len bleiben, nicht zu den Aufstiegslehr-
gängen nach A13 zugelassen werden. Sie 
tragen oft die Hauptlast bei Inklusion 
und Integration sowie der Aufbauarbeit 
mit Kindern, die in anderen Schularten 
gescheitert sind. Die GEW fordert, dass 
alle Lehrkräfte an der WRS in das Auf-
stiegsprogramm aufgenommen werden 
und somit auch nach A13 besoldet wer-
den können. 

Erwin Berger, Kreisvorstand Stuttgart
Christiane Ziemer, Kreisvorstand Heilbronn

GEW-Schulbesuche finden in ganz Baden-
Württemberg statt.
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Vor dem Schulkindergarten Sonnenblume in Stuttgart. Von links:  
Angela Schmitt, Martin Hettler, Erwin Berger und  
Sabine May
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M A S T E R - S T U D I E N G A N G SC H U L FO R SC H U N G U N D SC H U L E N T W I C K LU N G 

Als Lehrer/in noch einmal studieren 

Lehrer/innen können am Institut für 
Erziehungswissenschaft (IfE) der Uni-
versität Tübingen noch einmal studie-
ren. Hier wurde der Master-Studiengang 
„Schulforschung und Schulentwick-
lung“ eingerichtet und weiterentwickelt. 
Ziel des Studienganges ist es, Innovati-
onen in Schulen anzuregen und Grund-
lagen für fundierte Reformen zu schaf-
fen. In diesem Studiengang gehören 
Forschung und Entwicklung zusam-
men und ermöglichen so eine gründli-
che Auseinandersetzung mit Schule und 
Unterricht, eine anspruchsvolle Weiter-
entwicklung schulischer Felder und ein 
Hineinwachsen in eine schulbezogene 
Forschungs- und Entwicklungskultur.
Angesprochen sind Lehrkräfte, die die 
schulische Praxis weiterentwickeln bzw. 
sich für weitere Herausforderungen in 
Schulverwaltung, Schulleitung oder 
Schulentwicklung qualifizieren möch-
ten, und Personen, die ihren Schwer-
punkt in der Forschung sehen und pro-
movieren wollen. 
Der Studiengang ist offen für Absol-

vent/innen aller Lehramtsstudiengänge 
und kann in Vollzeit (4 Semester) oder 
in Teilzeit (8 Semester) studiert werden. 
Damit bietet er sich besonders für Lehr-
kräfte an, die berufsbegleitend studieren 
wollen, die eine Zeit überbrücken und 
sich dabei weiterqualifizieren möchten 
oder die eine Elternzeit nutzen wollen, 
um sich beruflich weiterzuentwickeln.
Lehrkräfte können sich ihre schulprakti-
schen Erfahrungen anrechnen lassen. In 
diesem Fall kann sich das Studium auf 
ein Studienjahr plus Abschluss-Semes-
ter verkürzen. Studienbeginn ist immer 
zum Wintersemester. Studiengebühren 
werden nicht erhoben.  

b&w

GEW lädt ein 

GEW-Konferenzen

Südbaden 

• 09.11.2018, 10:15 - 15:30 Uhr 
Hotel Stadt Breisach, Breisach

Nordbaden
• 20.11.2018, 10:15 - 15:30 Uhr
Südwerk, Karlsruhe

Die Konferenzen richten sich an alle 
GEW-Vertrauensleute und Personal-
ratsmitglieder.  Wir bearbeiten ak-
tuelle Themen und stimmen uns auf 
das Personalratswahljahr 2019 ein.

Anmeldung und wei-
tere Informationen 
unter: 
www.gew-bw.de/veran-
staltungen

B I S Z U D E N P E R SO N A L R AT S WA H L E N  
2019 F R AGT D I E b&w P E R SO N A L R ÄT/-
I N N E N D E R G E W Z U I H R E R A R B E I T. 

Ja, unbedingt. Ich setze mich gerne 
für andere ein.

Daniela Weber

Du warst letzte Woche auf der 
Personalrätekonferenz der GEW. 
Hilft dir so eine Veranstaltung für 
deine Arbeit als Personalrätin?

Das sind Einzelfallentscheidungen, 
bei denen wir beteiligt werden 
können. Wenn wir den Ausführun-
gen des RPs nicht folgen, können 
wir die Zustimmung verweigern.

Dort bekomme ich unter anderem mit, 
was in anderen Regierungspräsidien 
(RP) läuft. Wenn ich z. B. höre, dass 
Teilzeitmöglichkeiten eingeschränkt 
werden sollen, dann setze ich mich 
am RP für die Lehrkräfte ein.

Du bist BPR im RP Stuttgart. Was 
kannst du tun, wenn eine beantrag-
te Teilzeit nicht genehmigt wird?

Kommt das in letzter Zeit öfter vor?

Grundsätzlich wird jetzt strenger 
geprüft. Aber Anträge auf Teilzeit aus 
familiären Gründen werden immer 
genehmigt. Spielraum gibt es bei „sons-
tigen Gründen.“ Und wenn Anträge 
verspätet gestellt werden, ist es auch 
gut, die Unterstützung des BPR zu 
suchen.

Seid ihr erfolgreich?

Je nach Umständen: Teilzeit inner-
halb oder außerhalb der Elternzeit. 
Unterhälftig oder überhälftig. 
Rechtzeitig gestellt oder nicht. Mit 
Begründung oder ohne. Wir haben 
schon einiges in Sinne der Kolleg/

innen durchgefochten.

Machst du die Arbeit gerne?

GEW lädt ein 

Vortrag

Bildung 2030 – 7 Trends, die die 
Schule revolutionieren

11.12.2018, 18 - 21 Uhr
in Heidelberg

Abendveranstaltung  
mit Prof. Olaf Axel Burow  
(siehe auch Buchtipp auf Seite 38)

Anmeldung und wei-
tere Informationen 
unter: 
www.gew-bw.de/veran-
staltungen

Weitere Informationen 
unter: 
https://uni-tuebingen.de/
de/30513
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Unsere Jubilare im Monat November 

Die GEW gratuliert zum…

75. GEBURTSTAG
Klaus Thatenhorst 
Freiburg, * 01.11.1943
Klaus Pille 
Staufen 2, * 01.11.1943
Dieter Hillenbrand 
Edingen-Neckarhausen
* 02.11.1943, 
Gisela Oelschläger 
Kornwestheim, * 03.11.1943
Peter Braun 
Kirchzarten, * 04.11.1943
Susanne Bouché-Gauger 
Stuttgart, * 04.11.1943
Ulrike Brinkmann 
Ketsch, * 05.11.1943
Ursula Füller 
Heidelberg,* 05.11.1943
Helga Queck 
Bad Rappenau, * 06.11.1943
Tibor Prager 
Köln, * 08.11.1943
Friedhilde Ganz 
Stuttgart, * 08.11.1943
Gunther Schmidt-König, 
Dettingen, * 08.11.1943
Ulrich Koch 
Ostfildern, * 08.11.1943
Rainer Heidenreich 
Konstanz, * 09.11.1943
Helga Stoll 
Weingarten, * 09.11.1943
Renate Marus 
Stuttgart, * 10.11.1943
Dietlinde Marandi 
Karlsruhe, 10.11.1943
Hans-Joachim Burgert, 
Karlsruhe, 11.11.1943

Isolde Schnabel 
Stuttgart, 11.11.1943
Ljubica Müssigmann- 
Stojkovic 
Esslingen, 12.11.1943
Heike Kermanchahtchi 
Lahr, * 13.11.1943
Verena Schaal 
Attenweiler, * 13.11.1943
Waltraut Kunz 
Waldbronn, * 15.11.1943
Beate Reinhardt 
Neckartenzlingen,  
* 15.11.1943
Günter Weinknecht 
Dossenheim, * 20.11.1943
Hartmut Walter 
Schwäbisch Hall,  
* 21.11.1943
Joachim Irmscher 
Trossingen, * 23.11.1943
Wolfgang Roemmele 
Tuttlingen, * 23.11.1943
Hans Zittel 
Rheinau, * 24.11.1943
Karin Stadler 
Filderstadt, * 25.11.1943
Isolde Auer 
Neulußheim, * 28.11.1943
Wilfried Nagel 
Freiburg, * 28.11.1943
Rainer Müller 
Karlsruhe, * 29.11.1943
Dietmar Schneider 
Haigerloch, * 29.11.1943
Irmgard Herlemann 
Esslingen am Neckar,  
* 30.11.1943
Dagmar Geyer 
Reutlingen, * 30.11.1943

Ulla Göllner 
Stuttgart, * 30.11.1943

80. GEBURTSTAG
Dieter Schlenker 
Heidelberg, * 01.11.1938
Horst Haberhauer 
Hechingen, * 02.11.1938
Martin Schuler 
Balingen, * 06.11.1938
Gisela Dolmetsch 
Metzingen, * 09.11.1938
Eckhard Sehl 
Laupheim, * 09.11.1938
Hermann Erhardt 
Schwaigern, * 14.11.1938
Hans Schell 
Nehren, * 18.11.1938
Siegfried Spangenberg 
Wangen, * 18.11.1938
Siegbert Kessel 
Karlsruhe, * 20.11.1938
Monika Hartig 
Mössingen, * 20.11.1938
Helga Kade 
Neidenstein, * 25.11.1938
Dieter Geiger 
Bretten, * 29.11.1938

85. GEBURTSTAG
Gerold Preiss 
Schriesheim, * 19.11.1933

90. GEBURTSTAG
Ernst Stoiber 
Heidelberg, * 16.11.1928

91. GEBURTSTAG
Gerhard Häffner 
Mainhardt-Ammertsweiler,  
* 05.11.1927

Monika Gast 
Bad Krozingen, * 19.11.1927

92. GEBURTSTAG
Josef Geiger 
Tettnang, * 02.11.1926
Christliebe Jaeger 
Lahr, * 13.11.1926

93. GEBURTSTAG
Theresia Link 
Wertheim, * 12.11.1925

94. GEBURTSTAG
Anne Seidl 
Öhringen, * 02.11.1924
Maria Scheuer 
Neubulach, * 03.11.1924
Walter Reischmann 
Kenzingen, * 10.11.1924
Maria Holz 
Crailsheim, * 11.11.1924
Friedrich Leicht 
Niefern-Öschelbronn,  
* 27.11.1924
Melchior Baumhackel,  
Neudenau, * 30.11.1924

95. GEBURTSTAG
Ruth Friesch 
Stuttgart, * 15.11.1923
Irmgard Nieter 
Staufen, * 30.11.1923

99. GEBURTSTAG
Gertrud Künzel 
Zell, * 24.11.1919

Wir können aus Platzgründen nur zum 75., 80., 85. und 90. und erst danach zu jedem Geburtstag gratulieren. Jubilare, die nicht erwähnt wer-
den wollen, wenden sich spätestens zwei Monate vor dem Geburtstag schriftlich an die Redaktion b&w, Silcherstraße 7, 70176 Stuttgart.
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Eine Aufnahme in die „Totentafel“ kann nur erfolgen, wenn der Redaktion von b&w, Silcherstraße 7, 70176 Stuttgart, das Geburts- und Sterbe-
datum sowie möglichst auch der Geburts- und Sterbeort und die Amtsbezeichnung mitgeteilt werden.

Unseren Toten zum Gedächtnis

Petra Beißwenger 
* 10.07.1956 Stuttgart 
† 29.04.2018 Stuttgart

Erwin Johann Fischer 
Oberlehrer a. D. 
* 04.12.1929 Heilbronn 
† 26.06.2018 Heilbronn

Eduard Fritsch 
Rektor a. D. 
* 19.06.1936 Brünn (Tschechi-
sche Republik) 
† 10.07.2018 Künzelsau

Hans Gohr 
Schulamtsdirektor a. D. 
* 11.10.1921 in Crossen / Oder 
† 03.07.2018 Freudenstadt

Helga Günter 
GHS-Lehrerin a. D. 
* 14.09.1953 Zell im Wiesental 
† 12.07.2018 Karlsruhe

Erika Häberle 
GHS-Lehrerin a. D. 
* 09.08.1956 Laichingen 
† 26.06.2018 in Blaubeuren

Arnulf Hämmerle 
Rektor a. D. 
* 04.06.1932 Meckenbeuren 
† 30.07.2018 in Wurmlingen

Ulrike Hauschild 
* 13.03.1961 
† 27.06.2018

Stefan Jakob 
* 18.02.1962 Ravensburg 
† 15.07.2018 Kißlegg

Peter Oser 
Realschullehrer a. D. 
* 29.09.1942 Konstanz 
† 18.05.2018 Freiburg

Susanne Prassas 
GHS-Lehrerin a. D. 
* 03.10.1948 Schorndorf 
† 14.07.2018 Winnenden

Gerd Reichert 
Realschullehrer a. D. 
* 05.02.1945 Nußloch 
† 23.07.2018 Sulzburg

Werner Riexinger 
Realschuloberlehrer a. D. 
* 08.02.1935 Bad Wildbad 
† 30.06.2018 Bad Wildbad

Elisabeth Rothbächer 
GHS-Lehrerin a. D. 
* 19.04.1947 in Stolzenburg 
† 26.01.2018 in Aalen

Ulrich Schneider 
Rektor a. D. 
* 24.05.1942 Tübingen 
† 07.07.2018 Heilbronn

Wolfgang Weiss 
Gymnasiallehrer a. D. 
* 06.01.1952 Leonberg 
† 07.08.2018 Wangen / Allgäu

Maria Luise Dörner 
* 23.05.1933 Kaiserslautern 
† 27.07.2018 Villingen-
Schwenningen

Ingeborg Heitzmann 
Sonderschullehrerin a. D. 
* 02.02.1948 Ludwigsburg 
† 02.08.2018 Ludwigsburg

Heike John 
Berufsschullehrerin 
* 18.05.1971 Berlin 
† 28.08.2018 Stuttgart  

Josef Kessler 
Rektor a. D. 
* 14.05.1931 Hödingen 
† 18.08.2018 Stockach

Hans-Peter Moosmann 
Sonderschullehrer a. D. 
* 09.03.1951 Ravensburg 
† 28.07.2018 Wolfegg 
Molpertshaus

Gisela Jutta Oggel 
* 29.02.1936 Danzig-Langfuhr 
† 25.07.2018 Mannheim

Eva Pfennig 
Oberlehrerin a. D. 
* 19.06.1928 Berlin 
† 19.08.2018 Kirchheim / Teck

Jutta Raasch 
Realschullehrerin a. D. 
* 29.08.1947 Pforzheim 
† 23.05.2018 Leonberg

Elisabeth Rebmann 
GHS-Lehrerin a. D. 
* 23.12.1940 
† 03.08.2018 Eigeltingen

Christoph Schirra 
GHS-Lehrer a. D. 
* 06.10.1958 Saarbrücken 
† 13.08.2018 Bühlertal

Volkmar Schlecht 
Oberlehrer a. D. 
* 23.05.1938 Crailsheim 
† 29.07.2018 Winnenden

Peter Ueberhorst 
GHS-Lehrer a. D. 
* 24.05.1941 Hildesheim 
† 26.08.2018 Müllheim
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Alb-Donau/Ulm 

Am 8. September fand im Kornhaus-
kellercafé in Ulm ein Konzert mit der 
Liedermacherin, Harfenistin und Gitar-
ristin Daniela Maul aus Berlin statt. Die 
GEW Alb-Donau/Ulm hatte zu diesem 
Konzertabend innerhalb der Ulmer 
Friedenswochen eingeladen. 
Beim Friedensfest als Auftaktveranstal-
tung der Ulmer Friedenswochen vom 
1. September bis 3. Oktober 2018 war 
die GEW Alb-Donau/Ulm ebenfalls mit 
zwei Workshops und einer Friedenskette 
aus Friedensfahnen von Ulmer Bürger/
innen beteiligt.   Susanne Lubahn

Pforzheim/Enzkreis 

„Höma, hier gibbet töfte wat zum 
gucken“, war im original Ruhrpott-
Slang das Motto der fünftägigen Reise 
zu den klassischen Punkten einer Ruhr-
gebietstour. Die 24 Pensionärinnen und 
Pensionäre aus dem GEW-Kreis Pforz-
heim/Enzkreis erkannten schnell, dass 
die Zeit der rauchenden Schlote, der 
verdreckten Kumpels aus den Kohle-
zechen und der verpesteten Luft schon 
lange einem riesigen Freizeit- und Erleb-
nispark mit viel Grün und sauberer Luft 
gewichen ist. Die letzte Zeche wurde 
dieses Jahr geschlossen, nennenswer-
te Stahlindustrie existiert nur noch in 
Duisburg.
Mit dem ausgewiesenen Ruhrpott-Ken-
ner Wolf Härtig wurde die Gruppe an 
markanten Schauplätzen mit den Kont-
rasten des Reviers und dem Wandel der 
ganzen Region vertraut gemacht. Mit-
telpunkt in Essen war das weiträumige 
Gelände des Unesco-Weltkulturerbes 
Zeche Zollverein mit dem Ruhr-Muse-
um, Design-Museum, und der Son-
derausstellung in der Mischanlage der 
Kokerei. 
Zweiter Schwerpunkt war Duisburg mit 
dem modernen Stahlwerk bei Thyssen-
Krupp mit Hochofen, Stahlherstellung 
und Walzwerk. Aus einer Industriebra-
che wurde der Landschaftspark Nord in 
Duisburg gestaltet, heute ein lebendiges 
Begegnungszentrum fürs Ruhrgebiet. 

Aber zwischen den alten Industrieanla-
gen sind Rad- und Fußwege entstanden 
und es werden alle möglichen Sportar-
ten wie Tauchen im größten Tauchtrai-
ningszentrum Europas oder Klettern in 
einen imposanten Kletterpark des Deut-
schen Alpenvereins in den alten Möl-
lerbunkern angeboten. Und wenn die 
Dunkelheit einbricht, wird es erst recht 
aufregend im Park. Dann erstrahlen die 
ausgedienten Anlagen in bunten Far-
ben. Das Gelände erfindet sich durch die 
Lichtinstallation neu.
Uns wurden auch die typischen Werte 
im Ruhrgebiet vermittelt: Beteiligung, 
Solidarität und Zusammenhalt der aus 
vielen Nationalitäten zusammengesetz-
ten Bevölkerung. Bestes Beispiel war der 
Bau der Merkez-Moschee in Duisburg-
Marxloh als einer der größten musli-
mischen Gotteshäuser Deutschlands. 
Diese Moschee entstand im Dialog mit 
der Nachbarschaft und wurde ohne Pro-
test und Streit von allen kirchlichen und 
politischen Gruppen mitbeschlossen 
und getragen.  

Peter Koch

GEW vor Ort

Daniela MaulGEW-Mitglieder beim Besuch von ThyssenKrupp in Duisburg
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 Leseverträge 

Der Lesevertrag ist eine Vereinbarung 
zwischen der Lehrkraft und dem Kind. 
und soll regelmäßiges häusliches Lesen 
anregen. 
Burkhard Fries hat eine aktualisierte 
Fassung des Lesevertrags für das neue 
Schuljahr erarbeitet. 

Download  
unter: 
www.gew-bw.de/ 
lesevertrag 
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Lydia Stilz: „Heimat ist da, wo 
dir das Herz aufgeht – Fräulein 
Lehrerin erinnert sich“
Silberburg-Verlag, 2017, 272 S., 
19,90 Euro, ISBN: 978-3-8425-
2061-5

Buchtipps

Lydia Stilz
„Fräulein Lehrerin erinnert sich“

Die Kommission kommt vom Mittagessen im 
Dorfgasthaus zu spät zur Prüfungslehrprobe 
und stört durch leises Schnarchen. Die Schü-
ler/innen der kleinen Zwergschule im Hohen-
lohischen haben keine Chance, auf eine wei-
terführende Schule zu gehen, da es weit und 
breit keine gibt; ebenso wenig wie ein intaktes 
öffentliches Verkehrsnetz. Einen Versetzungs-
befehl findet die Lehrerin am letzten Ferientag 
vor. Die erste Fahrt mit dem vom Anfangsge-
halt 354,55 Mark ersparten Motorroller endet 
beinahe tödlich. – Nein, es ist eigentlich keine 
heile Welt, an die sich Marie Luise Seitz, „das 
Fräulein Lehrerin“, erinnert. Die württembergi-
sche Schullandschaft der Jahre 1953 bis 1970, 
zumal auf dem Lande, lässt eine heutige Lehr-
kraft in vieler Hinsicht schaudern.
Und doch freut man sich am tapferen Opti-
mismus und der pädagogischen Leidenschaft 
der Junglehrerin auf ihrem wahrhaft „lehrrei-
chen“ Weg. Freilich deutet der Titel „Heimat 
ist da, wo dir das Herz aufgeht“ auf das Genre 
Heimatroman hin, und etliche Passagen wer-
den auch arg betulich und manchmal bis zur 
Rührung kitschig erzählt. Zudem verärgern 
manche Belanglosigkeiten. Aber diese sehr 
authentische Berufsbiographie aus nicht all-
zu ferner Zeit wirkt in ihrer schlichen Aufrich-
tigkeit gerade deshalb herzerfrischend und 
macht bescheiden gegenüber den heutigen, 
oft zäh erkämpften Errungenschaften und 
Selbstverständlichkeiten.

Frank Osterlow

Martin Beer
Der beste Beruf der Welt

Erst seit 1903 dürfen Frauen in Deutschland 
studieren. Und erst seit den 50er-Jahren darf 
eine Lehrerin verheiratet sein. Doch schon 
Ende der 60er gab es in Deutschland mehr 
weibliche als männliche Lehrkräfte. Heute 
(Stand 2014/15) haben sie an den Grundschu-
len einen Anteil von 89 Prozent. Da fühlt sich 
ein Mann im Kollegium durchaus einsam, 

wenn er niemanden hat, mit dem er über Fuß-
ball diskutieren kann. Das ist die Ausgangsla-
ge für Martin Beer und sein Buch „Lebenslang 
Morgenkreis“.
Um es gleich vorwegzunehmen: Die Lektüre 
beansprucht das Zwerchfell erheblich, denn 
„Der ultimative Ratgeber für Grundschulleh-
rer/innen“, so der Untertitel, kann durchaus 
Lachmuskelkater erzeugen. Beer beschreibt 
das Klassenzimmer in seinem ersten Schul-
praktikum als einen „Ort, der so lebendig war 
wie ein Basar im fernen Orient, ein Freibad 
im Hochsommer, spannungsgeladen wie die 
Verhandlungen auf einem osteuropäischen 
Gebrauchtwagenmarkt“. Er stellt fest: „Die 
Grundschule ist ein Spiegelbild der Gesell-
schaft. Und nicht immer schauen schöne Men-
schen in diesen Spiegel“. Oder er philoso-
phiert: „Gemeinhin bedeuten Wörter, die mit 
der Vorsilbe Un- beginnen, nur selten etwas 
Gutes. Arbeiten wir gemeinsam daran, dass es 
dem Unterricht anders ergeht“ .
Das letzte Beispiel ist nicht der einzige Beleg 
dafür, dass dieses Buch bei allem Humor ein 
ernsthaftes Anliegen vertritt: Es wirbt um 
einen wachsenden Anteil von Männern in 
Grundschulkollegien. „Junge Männer, strömt 
in die Schulen!“, heißt es auf S. 8 zu Beginn des 
ersten Teils. Kein Wunder bei einem einst trau-
matischen Start des Autors ins Lehramtsstudi-
um mit drei männlichen unter 110 weiblichen 
Erstsemestern! Beer erzählt von der eher zufäl-
ligen Entscheidung für diesen Weg und von 
guten Gründen, warum „Mann trotz Grund-
schullehramt studieren sollte“  Die Zeit des 
Referendariats und der ersten Stelle danach 
sind mit all ihren kleinen Katastrophen wie 
auch den positiven Erfahrungen eine überzeu-
gende Begründung für die Berufswahl. 
Der zweite Teil von „Lebenslang Morgenkreis“ 
ist am Alphabet orientiert. Von „A wie Anlaut-
tabelle“ über „E wir Elternabend“ oder „N wie 
Noten“ führt er bis zu „Z wie Zappelphilip“. 
Jeder Buchstabe repräsentiert ein Thema, teils 
hochrelevant wie „Buchstaben“ oder „Sexual-
kunde“, teils eher der alphabetischen Vollstän-
digkeit geschuldet wie „Comic Sans MS“ oder 
„Ordnung“. Doch aus all diesen kleinen Kapi-
teln sprechen Erfahrungen, die nicht nur für 
Menschen hilfreich sind, die vor der Berufs-
wahl stehen. Auch aktive Lehrkräfte profitie-
ren von Erkenntnissen wie: „Aufgeräumte und 
saubere Schulranzen scheitern ähnlich dem 
Weltfrieden an der Natur des Menschen“. Das 
Buch schließt mit der Aufforderung: „Alle Lese-
rinnen und Leser kommen im Kreis zusammen, 
fassen sich an den Händen und dann zählen wir 
noch einmal gemeinsam die Vorteile des bes-
ten Berufs der Welt auf“. Das sind: „Abwechs-

lung, Nachhaltigkeit, Sicherheit, Freiheit und 
Solidarität. Mehr kann man von seinem Beruf 
wirklich nicht erwarten“. 
„Lebenslang Morgenkreis“ ist der originellste 
Versuch, zum Lehramtsstudium zu motivieren, 
den ich je gelesen habe. Das Buch ist bewusst 
subjektiv geschrieben, so humorvoll wie infor-
mativ und macht einfach Lust auf Schule – 
übrigens auch Menschen, die bereits im Schul-
dienst stehen.

Detlef Träbert

Olaf-Axel Burow/Charlotte Gallenkamp
Bildung 2030 – Sieben Trends, die die 
Schule revolutionieren

Wie sieht die Schule der Zukunft und des Ler-
nens aus? Darüber machen sich in diesem 
Band elf Autor/innen Gedanken. Man liest in 
dem Buch Begrifflichkeiten wie „Lernen als 
Glückserfolg“, „Perspektiven wechseln mit 
positiver Pädagogik“ oder „Entwicklungsori-
entierte Lehrerpersönlichkeiten“ und denkt 
an unverbesserliche Alt-68er-Pädagog/innen, 
die die empirische Wende verpasst haben. 
Mitnichten! Was hier begründet wird, ist eine 
Schule, die sich ändern muss und ändern wird. 
Der gesellschaftliche Umbruch mit seinen 
Trends der Globalisierung und Digitalisierung 
ist in vollem Gang, während die Schulen der-
zeit überwiegend einem überkommenen und 
rückwärtsgewandten Bild von Schule und 
Unterricht verhaftet bleiben: Immer noch ler-
nen viele zur selben Zeit das Gleiche. Immer 
noch dominieren Defizitorientierung und ein 
Leistungsverständnis, das vom Erreichen und 
Nichterreichen von gesetzten Bildungszielen 
ausgeht. Deren Bewertung ist der Dreh- und 
Angelpunkt des Schulsystems. Jedoch: „Ein Bil-
dungsprozess, dessen Ende schon zu Beginn 
feststeht, läuft konträr zur gesellschaftlichen 
Entwicklung“. Ausgehend von dieser Diagnose 
wird in dem Buch ausführlich begründet, war-
um der Sinn von Bildung, nämlich die Persön-
lichkeitsentwicklung und die zweckfreie Bil-
dung des Menschen, neu buchstabiert und ins 
Bewusstsein aller schulischen Akteure gerückt 
werden muss. Olaf-Axel Burow schreibt: „Lern-
freude und Spitzenleistungen entstehen nur, 
wenn wir unsere Neigungen erkennen, darin 
gefördert werden und eine passende Umge-
bung finden.“

Martin Beer: Lebenslang Mor-
genkreis. Der ultimative Rat-
geber für Grundschullehrer/
innen, Weinheim (Beltz) 2018, 
128 S., 16,95 Euro (als eBook 
15,99 Euro)
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Besonders überzeugt hat mich der Beitrag 
von Rolf Arnold, der mit den Kompetenzkri-
tikern hart ins Gericht geht. „Man kann viel 
wissen und nichts können“, hält er Paul Liess-
mann und Christoph Türcke entgegen, die in 
der Kompetenzorientierung den Untergang 
des Bildungssystems an die Wand malen, ohne 
einmal zu hinterfragen, warum der curricular 
basierte Unterricht so wenig nachhaltig war/
ist und Schüler/innen am Ende ihrer Schullauf-
bahn häufig keine berufliche oder Studienori-
entierung haben. Sie haben offensichtlich in 
ihrer Schullaufbahn zu wenig über ihre Stärken 
und Interessen erfahren und diese nicht entwi-
ckeln können.
Die Schule der Zukunft ist eine Potenzialent-
wicklungsschule, eine Institution der geleb-
ten Partizipation, eine Zukunftswerkstatt. 
Das sind drei der zwölf Thesen zur Zukunft 
der Schule, die „keine Schule mehr sein wird“. 
Es lohnt sich, diesen Thesen nachzuspüren, 
sei es mit dem Buch, mit dem Vortrag auf 
Youtube (Burow: „Die Zukunft der Schule 
heißt nicht Schule“) oder beim Vortrag der 
GEW Nordbaden am 11.12.2018 (siehe S. 34) 

Ute Kratzmeier

Leserbriefe 

S. 36 „Fremdsprachenunterricht – Wie 
steht es um die Sprache des Nachbarn?“
Alarm an Beruflichen Schulen

Der Artikel von Martin Villinger, Leiter der 
Frankreich-Bibliothek des Deutsch-Französi-
schen Instituts Ludwigsburg, diskutiert, was 
aus der Verpflichtung des Elysée-Vertrages 
von 1963 geworden ist, in dem Deutschland 
und Frankreich sich dazu verpflichtet haben, 
„konkrete Maßnahmen zu ergreifen, um die 
Zahl der französischen Schüler/innen, die 
Deutsch lernen, und die der deutschen Schü-
ler/innen, die Französisch lernen, zu erhö-

hen“. Dabei verschafft uns Villinger einen 
guten Einblick über die Zahl der Französisch- 
bzw. Deutschlerner/innen in den verschiede-
nen Altersstufen und zieht die Bilanz, dass 
die Entwicklung der Französischlerner/innen 
in Deutschland „derzeit (noch) keinen Anlass 
zur Sorge“ gibt. 
Betrachtet wurden dabei jedoch nur Grund-
schulen und allgemeinbildende Schulen. 
Im Bereich der beruflichen Schulen schla-
gen wir Französischlehrer und -lehrerinnen 
nämlich Alarm. Die Zahl der Französischler-
ner/innen am Beruflichen Gymnasium, dem 
Berufskolleg und der Berufsschule sinkt in 
Baden-Württemberg dramatisch. Die Schul-
leitungen haben Mühe, Kurse sowohl im 
Anfänger- als auch im Fortgeschrittenen-
Niveau zusammenzukriegen. Manche Schu-
len bieten Französisch schon gar nicht mehr 
an. Ich musste die Schule wechseln, um wie-
der Französisch unterrichten zu können. Vie-
le Französischlehrer/innen in Baden-Würt-
temberg haben sich bereits zu einer Initiative 
zusammengeschlossen, um auf diese besorg-
niserregende Entwicklung aufmerksam zu 
machen. Schließlich macht ein nicht uner-
heblicher Anteil unserer Abiturientinnen und 
Abiturienten seine Hochschulreife am Beruf-
lichen Gymnasium und dies zunehmend 
ohne Französisch. Das Fach Französisch ent-
hält aber nicht nur das Erlernen der Sprache, 
sondern auch ein kulturelles Verständnis für 
unseren Nachbarn und ist damit ein wich-
tiges friedensstiftendes Element in Europa. 
Deutschland und Frankreich sind der Motor 
Europas, der nicht aufhören darf sich zu dre-
hen. Der Abwärtstrend des Fachs Französisch 
in den beruflichen Schulen ist daher sehr 
bedenklich und muss unbedingt aufgehalten 
werden. 

Sabine Werner, Aichwald

S. 27 Stolpersteine für die ersten zwei 
Schulen mit Oberstufe
Rein pädagogisch nicht begründbar

„Die eigene Klientel der Gemeinschaftsschu-
le hat kein Interesse an einer Oberstufe.“ So 
wurde es in die Öffentlichkeit getragen – 
ohne jegliche Klärungsbemühungen, was 

für die Differenz von Anmelde- und Aufnah-
mezahlen ursächlich war. In Wirklichkeit ist 
das Interesse hoch – so wie prognostiziert. 
Aber: es mussten in Konstanz und Tübingen 
zusammen ca. 40 Schüler/innen abgewiesen 
werden, dies aus unterschiedlichen Gründen:
• ein Teil des Abschlussjahrgangs der GMS 
West bestand – da die ehemalige Realschule 
erst ein Jahr später zur Gemeinschaftsschule 
dazu stieß – formell aus Realschüler/innen, 
die zur Kl. 10 das E-Niveau nicht wählen konn-
ten,
• wesentliche Regelungen zur Einrichtung 
und Gestaltung der Oberstufe kamen so spät, 
dass einige Schüler/innen bzw. Eltern lange 
vorher sicherheitshalber einen Wechsel auf 
ein berufliches Gymnasium ins Auge fassten, 
und dafür das M-Niveau wählten, weil dies zu 
einer Berücksichtigung im 85%-Kontingent 
führen würde,
• ebenfalls aus Sicherheitsgründen, und weil 
sie nicht wussten, dass eine Versetzung in die 
Kl. 11 einen Realschulabschluss beinhaltet, 
wurde, obwohl E-Niveau möglich gewesen 
wäre, letztlich das M-Niveau gewählt.
Alle standen dann vor demselben Problem: 
den Kernfachschnitt von 2,3 im Übergang 
vom M-Niveau in die Oberstufe einer GMS 
zu erreichen. Bei Wahl des E-Niveaus (wenn 
möglich) wäre dieses Problem nicht entstan-
den. Die GMS-Akteure sind noch zu wenig 
damit vertraut, dass die Frage des Übergangs 
in eine Oberstufe nicht erst am Ende der Kl. 
10, sondern in hohem Maße am Ende der Kl. 
9 entschieden wird, denn dann entscheidet 
sich, welcher „Filter“ nach Kl. 10 greift. (siehe 
Darstellung im b&w-Artikel).
Ursächlich waren also schulrechtliche Rege-
lungen, verzögerte Entscheidungen sowie 
mangelnde Kenntnisse und Vertrautheit 
mit den Übergängen an die verschiedenen 
Typen von Oberstufen - ein klassisches Pro-
blem bei Erstbeschreitungen. Danach weiß 
man, wie der Hase läuft. Aus diesem Grunde 
ist es verständlich, wenn OB Palmer auf eine 
Sonderregelung im ersten Aufnahmedurch-
gang drängt, denn die meisten Hindernis-
gründe  waren von den Beteiligten weder zu 
verantworten noch zu verändern.
Dabei drängt sich die Frage auf, warum es 
für die unterschiedlichen Wege zum glei-
chen Abschluss, der identische Berechtigun-
gen enthält (allgemeine Hochschulzugangs-
berechtigung), verschiedene Zugangsfilter 
gibt? Diese Frage führt zur sozialpolitischen 
Implikationen unserer aktuellen Bildungswe-
gekollektion – rein pädagogisch ist sie nicht 
begründbar.

Joachim Friedrichsdorf

Bildung 2030 - Sieben Trends, 
die die Schule revolutionieren
Herausgegeben von Olaf-Axel 
Burow/Charlotte Gallenkamp
ISBN: 978-3-407-25760-4, 
Beltz-Verlag 2017 

b&w 06/2018

b&w 09/2018
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Termine 
GEW

AK Lesbenpolitik
Der AK Lesbenpolitik ist offen 
für alle interessierten Frauen. 
Wir treffen uns etwa alle 6 
Wochen von 16.45 – 19 Uhr, 
meist in der Landesgeschäfts-
stelle der GEW, Silcherstr. 7.
Die nächsten Termine sind: 
27.11.2018, 11.01.19. 28.03.19

Kreise und Ortsverbände

Böblingen
> 24.10.2018, 14:30 Uhr
Herbstausflug des GEW-Kreises
Ort: Parkplatz beim Heahr-
häusle Gärtringen. Führung 
Dorfgemeinschaft Tennental, 
Wanderung ca. 1 Stunde. Info 
bei Margot Littwin, littwin@
gew-boeblingen.de,  
Tel.: 07031 607501
> 11.11.2018, 18:00 Uhr
Jazz mit Klaus Schulze, 
Ort: Traditional Jazz Hall, 
Stuttgart, Marienstr.3b, Info bei 
Margot Littwin, littwin@gew-
boeblingen.de,  
Tel. 07031 607501
> 09.11.2018, 15:00 - 21:00 Uhr
7. Europakongress, „Europa 
aus erster Hand“. Vorträge 
und Diskussionen zu sozialer 
Gerechtigkeit und lokalen 
Handlungsfeldern.
Ort: Arbeiterzentrum Böblingen, 
Sindelfinger Str. 14
Anmeldung unter: 
boeblingen@dgb.de

> 15.11.2018, 18:30 Uhr
Kreismitgliederversammlung 
mit Beschluss der Kandidaten-
liste ÖPR-Wahlen GHWRGS
Ort: Arbeiterzentrum Böblingen

Calw/Freudenstadt
> 24.10.18, 15:30 - 18:30 Uhr
„Patientenverfügung und 
Vorsorgevollmacht“ mit Jürgen 
Ebert
Verantwortlich: Karoline Dettling
Ort: SBBZ Dornstetten
> 06.11.2018, 17:30 - 19:30 Uhr
Teilzeit – Spielräume für Gestal-
tung oder Selbstausbeutung 
mit Antje Hager-Mayer, BfC am 
SSA Pforzheim. Verantwortlich: 
Karoline Dettling
Ort: SBBZ Dornstetten
> 22.11.2018, ab 18 Uhr
Regiotreff Berufliche Schulen
Verantwortlich: Georgia Kolb
Ort: Pizzeria Buongustaio Calw

Göppingen
> 24.10.2018, 18:30 Uhr
Kreisversammlung
Ort: Heininger Hof, Bahnhofstr. 1, 
Heiningen

Stuttgart
> 05.11.2018 , 18:00 Uhr
Kreisversammlung für alle Mit-
glieder. Mit Doro Moritz. 
Ort: Aula der Schloss-Realschu-
le, Schloßstraße 53C

Lörrach:
> 07.11.2018, 17:30 – 20:00 Uhr 
Kreisversammlung
Ort: Nellie Nashorn, Tumringer 
Str. 248, Lörrach

Pforzheim und Enzkreis
> 25.10.2018, 17:00 Uhr
Rund um Kind und Familie
Referentin: Sanni Veil-Bauer, 
Vorsitzende BPR Karlsruhe
Ort: Otterstein-Werkrealschule, 
Schwarzwaldstr. 145, Pforzheim
Veranstalter: GEW-Kreisvorstand
> 06.11.2018, 14:30 Uhr
Heimat – ein Ort und ein Gefühl
Besuch der Ausstellung im 
Rathaus in Bretten. 
Heimat bedeutet für jeden 
Menschen etwas anderes und 
kann nicht nur rational erklärt 
werden. In der Ausstellung 
unseres GEW-Kollegen Gerhard 
Junge-Lampart, getragen vom 
DAF - Internationaler Freun-
deskreis Bretten e.V. und dem 
Kulturamt der Stadt Bretten, 
wird der Heimatbegriff in unter-
schiedlichen Lebenswirklichkei-
ten gespiegelt.
Veranstalter: GEW-Mitglieder 
im Ruhestand
> 29.11.2018, 14:00 Uhr
Adventliches Zusammensein: 
Unser traditioneller Jahresab-
schluss findet diesmal in der 
Nordstadtschule in Pforzheim 
statt. Veranstalter: GEW-Mitglie-
der im Ruhestand. Weiter Infos 
unter: http://gew-pforzheim.de

OV Ravensburg
> 26.11.2018, 19:00 Uhr
Vortrag zum Thema „da.gegen.
rede“. Hate Speech erkennen 
und Umgangsmöglichkeiten 
erlernen.
Ort: Tavir e.V. Gartenstr. 33,  
Ravensburg

 Fortbildung Freier Träger

Aktion Bildungsinformation
> Vom 29.10. - 02./03.11.2018 
(Herbstferien) bietet die Aktion 
Bildungsinformation e. V. Vorbe-
reitung auf die Abiturprüfung 
2019 und Realschulprüfung 
2019 verschiedene Trainings-
kurse in den prüfungsrelevan-
ten Fächern an. Alle Termine, 
Informationen etc. unter: www.
abi-ev.de/kursportal. Aktion 
Bildungsinformation e. V., Lange 
Straße 51 in Stuttgart,  
Tel.: 0711 220 216 30. 

Jugend zeigt Zivilcourage
Zivilcourage ist keine Selbstver-
ständlichkeit. Wer als jugendli-
che Person Zivilcourage zeigt, 
benötigt häufig besonders 
viel Mut. Es ist eine Heraus-
forderung, sich dem eigenen 
Freundeskreis, Mitschüler/
innen oder Erwachsenen 
entgegenzustellen, wenn sie 
jemanden diskriminieren. Mit 
dem Preis „Jugend zeigt Zivil-
courage“ zeichnet der „Lernort 
Zivilcourage & Widerstand e.V.“ 
Jugendliche aus, die zivilcoura-
giert gehandelt haben. Weitere 
Infos unter: www.lzw-verein.de

Zeit
für IhreSeelePsychische 

Gesundheit ist 
das Fundament für
ein glückliches 
und erfolgreiches
Leben.

Die Seele

Die Grenzen von 
einfacher, vorüber-
gehender und 
ernster psychischer
Beeinträchtigung
sind oft fließend.

Der Mensch

Das Früherkennungs-
zentrum des SIGMA-
Zentrums bietet einen
nieder schwelligen 
und diskreten Zugang zu
einer ziel führenden 
Prävention und
nachhaltigen Therapie.

www.frueherkennung.de

Die Kompetenz

Individuelle Behandlung.

www.sigma-zentrum.de

SIGMA-Therapie.
Das Original.

Fachkrankenhaus für 
Psychiatrie, Psychotherapie
und Psychosomatische 
Medizin
Weihermatten 1
D-79713 Bad Säckingen
Fon +49 7761 5566-0

Sofortaufnahme möglich

SIGMA-Zentrum

Abgeschlagen im Alltag, Leistungsdruck, emotionaler 
und sozialer Stress, Schlafstörungen, Schmerzsyndrome?
Anzeichen von beginnender Depression?
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Krankenversicherungsverein a. G. 

99 %
zufriedene
Mitglieder
Lt. Kundenmonitor Deutschland 2017
Branche: Private Krankenversicherungen

www.debeka.de/socialmedia

Debeka-Landesgeschäftsstellen 
in Baden-Württemberg

Kaiser-Joseph-Str. 272, 79098 Freiburg,
Telefon (07 61) 3 86 54 - 0

Augustaanlage 22-24, 68165 Mannheim,
Telefon (06 21) 17 02 78 - 0 

Rotebühlstr. 81, 70178 Stutt gart,
Telefon (07 11) 6 19 69 - 0

 

Gunzenbachstr. 8, 76530 Baden-Baden 
www.leisberg-klinik.de 

Von hier an geht es aufwärts! 
Hier erwarten Sie ein intensives und individuell ausgerichtetes Psy-
chotherapieangebot, erstklassiges Krisenmanagement, viele erlebnis-
intensive Erfahrungen, erfreulicher Rahmen (moderne Einzelzimmer, 
Genießer-Küche, wunderbare Umgebung). Wir behandeln die gän-
gigen Indikationen wie Depressionen, Burn-Out, Ängste etc. 
Kostenübernahme: Private Krankenversicherungen / Beihilfe 

Info-Tel.: 07221/39 39 30 

 

SRD REISEDIENST 
Tel. 07141-971000  oder Tel. 02262-717100  | info@srd-reisen.de  | www.srd-reisen.de 
 

  

 

Reisen für Lehrer, Schulangehörige und Kulturbegeisterte 
Rund-, Städte-, Wander-, Erholungs- und Fernreisen 

 

 
Reisen Sie in den Faschingsferien 2019 nach: 
 
- Fuerteventura 02.03.-09.03.2019 ab € 999,- p. P. im DZ 
 inkl. 1 Ganztagesausflug, „All-Inklusive“ und Flug ab/bis Stuttgart  
 
- Algarve 03.03.-10.03.2019 ab € 838,- p. P. im DZ 
  inkl. Programm, Halbpension und Flug ab/bis Stuttgart 
 
- Mallorca 03.03.-10.03.2019 ab € 847,- p. P. im DZ 
 inkl. Programm, Halbpension und Flug ab/bis Stuttgart 
 

 

Fordern Sie unser neues Programm 2018-2019 an oder informieren 
Sie sich unter www.srd-reisen.de ! 

www.schulfahrt.de

Schulfahrt Touristik SFT GmbH
Herrengasse 2

01744 Dippoldiswalde

Telefon: 0 35 04/64 33-0
✆ Service-Center Frankfurt:

069/96 75 84 17

Klasse Reisen. Weltweit.
Klassenfahrten-Reisefinder mit BUDGETPLANER

NEU
Holen Sie das Maximale aus einem vorgegebenen Reisebudget.

Teilnehmerzahl, Budget, Wunschdatum eingeben 
sofort Preis für alle Saisonzeiten erfahren! 

Rundum-Sorglos-Paket für Kursfahrten, Studienreisen ...
Tausende Schüler & Lehrer buchen immer wieder – weil es sich lohnt!



2019 erscheint das GEW-Jahrbuch zum 38. Mal. Es ent-

hält alle wichtigen Gesetze und Verordnungen sowie alle 

Veränderungen, die während des Jahres in Kraft getre-

ten sind, zum Beispiel alle Neuregelungen im Bereich des 

Schul- und Beamtenrechts.

So bestellen Sie Ihr aktuelles Jahrbuch

Per Onlineshop unter www.spv-s.de
Dort mnden Sie auch weitere *nformationen zum Bestell-

verfahren für GEW-Vertrauensleute und Schulleitungen.

Per Fax oder Post
Wir schicken Anfang November Bestellformulare an alle 

Schulen bzw. an alle GEW-Vertrauensleute. Bestellen Sie 

mit diesen Formularen per Post oder Fax.

Per Bestellformular für Einzelbestellungen
Ein weiteres Bestellformular für Einzelbestellungen mnden 

Sie in der November-Ausgabe der b&w.

Erscheinungstermin und Auslieferung
Das GEW-Jahrbuch 2019 erscheint am am 7. Januar 2019. 

Die Auslieferung erfolgt ebenso ab am 7. Januar 2019.

Preise und Versandkosten

Der Preis für das Jahrbuch bleibt 2019 stabil: 13 € für GEW-Mitglieder. Der Buchhandelspreis beträgt 25 € 

(alle Preise inkl. MwSt. zzgl. Versandkostenpauschale). 

Ab November mnden Sie alle *nformationen zum GEW-Jahrbuch 2019 auch in unserem neuen 0nlineshop unter 
www.spv-s.de. 

Fax: 0711 21030799
Per Mail: bestellservice@spv-s.de

0nlineshop: www.spv-s.de

Zu bestellen unter: 
Süddeutscher Pädagogischer Verlag

Silcherstraße 7a, 70176 Stuttgart

Aus der Praxis. Für die Praxis.

Das GEW-Jahrbuch 2019



sersanĚͲ unĚ RechnungsanschriŌ 

Fax: 0711 21030799
Per Mail: bestellservice@spv-s.de

0nlineshop: www.spv-s.de

Zu bestellen unter: 
Süddeutscher Pädagogischer Verlag

Silcherstraße 7a, 70176 Stuttgart

Echte )ilfen für den Alltag.
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Die GEW hat den Wahlkampf für die Personalratswahlen 
2019 gestartet.


